
STOP 



Early Journal Content on JSTOR, Free to Anyone in the World 

This article is one of nearly 500,000 scholarly works digitized and made freely available to everyone in 
the world by JSTOR. 

Known as the Early Journal Content, this set of works include research articles, news, letters, and other 
writings published in more than 200 of the oldest leading academic Journals. The works date from the 
mid-seventeenth to the early twentieth centuries. 

We encourage people to read and share the Early Journal Content openly and to teil others that this 
resource exists. People may post this content online or redistribute in any way for non-commercial 
purposes. 

Read more about Early Journal Content at http://about.jstor.org/participate-jstor/individuals/early- 
journal-content . 



JSTOR is a digital library of academic Journals, books, and primary source objects. JSTOR helps people 
discover, use, and build upon a wide ränge of content through a powerful research and teaching 
platform, and preserves this content for future generations. JSTOR is part of ITHAKA, a not-for-profit 
Organization that also includes Ithaka S+R and Portico. For more Information about JSTOR, please 
contact support@jstor.org. 



Revision der völkerrechtlichen Lehre vom Asyle. 



Von R. Mohl. 



Citiui ex error« quam es con- 
futione orittir veritui, 

Bico. 

In jeder Wissenschaft treten von Zeit zu Zeit andere Fragen 
in den Vordergrund. Theils bringt diess der innere Entwicklungs- 
gang so mit sich , theils sind es die wechselnden Gestaltungen 
und Forderungen des äusseren Lebens. Je nachdem dieses oder 
jenes Interesse vorwiegt, die Leidenschaften sich mehr in der 
einen oder andern Richtung gellend machen, werden auch ver- 
schiedene theoretische Salze in Anspruch genommen. Nicht sel- 
ten findet sich dann aber, dass eine Lehre, welche bisher als 
geordnet und befriedigend erachtet wurde, nur oberflächlich oder 
theilweise durchdacht und in's Ganze eingefügt ist, und somit 
keine befriedigende Auskunft über die vielfachen und scharf 
formulirten Fragen der Wirklichkeit geben kann. Oder aber 
sind neue thatsächliche Zustände und Beziehungen entstanden, 
welche bei der früheren wissenschaftlichen Feststellung noch 
unbekannt, wenigstens unbedeutend gewesen waren, jelzt aber 
den Gegenstand ganz oder theilweise unter andere Gesichts- 
punkte rücken. — In solchen Fällen ist vor Allem die Wis- 
senschaft aufgefordert, ihrer Seils die Frage einer vollstän- 
digen Prüfung zu unterwerfen und die Theorie nach bestem Wis- 
sen und Können, im vollsten Umfange und mit Berücksichtigung 
der vorliegenden praktischen Verhältnisse aufs Neue festzustellen. 
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So ist denn aber jetzt im Völkerrechte die Frage Über das 
Asy4 recht und seine etwaigen Bedingungen und Beschränkungen 
in dje erste Reihe getreten. Sie beschäftigt alle Kabinete, setzt 
die Parlamente und die Presse in Bewegung, ist Gegenstand viel- 
fachster Besprechung unter Kundigen und Unkundigen, ihre prak- 
tische Behandlung kann zu ernstesten Verwicklungen unter den 
mächtigsten Staaten Veranlassung geben. Allerdings ist diese 
Frage nichts weniger als eine neue. Zu allen Zeilen haben 
Flüchtlinge in einem fremden Staate Schutz gegen die Gewalten 
in ihrem Vaterlande gesucht. Auch waren von jeher die ver- 
schiedensten Veranlassungen zur Entfernung aus der Heimath, 
bald allgemeine Verhältnisse, bald Handlungen Einzelner. Religion 
und Staatsverfassung sind der Grund der Zerwürfnisse gewesen ; 
Küniglichgesinnle, Aristokraten, Demokraten haben sich in's Aus- 
land flüchten müssen. Hier waren es die Edelsten ihres Volkes, 
dort hassenswerlhc Verbrecher. Auch hat es an Verhandlungen 
und Streitigkeiten unter den Staaten über den den Flücht- 
lingen gewährten Aufenthalt und Schulz schon früher eben so 
wenig gefehlt, als die Lehrer des Völkerrechts und des Straf- 
rechls unterlassen haben, theoretische Sätze aufzustellen. Den- 
noch ist zu behaupten, dass der ganze Gegenstand in neuerer 
und neuester Zeit in eine ganz andere Stellung getreten ist, und 
zwar durch Zusnmmenwirkung mehrerer äusserer Gründe. Ein- 
mal waren Gährungcn und .Umwälzungen kaum noch je in so 
vielen Staaten zugleich gewesen, als jetzt, und waren desshalb 
auch noch niemals politische Flüchtlinge in so massenhafter An- 
zahl vorgekommen. Wo es sich aber von der Möglichkeit einer 
Hecrhildung handelt, treten andere Erwägungen und Forderungen 
ein, als wenn nur Einzelne zu Handlungen entschlossen sein 
können. Dieser Umstand ist aber um so mehr von Bedeutung, 
als, zweitens, zwar die Flüchtlinge jede« einzelnen Volkes einen 
eigcnlhümlichen Wunsch haben und etwa einen besonderen Zweck 
verfolgen, allein zwischen allen eine grössere oder geringere 
Solidarität der Interessen besteht. Alle können nämlich nur durch 
demokratische Umwälzungen zum Siege ihrer Meinungen und zur 
Rückkehr gelangen; und wo immer ein Umsturz einer beste- 
henden monarchischen Regierung erfolgte, wäre es wenig- 
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stens eine mittelbare Aussicht auf eigenes Gelingen. Somit muss 
denn nalurgemäss auch eine gemeinschaftliche Neigung zu gegen- 
seitiger Unterstützung unter ihnen bestehen. Bei einzelnen Na- 
tionalitäten ist die Gemeinschaftlichkeit eine besonders enge; allein 
die Gesammtheit der politischen Flüchtlinge, wo immer sie sein 
und welchem Stamme sie angehören mögen, nimmt eine gemein- 
same Stellung gegen die Monarchieen des Festlandes ein. Dass 
aber dadurch die Möglichkeit eines bedeutenden Schlages gegen 
jede dieser Regierungen sehr gesteigert ist, liegt auf der Hand. 
Endlich haben bei jetziger Leichtigkeit und Schnelligkeit der Ge- 
dankenmittheilung und der persönlichen Ortsveränderung die frü- 
heren Hindernisse der räumlichen Entfernung und der Trennung 
durch die See einen grossen Theil ihrer Bedeutung verloren. 
Es kann jetzt viel leichter, als früher, ein Unternehmen in wei- 
ter Ferne angelegt und mit Schnelligkeit und Sicherheit am beab- 
sichtigten Orte ausgeführt werden. Uniäugbar haben sich aus 
allen diesen Gründen die Gefahren, welche bestehenden Re- 
gierungen von politischen Flüchtlingen drohen, bedeutend ver- 
mehrt, und es ist begreiflich, dass in demselben Grade gesteigerte 
Forderungen auf Sicherstellung erhoben werden. Von geringerer 
Bedeutung, doch nicht ganz zu übergehen ist noch, dass durch 
die oben erwähnte Schnelligkeit der Reisen auch Solchen, welche 
sich wegen Verfehlungen gegen die gewöhnlichen Gesetze zu 
flüchten suchen, eine grössere Leichtigkeit, der Strafe und 
der Rückerstattung zu entgehen, zu Theil geworden ist. 

Selbst wenn keine grundsätzliche Meinungsverschiedenheit 
über die einzuhaltende Verfahrensweise bestünde, wäre es un- 
ter diesen Umständen Aufgabe der Wissenschaft, die früher auf- 
gestellten Lehren über das völkerrechtliche Asyl und was daran 
hängt, einer Durcharbeitung mit Berücksichtigung der neuen Ver- 
hältnisse zu unterwerfen. Immer ist es besser, wenn bei der 
Ordnung des einzelnen vorkommenden Falles kurzweg eine richtige 
Theorie angezogen werden kann. Es wird durch solche allge- 
meine Vorarbeiten die Möglichkeit falschen Gedankenganges, jeden 
Falles immer wiederkehrender Ueberlegung und Beweisführung 
erspart. Allein von nichts sind wir eben gegenwärtig weiter 
entfernt, als von einer solchen grundsätzlichen Meinungseinheit 
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unter den Staaten, oder unter den Stimmführern der öffentlichen 
Meinung. Vielmehr ist ja offenkundig, dass die Verschiedenheit 
der Ansichten über das, was gefordert und gewährt werden 
könne, unter den Regierungen zu grosser Erbitterung, in dem 
allgemeinen Bewusstsein zu entschiedener Verwirrung geführt 
hat. Abscheuliche Verbrechen haben die Gereiztheit noch ge- 
steigert, aber auch die Notwendigkeit einer befriedigenden Lö- 
sung der Frage näher gerückt. Die Pflicht der Prüfung und, 
wenn immer möglich, der Bereinigung ist eine doppelle geworden. 

Ehe aber in die Sache selbst eingegangen wird, seien einige 
Worte zur genauem Feststellung des Gegenstandes der 
Untersuchung gestattet. 

Die zunächst vorliegende Frage ist: welche Forderungen 
ein Staat an einen befreundeten Staat stellen könne hinsichtlich 
seiner Sicherstellung gegen feindselige Handlungen politischer 
Flüchtlinge, die sich zur Zeit im Gebiete der um Sicherung an- 
gegangenen Macht befinden? 

Hier leuchtet denn vor Allem ein, dass eine wirklich ab- 
schliessende Beantwortung nur auf dem Boden des Völker- 
rechtes gewonnen werden mag. Nur wo nachgewiesen wer- 
den kann, dass eine bestimmte Handlungsweise nach allgemein 
anerkannten Grundsätzen strenge Rechtspflicht ist, kann eine 
unabweisbare Forderung gestellt werden. Beweisführungen, welche 
auf die Billigkeit (comitas nationum), auf Politik, oder selbst auf 
Staatsmoral gestellt sind, lassen weit leichler eine Widerlegung 
oder wenigstens Ausweichung zu, und haben jeden Falles keine 
formell zwingende Kraft. Diess hat sich in concreten Fällen 
schon hinreichend gezeigt. 

Es ist für unbillig erklärt worden, dass ein einzelner 
Staat durch die unbeschränkte Freiheit des Aufenthaltes und des 
Gebahrens, welche er gefährlichen Umwälziingsmännern gewähre, 
viele andere Staaten in beständiger Gefahr erhalte und sie zu 
kostspieligen Sicherungsmaassregeln nöthige. Hierauf hat aber 
die Antwort nicht gefehlt: es sei in dieser Anmuthung eine dop- 
pelte eigene Unbilligkeit enthalten. Einmal, indem man der bean- 
spruchten Regierung zumuthe, Schritte zu thun, welche dem Geiste 
ihres Volkes zuwider, und deren blosser Versuch schon für ihren 
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eigenen Bestand bedenklich wäre; zweitens aber, weil man das 
für alle Partheien nützliche und von allen der Reihe nach dank- 
barst in Anspruch genommene unbeschränkte Asyl nur für sich 
selbst gelten lassen wolle. 

Wenn man es sodann für eine politische Nothwen- 
digkeit erklärt hat, dass alle Regierungen gegen den Geist 
der Umwälzung, welche sie sämmtlich bedrohe, zusammenstehen : 
so ist diese Bedrohung, und mit ihr jene Notwendigkeit, für be- 
stimmte Staaten und Regierungssysteme in Abrede gestellt, und 
als Antwort auf die Belehrung im Fache der Staatsklugheit der 
Rath ertheilt worden, durch eine Aenderung des eigenen Re- 
gierungssystemes die Veranlassung zur Unzufriedenheit, und damit 
die eigentliche Quelle der Gefährdung, zu beseitigen. 

Eine Hinweisung endlich auf die Un Sittlichkeit, einem 
Haufen von Verschwörern, Mördern und Falschmünzern Schutz 
und Möglichkeit der Begehung ihrer Verbrechen zu geben, 
ist erwiedert worden durch den Vortrag anderer Abschnitte aus 
der politischen Moral, welche die Pflichten der Regierungen gegen 
die Unterthanen behandeln. 

Solchem Gezanke, welches erbittert aber nichts entscheidet, 
kann nur durch eine gründliche und vollständige Feststellung 
des Rechtes abgeholfen werden. Eine Lösung dieser Aufgabe 
fordert dann aber in mehrfacher Beziehung hinreichenden Um- 
fang der Untersuchung. 

Vor Allem ist natürlich die Thatsache des jetzigen 
Zustandes klar und übersichtlich darzulegen '). Diese That- 
sache zerfällt aber wieder in zwei Theile. 



1) Eine Geschichte des Asylrechtes erschien für den Zweck der 
gegenwärtigen Arbeit nicht nöthig, und hätte den ohnedem schon bedeu- 
tenden Umfang derselben über die Gebühr ausgedehnt. Im Uebrigen fehlt 
es, namentlich für die früheren Zeiten, nicht an bedeutenden Vorarbeiten. 
Schon H. Grotius liefert (Lib. II, c. 21) eine Anzahl von Beispielen. So- 
dann giebt eine ausführlichere Darstellung des Asylrechtes' im klassischen 
Alterlhume und im Mittelalter Helie in seinem Traite de proc. crim., Bd. II, 
S. 641 fg., eine gedrängtere aber Berner, Wirkungskreis des Strafge- 
setzes, S 172 fg. Eine sehr gelehrte Arbeit hat jetzt begonnen: Beaure- 
paire, Essai s. I'asile religieux dans l'empire romain et la monarchie fran- 
f aise, in der Bibl. de l'ecole des Charles, Mars, 1853. Die als das Vollstän- 
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Einmal nämlich sind sowohl die positiven Gesetze und 
Rechtsgewohnheiten der bedeutendsten Staaten über die 
AufnHhme, Bestrafung und Auslieferung von Ausländern, als die 
über diese Verhältnisse geschlossenen Verträge solcher Mächte 
anzugeben. 

Zweitens aber müssen die bis jetzt aufgestellten Ansichten 
der leitenden Schriftsteller im Wesentlichen dargelegt und 
nach ihrer inneren Verwandtschaft zusammengestellt werden. 

Ist diese Uebersicht gewonnen und somit der zur Ausbil- 
dung einer selbstsländigen Ansicht nölhige Stoff gesammelt, so 
mag dann zum zweiten Hauptgegenstand, zur eigenen Lehre 
übergegangen werden. Einleuchtend ist hierbei, dass, wenn 
wirklich Ordnung geschafft werden will, ebenfalls zweierlei ge- 
schehen muss. 

Zunächst ist es mit einer blossen Ergänzung des jetzigen 
mangelhaften positiven Völkerrechtes aus der vorhandenen Masse 
von Verträgen, einseitigen Erklärungen u. s. w. nicht gethan. 
Dass diese Bruchslücke und sich geradezu widersprechenden Salzun- 
gen zur Gewinnung eines ausreichenden Systemes und eines feslen 
Standpunktes nicht genügen, ist ja eben durch den Zwiespalt 
der Meinungen und Handlungen der europäischen Staaten er- 
wiesen. Ein sicherer Boden wird nur gewonnen durch eine 
Darlegung der Sätze des philosophischen Rechtes über den 
Gegenstand , also durch eine Entwicklung und Nachweisung des 
rein Vernünftigen. Allerdings hat Lelzteres zunächst nicht die 
Bedeutung einer formellen internationalen Verabredung oder Ge- 
wohnheit. Allein, einmal, kann nur auf diese Weise eine Grund- 
lage für eine bevvusste und folgerichtige Kritik des thalsächlich 
Vorhandenen gewonnen werden, wie sie einer gründlichen Ver- 
besserung vorangehen muss. Dann aber haben die Ergebnisse 
einer solchen Forschung doch auch ihre unmittelbare Bedeu- 
tung für das Leben. Dieselben können , als die nothwendigen 
Folgerungen aus dem Wesen der Staaten und ihres gegenseitigen 
Verhältnisses, nicht nach Belieben bei Seite geschoben werden, 



digste gerühmte These von Walion (wohl eine Pariser Dissertation) habe 
ich nicht zu Gesicht bekommen. 
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weil sie etwa neu oder missliebig sind. Jeder Staat ist aus all- 
gemeinen Gründen zu ihrer Beachtung verpflichtet, und ihre Ver- 
letzung bringt ihn in Gefahr, aus der Zahl der gesittigten und auf 
gleicher Stufe des Rechtes, somit auch der gegenseitigen Aner- 
kennung, stehenden Genossenschaften gestrichen zu werden. Sie 
müssen durch richtigere Aufstellungen widerlegt, oder als Ver- 
pflichtung eingeräumt werden. 

Zweitens muss aber die Untersuchung, um hinreichend voll- 
ständig zu sein, nicht blos die Asyl frage an sich erörtern, son- 
dern eine feste Grundlage durch die Prüfung und Feststellung 
des ganzen Verhältnisses gewinnen, in welchem ein Staat zu 
der Rechtsordnung des Menschengeschlechtes über- 
haupt steht. Die Frage, in wie ferne ein Staat verpflichtet 
ist, gewisse Handlungen gewisser Menschen gegen einen gewis- 
sen Zustand ausserhalb seiner Gränzen zu verhindern , ist nur 
ein Theil der viel weiter gehenden Frage': ob und wie weit er 
überhaupt eine Verpflichtung zur Herstellung des Rechtes hat? 
Alle Beantwortungen jener Frage sind gewagt und ohne sichern 
Grund, so lange nicht der höhere Satz feststeht, von welchem 
jene nur Ableitungen sind. Möglicherweise können sie voll- 
kommen irrig sein, indem sie nicht auf ihre eigene richtige Quelle, 
sondern auf ein fremdartiges Verhältniss zurückgeführt werden. 
Die im ersten Anblicke vielleicht sehr weit erscheinende Aus- 
holung bezahlt sich reichlich; und die vielleicht Tür ganz ideal 
gehaltene Auffassung wird sich als unmittelbar praktisch erweisen. 

Steht auf diese Weise fest, was bei einer vernünftigen Auf- 
fassung der staatlichen und überhaupt der menschlichen Verhält- 
nisse sein soll, dann ist endlich noch der dritte Haupltheil der 
ganzen Aufgabe zu lösen: nämlich die Kritik des Beste- 
henden. Dass diese auch in Vorschläge zu Aenderungen und 
Verbesserungen ausläuft, liegt in der Natur der Sache, und wird 
wohl nach umsichtiger Vorbereitung nicht als Anmaassung und 
leeres Gerede betrachtet werden '). 

1) Die gegenwärtige Abhandlung lag zum Abdrucke bereit, als Bern er, 
Wirkungskreis des Strafgesetzes nach Zeit, Raum und Personen. Berlin 1853, 
erschien. Ich habe diese Schrift mit grosser Theilnahme gelesen, wie es 
unter solchen Umständen nicht anders möglich ist, und kann mich über die 
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einfache, lichtvolle Darstellung, die Klarheit des Gedankens und die sorg- 
fältige Benützung des Stoffes nur lobend aussprechen ; so wie ich gerne 
anerkenne, auf einige Fragen erst durch sie aufmerksam geworden zu sein. 
Dennoch unterlasse ich die Bekanntmachung meiner Arbeit nicht. Nicht nur 
stehen wir, der Kriminalist und der Publicist, auf verschiedenen Standpunkten 
und haben verschiedene Thätigkeitsrichtungen des Staates zunächst im Auge ; 
sondern wir gehen auch von anderen obersten Sätzen aus, und kommen daher 
vielfach zu abweichenden Ergebnissen. Der von mir in der Abhandlung 
ausgesprochene Wunsch einer contradictorischen Behandlung des wichtigsten 
Gegenstandes ist somit früher erfüllt, als ich hoffen durfte. Möge es nicht 
hierbei sein Bewenden behalten ! — Es ist nalürlich nicht meine Sache, als 
Richter zwischen unserer beiderseitigen Auffassung aufzutreten ; doch sei es 
mir erlaubt , zur Bezeichnung des Verhältnisses Folgendes zu bemerken. 
Es wird sich aus dem Verlaufe meiner Erörterung ergeben, dass. ich die 
ganze Lehre von der internationalen Rechtspflege auf Einen Gedanken zu 
stellen suche, nämlich auf die Pflicht des Staates, zu einer Weltrechtsordnung, 
beizutragen ; und ich deute wenigstens an , in wie ferne auf dieser Grund- 
lage auch solche Fragen, welche zunächst von mir nicht behandelt werden 
wollten, eine gemeinsame Lösung linden werden, so z. B. das internationale 
Privatrecht im engern Sinne des Wortes. B e r n e r dagegen begnügt sich 
zwar auch nicht mit dem so oft missverstandenen Territorial - Prinzipe des 
Strafrechtes, sondern sucht für eine weitere Thätigkeit des Staates wissen- 
schaftliche Begründung; er findet diese aber nicht in Einem Grundsatze, 
sondern geht in den drei Hauptfragen, in welche ihm der Gegenstand (so 
weit er uns gemeinschaftlich ist) zerfällt, von drei besonderen Sätzen 
aus. Die Bestrafung der Inländer für ihre im Auslande begangenen Ver- 
brechen stützt er auf eine Persönlichkeit des Strafgesetzes; die Bestrafung 
der Ausländer wegen der im Auslande gegen uns begangenen Handlungen 
auf ein in solchem Naturzustande bestehendes natürliches Strafrecht; die Aus- 
lieferung der Verbrecher endlich auf eine Pflicht des Staates, andere Staaten 
in ihrer Rechtspflege zu unterstützen Hiernach stellt sich denn die Sache 
so: wenn meine einzige Grundlage falsch ist, dann stürzt auch das ganze 
darauf gegründete Gebäude zusammen ; wenn es aber wissenschaftlich nöthig 
ist, die, unzweifelhaft nahe verwandten, Fragen Berner's unter Einen 
obersten Gedanken zu stellen , um zu einem befriedigenden Abschlüsse zu 
kommen, dann ist er nicht zum Ziele gekommen. Um diese Punkte wird 
sich also das l'rtheil unserer beiderseitigen Kritiker zunächst drehen. 
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I. 

Der thatsächliche gegenwärtige Zustand. 

l. 
Das positive Recht der bedeutendsten Staaten. 

Die Gewährung eines Asyles für die polizeilich oder ge- 
richtlich verfolgten Unterthanen anderer Staaten , so wie das 
Recht, beziehungsweise die Pflicht, zur Auslieferung solcher Per- 
sonen, sind nur Theile des gesammten Verhaltens der Staaten 
zur Bestrafung der Verbrechen überhaupt. Ein richtiges Ver- 
sländniss der Bestimmungen über jene Fragen ist somit bedingt 
durch eine Kenntniss des ganzen Systemes. Es kann daher auch 
im Nachstehenden nicht blos der Stand der Gesetzgebung über 
das Asylrecht, sondern muss überhaupt ein kurzer Ueberblick 
über die von den verschiedenen Staaten gegenüber vom Ver- 
brechen eingehaltenen Grundsätze gegeben werden. 

Vollkommene Einstimmung herrscht unter allen Staaten da- 
rüber, dass ein jeder Staat das Recht hat, die von seinen eigenen 
Unterthanen, im eigenen Gebiete, gegen ihn selbst oder gegen 
Mitunterthanen unternommenen Verbrechen nach seinem Gutdün- 
ken zu verhindern, beziehungsweise zu bestrafen. — Dieser Satz 
ist so unbestritten, dass es der Anführung von Beweisstellen 
nicht bedarf. 

Ebenso ist völlige Einstimmigkeit darüber, dass jeder Staat 
berechtigt ist, Ausländer während, ihres Aufenthalts in seinem 
Gebiete seiner Polizei- und Rechtsgesetzgebung zu unterwerfen, 
demgemäss auch die einheimischen Strafgesetze gegen sie an- 
zuwenden wegen der von ihnen gegen ihn selbst oder gegen seine 



470 Völkerrechtliche Lehre 

Unlerthanen während dieses Aufenthaltes begangenen Verbrechen. 
Eine Milderung der Strafen oder völlige Unzurechnungsfähigkeit 
wegen angeblicher Unkenntniss der Gesetze ist jeden Falles nicht 
die Regel. — Belege der gesetzlichen Stellung der Fremden un- 
ter das einheimische Recht sind unter anderen folgende: für 
Oesterreich, Crim.Ges.Buch , § 31; für Preussen, Land- 
recht, II, Tit. 29, § 12 und 13; für Baiern, Publicat. Pat., 
Art. 4; für K. Sachsen, Straf.G.B., Art. 9; für Württem- 
berg, Straf.G.B., Art. 4; für Frankreich, Code civil, Art. 3; 
ebenso für Belgien; für den Kirchenstaat, Slraf.Pr.O., Art. 
60; für England und die Vereinigten Staaten von Nord- 
Amerika vergl. Story, Conflict of laws, ed. 2, § 620. 

Endlich ist auch darüber keinerlei Meinungsverschiedenheit, 
dass ein Staat unbedenklich das Recht, und dass er die Pflicht hat, 
Verbrechen zu bestrafen , welche von seinen , bleibenden oder 
vorübergehenden, Unterlhanen in seinem eigenen Gebiete ge- 
gen auswärtige Staaten oder deren Angehörige begangen 
wurden. Sehr viele Fälle, zum Theil von grosser geschichtlicher 
Berühmtheit, liegen als Belege vor; so z. B. Pressprozesse, we- 
gen Beleidigungen fremder Regierungen. Die dabei vorgekom- 
menen Streitigkeiten betreffen nicht den Grundsatz, sondern un- 
tergeordnete Fragen, z. B. ob auf eine Beschwerde zu warten 
oder das gerichtliche Verfahren von Amiswegen zu beginnen sei. 
(So die Beschwerde des Consuls Bonaparte über das Verhalten 
Englands in Pelletier's Sache.) Und ebenso ist es kein Beweis 
einer gegentheiligen Ueberzeugung , wenn verletzte Staaten zu- 
weilen nicht Bestrafung, sondern Wegsendung des Beleidigers 
verlangen. Theils finden sie in solcher gänzlicher Entfernung 
eine grössere und nachhaltigere Sicherheit für sich ; theils mögen 
sie zuweilen eine solche Verwallungsmaassregel der Oeffenllich- 
keit eines Strafverfahrens vorziehen '). 

1) Diess sind offenbar die Gründe, aus welchen im J. 1834 die meisten 
Nachbarstaaten nur Wegweisung der Theilnehmer an dem Savoyer Zuge, 
nicht aber Bestrafung derselben von der Schweiz verlangten. Dass aber auch 
letztere als im Rechte begründet angesehen wurde, beweist z. B. die sardinische 
Note vom 23. April 1834 (Wartens, TS. Suppl., Bd. III, S. 819); und noch 
mehr das Verhalten von Frankreich , welches seiner Seits wirklich gericht- 
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Geringere Uebereinstimmiing besteht dagegen hinsichtlich der 
Frage, ob ein U n t e r t h a n wegen eines im Auslände began- 
genen Verbrechens bestraft werden kann. Die Staaten zerfallen 
in dieser Beziehung in vier verschiedene Gruppen. — Nach dem 
Rechte Englands und Nordamerika 's beschränkt sich die 
Strafgewalt des Staates strenge auf das eigene Gebiet, und er 
weist jede Zuständigkeit über Handlungen zurück, welche im 
Auslande begangen sind, gleichgiltig von wem und gegen wen 
gehandelt wurde. S. Story a. a. 0. — In schroffem Gegensatze 
hiermit stehen die meisten deutschen Staaten, z. B. est er- 
reich, Preussen, Baiern, K.Sachsen, Baden u.s. w. '). 
Diese Staaten bestrafen jedes im Auslande von einem ihrer An- 
gehörigen, sei es nun gegen sie selbst und ihre Angehörigen, 
oder sei es gegen Fremde begangene Vergehen, und zwar ein- 
fach nach dem eigenen Gesetze. S. österreichisches Straf. - 
G.B., § 30; preussische Crim. Proc. Ordn., § 97 und 98; 
baier isches Slraf-G.B., II, Art. 30; sächsisches Slraf-G.B., 
Art. 2; badisches Straf-G.B., Art. 4; hannoversches Straf- 
G.B., Art. 2. Siehe ferner die verschiedenen Verträge über die Be- 
strafung der von den eigenen Unterthanen in fremdem Lande 
begangenen Forst-, Jagd-, Feld- u. s. w. Frevel. So z. B. zwi- 
schen Oesterreich und Preussen vom 21. März 1842, zwischen 
Kurhessen und Sachsen - Weimar, vom 1. Sept. 1842, zwischen 
Preussen und S. Kobu>-g, vom 27. Dec. 1847 (sämmtlich bei 
Martens, N. R. G.). Keine Beschränkung, sondern vielmehr 
eine Bestätigung des Grundsatzes ist es, dass das preussische, 
das badische und das hannoversche Gesetz den Eintritt 
einer Strafe in dem Falle beseitigt, wenn die fragliche Handlung 
nur nach dem fremden, nicht aber auch nach dem preussischen 
u. s. w. Gesetze für strafbar erklärt ist. Ebenso sind einige 



liehe Schritte anordnet. Wenn die Schweiz nicht bestrafte, so übte sie da- 
mit kein Recht ihrer Unabhängigkeit, sondern blieb einfach auch in dieser 
Beziehung hinter ihren völkerrechtlichen Verpflichtungen zurück, was ihr 
denn bekanntlich auch von allen Seiten unumwunden genug gesagt worden ist. 
1) Eine verdienstliche Zusammenstellung der einschlagenden deutschen 
Gesetzgebungen und der da'zu gehörigen Literatur giebt Berner, Wirkungs- 
kreis des Strafgesetzes, S. 112 fg. 

ZeiUchr. für SuaUw. 1833. 3< Heft. 31 
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weitere Bestimmungen des badischen Gesetzes unerheblich oder 
selbstverständlich. — Eine drille Gruppe bilden diejenigen Staa- 
ten, welche zwar im wesentlichen sich dem zuletzt erwähnten 
Grundsätze anschliessen, namentlich also auch die von ihren Un- 
terlhanen gegen fremde Staaten und Bürger widerrechtlich be- 
gangenen Handlungen bestrafen, doch aber diess von — ziemlich 
grundsalzlosen — Bedingungen abhängig machen. Hierher ge- 
hören z. B. Sardinien und Württemberg. Jenes will näm- 
lich, nach Art. 6 seines Straf.G.B's, zwar die in der Fremde und 
gegen Fremde begangenen Verbrechen (critnes) unbedingt be- 
strafen, die Vergehen (diliis) dagegen nur im Falle der Reci- 
procilät des verletzten Staates. Ausserdem gestaltet es eine Herab- 
setzung der Strafe um eine Stufe. Württemberg dagegen macht 
die Ausübung seiner Strafgewalt davon abhängig, dass die frag- 
liche Handlung in dem jetzt verletzten Staate überhaupt mit Strafe 
bedroht ist, insbesondere aber bestraft werden würde, wenn sie 
dort gegen Württemberg begangen worden wäre. Auch gestat- 
tet es die Anwendung eines etwaigen milderen Strafmaasses des 
Staates, in welchem das Verbrechen verübt wurde. — Die vierte 
Abtheilung endlich bieten diejenigen Staaten, welche eine Be- 
strafung ihrer Unterthanen wegen der im Auslande begangenen 
Handlungen auf bestimmte Galtungen von Verbrechen beschrän- 
ken, bei den übrigen also Straflosigkeit eintreten lassen. Es ist 
diess eine wesentlich französische Ansicht, welche aber von 
Anderen auch angenommen worden ist. Nachdem nämlich im 
älteren französischen Rechte und selbst noch nach dem Gesetz- 
buche vom Brumaire des Jahres IV die Bestrafung als allgemeine 
Regel stattgefunden hatte, wurde sie durch den Code de proc. 
crim. , Art. 6 und 7 , auf einzelne bestimmte Verbrechen be- 
schränkt; und zwar sind vorab alle gegen Fremde im Auslande 
begangene Verbrechen ganz straflos, von den gegen den fran- 
zösischen Staat aber begangenen sind nur einzelne bestimmte 
strafbar, (namentlich Verletzung der Sicherheit des Staates und 
Fälschung seiner Siegel, Münzen und Geldpapiere,} und die gegen 
einzelne französische Unlerthanen begangenen werden nur ver- 
folgt, wenn die Beschädigten klagbar auftreten. Ein im J. 1842 
gemachter Versuch, allgemeine Strafbarkeit der im Auslande be- 
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gangenen Verbrechen und Vergehen gesetzlich einzuführen, wurde 
nicht verfolgt. Diesen Grundsätzen schliessen sich nun im We- 
sentlichen an: Belgien, Gesetz vom 30. Dec. 1836, und Hol- 
land, Slmfproc.O. vom 1. Okt. 1834, welche zwar die von 
einem Unlerthanen im Auslande gegen den eigenen Staat oder 
einen Landsmann begangenen verbotenen Handlungen unbedingt 
bestrafen, die gegen Fremde begangenen aber nur in bestimmten 
schwerern Fällen, z. B. Mord, Brandstiftung, Nothzucht, Fälschung 
u. dgl. Belgien namentlich in den Fällen, in welchen es auch 
eine Auslieferung fremder Flüchtiger bewilligt. Höchst auffallend 
ist die Wendung, welche das darin städtische Slraf-G.B. 
von 1841 der Gestattung von Ausnahmen in der Bestrafung 
giebt. Grundsätzlich werden nämlich hier nur die gegen einen 
deutschen Bundesstaat begangenen Verbrechen bestraft; bei 
den übrigen Staaten hängt die Verfolgung von der jeweiligen 
Billigung des Justizministeriums ab. Auch darf es wohl min- 
destens als sehr eigenthümlich bezeichnet werden, dass eine ge- 
milderte Strafe noch erfolgen kann , wenn der im Auslande sich 
verfehlende Hesse dort bereits gestraft oder begnadigt, und sogar, 
wenn er dort freigesprochen ist. 

Eine bemerkliche Verschiedenheit der Ansichten findet fer- 
nerhin unter den europäischen Staaten über die Frage statt, ob 
ein Staat die von einem Ausländer im Auslande gegen ihn 
selbst oder gegen einen seiner Unlerthanen begangenen Verbre- 
chen zu bestrafen berechtigt ist, falls er den Thäter später in 
seinen Gewahrsam bekömmt, sei es durch Auslieferung, sei es 
nach freiwilligem Betreten des diesseitigen Gebietes? — Das 
englische Recht hält auch hier strenge fest an seinem allge- 
meinen, Grundsatze von der Territorialität der Verbrechen, was 
in diesem Falle um so bemerkenswerter ist, als das unbedingte 
Asylrecht Englands und Nordamerika^ ihnen auf diese Weise 
die unantastbare Duldung fremder Verletzer ihrer eigenen Rechts- 
ordnung aufnöthigen kann. — Eine zweite, von sehr vielen Staa- 
ten angenommene, Ansicht geht, gerade entgegengesetzt, dahin, 
dass der Staat vollkommen berechtigt sei, auch ausländische Ver- 
letzer seiner Gesetze nach eigenem Rechte zu bestrafen, wenn 
er derselben auf erlaubte Weise habhaft geworden ist. Nicht 

31* 
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nur sämmtliche deutsche Staaten, sondern auch einige an- 
dere, welche sich in sonstigen Fällen der französischen Auffassung 
anschliessen, wie z. 6. Holland, halten diesen Grundsatz fest. 
Man sehe z. B. das österreichische Straf-G.B., § 31; das 
haierische Publicat.-Patent, Art. 4 , und das Strafgesetz, Art. 
3 1 ; das hannoversche Straf-G.B., Art. 3 ; das k. sächsische 
Straf-G.B., Art. 4 (somit denn auch das wcimar'sche, allenburg'- 
sche Gesetz); das württem bergische Straf-G.B., Art. 4; das 
oldenburgische, Art. 514 fg.; die braunschweig'sche 
Verf.Urk., Art. 205; das b ad i sc he Straf-G.B., Art. 5; die hol- 
ländische Strafprocess-O. von 1838. Zu demselben Grund- 
satze bekennt sich auch ßussland, Criminal- Gesetzbuch von 
1845, § 175. Nur untergeordnete Beifugen sind es aber, wenn 
Oeslerreich in solchen Fällen das mildere auswärtige Gesetz an- 
zuwenden erlaubt, dagegen aber, ebenso auch Baiern, jeden Fal- 
les Ausweisung des Bestraften anordnet. — Verschieden hiervon 
ist denn aber wieder, drittens, die Bestimmung der Gesetze aus 
der Familie des französischen Rechtes, also Frankreichs selbst, 
Sardiniens und Belgiens. Diese- Bestimmung lehnt sich 
nämlich, wie sie freilich folgerichtigerweise thun musste, an die 
Vorschriften über, die Bestrafung der eigenen Untertbanen, welche 
sich im Auslande verfehlten, an. Nachdem nämlich das ältere 
französische Recht keine bestimmte Sätze darüber enthalten, 
das Strafgesetzbuch vom Jahre IV, Art. 12, aber die Bestrafung 
von Ausländern ausdrücklich nur auf die Fälscher von Geld oder 
Geldpapieren beschränkt, für alle übrigen nur Ausweisung aus 
dem Gebiete der Republik angeordnet hatte: dehnte der Code 
d'instr. crim. , Art: 6, die Bestrafung auch auf Diejenigen aus, 
welche die Sicherheit des französischen Staates angegriffen oder 
seine Siegel gefälscht hatten. Verbrechen gegen einzelne Fran- 
zosen oder im Auslande begangen bleiben ungestraft; auch findet 
kein Contumacialverfahren statt, da nur gegen Solche, welche 
wirklich in der Gewalt des Staates sind, vorgeschritten werden 
soll. Ganz dieselben Bestimmungen gelten in Belgien; und in 
Sardinien ist nur die Abweichung, dass auch, wenn es sich 
von einem gegen einen einzelnen Sardinier begangenen Verbre- 
chen handelt, die Bestrafung angestrebt, zu dem Ende aber zu- 
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nächst die Auslieferung an das forum delicti commissi angebo- 
ten, und erst nach dessen Ablieferung selbst eingeschritten wird. 

Nur sehr selten findet sich eine Bestimmung in den Gesetzen 
über den Fall , wenn ein Ausländer im A u s 1 a n d e gegen 
ausländische Staaten oder Privatpersonen gefehlt hat. Die 
bei weitem meisten Staaten betrachten einen solchen Fall als gar 
nicht vor ihre Gerichtsbarkeit gehörig; und nur etwa bei der 
Erwägung, ob einem Fremden Aufenthalt gestaltet werden wolle, 
wird Rücksicht auf frühere Rechtswidrigkeilen dieser Art genom- 
men, oder kann bei denjenigen Staaten, welche ungestrafte Ver- 
brecher ausliefern, diese Frage zur Sprache kommen. (Beides 
natürlich nicht in denjenigen Staaten , welche eine unbedingte 
Asylforderung gegen sich zulassen.) — Dennoch haben einzelne 
wenige Staaten die Abneigung gegen Störung der Rechtsordnung 
überhaupt so weit getrieben, dass sie, wenn kein näher Berech- 
tigter oder Verpflichteter eine Strafe erkennen will, sich für be- 
rufen erachten, auch in dem vorliegenden Falle zur Zufügung 
der verdienten Strafe beizutragen. So namentlich Oesterreich, 
Baiern und Sachsen sammt der sich anschliessenden ver- 
wandten Staaten. (Siehe die nächst vorstehenden Stellen der 
betreffenden Gesetzbücher.) Doch findet ein verschiedenes Ver- 
fahren, statt. In den sächsischen Staaten ist zunächst nur 
Anfrage bei dem Justizministerium vorgeschrieben, welche aber 
freilich, wenn die Bestimmung einen Sinn haben soll, einen Be- 
fehl zur Auslieferung oder zu eigenem Einschreiten veranlassen 
kann. Nach baierischcm Gesetze muss immer die Auslie- 
ferung an den verletzten Staat angebolen werden ; im Falle einer 
Annahmeverweigerung aber erfolgt nur Ausweisung, nicht eigene 
Bestrafung. Am weitesten geht Oesterreich, welches aller- 
dings auch in erster Linie Auslieferung anbietet, auf Weigerung 
der Annahme aber nun selbst bestraft und überdiess schliesslich 
ausweist. 

Enge an die vorstehenden Beslimmungen über die Rechte 
und Pflichten der Staaten zur eigenen Bekämpfung der Verbre- 
chen durch Strafen, schliessen sich nun aber auch die Grund- 
sätze an, nach welchen durch blose Auslieferung an dem 
zunächst Verletzten zur Herstellung der Rechtsordnung mitge- 
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wirkl wird. Die Auslieferung ist Iheils eine Ergänzung des ei- 
genen Handelns, Iheils eine Vertretung desselben; und es ist 
einfache logische Nothwendigkeit, dass die verschiedenen Staa- 
ten sich zu dieser Frage ebenfalls sehr verschieden verhalten, 
je nachdem sie überhaupt die Aufgabe fassen , auch ausserhalb 
des Kreises ihrer Unlerthanen oder ihres Gebietes zur Aufrecht- 
erhaltung der Rechtsordnung mitzuwirken. Eine scharfe Bezeich- 
nung der verschiedenen Systeme ist freilich dadurch nicht wenig 
erschwert, dass sich gerade hier in vielen einzelnen Fällen theils 
Klugheitsrücksichten, theils Leidenschaften geltend machen, und 
weder ein sich beständig gleichbleibendes, noch ein freies blos 
der eigenen Ueberzeugung folgendes Handeln gestatten. Es mag 
daher im Folgenden nur angegeben werden, was die verschie- 
denen Staaten als Regel aufstellen, während daneben oft genug 
einzelne abweichende Handlungen oder selbst einzelne auf an- 
deren Grundsätzen ruhende Verträge aufzufinden sind. — Zu 
richtiger Einsicht und Vollständigkeit ist im Uebrigen nöthig, 
nicht nur, dass immer die Auslieferung der eigenen Unlerthanen 
von der Auslieferung Fremder, gewöhnlich Flüchtiger, unterschie- 
den wird, bei beiden aber wieder die Auslieferung wegen an- 
geblicher staatlicher und wegen sogenannter gemeiner Verbre- 
chen; sondern dass auch die Grundsätze aufgeführt weiden, nach 
welchen die ejnzelnen Staaten hinsichtlich der Aufnahme Fremder 
in ihr Gebiet und in ihren Schulz verfahren. Es fällt nämlich 
in die Augen, dass eine grosse Bereitwilligkeit in dieser Be- 
ziehung dem Verhallen bei Auslieferungen eine ganz andere 
praktische Bedeutung giebt, als wenn thalsächlich keine oder nur 
wenige Flüchtlinge überhaupt zugelassen werden. Namentlich 
wo Leichtigkeit der Aufnahme und Erschwerung der Auslieferung 
zusammenfallen, müssen die Folgen für den Staat selbst und für 
andere Staaten von grosser Bedeutung sein. 

Ordnet man die Staaten in eine fortlaufende Reihe von 
Gruppen, je nachdem sie in steigendem Maasse zur Aufrechter- 
hallung der Rechtsordnung in fremden Gebieten mittelst Nicht- 
zulassung Flüchligcr und durch Auslieferungen mitwirken, so 
kann darüber kein Zweifel sein, dass England und die Ver- 
einigten Staaten von Nordamerika zuerst zu nennen 
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sind. Offenbar verstehen sieh diese am wenigsten von allen 
Staaten zu einer Beihülfe der bezeichneten Art; und zwar in 
doppeller Weise. Einmal halten sie ihr Gebiet jedem Ausländer 
ohne Unterschied und ohne Untersuchung offen, verzichten sogar 
auf das Recht, einen ihnen selbst unwünschensvverthen Fremden 
vom Betreten der Gränzen abzuhalten oder denselben auszu- 
weisen. Zweitens finden sie sich nicht berufen, dem, oben des 
Näheren geschilderten, geringen Maasse eigener positiver Mit- 
wirkung zur Bestrafung fremden Verbrechens durch häufige Aus- 
lieferungen nachzuhelfen ; sondern sie bleiben vielmehr auch in die- 
ser Beziehung ihrer Ansicht getreu, sich nur um das zu kümmern, 
was im eigenen Gebiete gegen das eigene Gesetz geschieht. — 
Demgemäss wird denn zunächst das Asylrecht gegenüber von 
allen anderen Staaten ganz unbedingt in Anspruch genommen 
und kein Begehren einer Zurückweisung oder Wiederwegsendung 
erfüllt; ja sogar der Regierung selbst das Recht nicht gegeben, 
wegen eigener Belästigung oder Gefahrdung durch einen Frem- 
den eine Beschränkung oder Ausweisung desselben anzuordnen. 
Das Asyl ist sowohl Recht als Pflicht. Sodann ist die Auslieferung 
von Verbrechern auf das geringste Maass beschränkt. Eine Aus- 
lieferung eigener Bürger findet niemals und wegen keines Ver- 
brechens statt; (so dass dieselben, wenn sie ihr Vaterland glück- 
lich erreichen können, keinerlei Strafe wegen einer im Auslände 
begangenen Handlung ausgesetzt sind.) Aber auch Ausländer 
werden nur sehr selten ausgeliefert; und zwar wegen staatlichei 
Verbrechen gar nicht, wegen gemeiner Verbrechen etwa in be- 
sonders schreienden Fällen gröbster Art ')• — D° cn werden 



1) Lediglich nach der Gesetzgebung des betreffenden Staates ist natür- 
lich zu entscheiden, wer als Bürger und wer als Ausland er zu behan- 
deln ist. Es steht ganz in ihrem Belieben, die Bedingungen der Indigcnats- 
erwerbting schwer oder leicht zu setzen , auch Aenderungen in denselben 
vorzunehmen. Ebenso mag sie einem erst naturalisirten Bürger, vorüber- 
gehend oder lebenslänglich, bestimmte politische Rechte verweigern, ohne 
dass seine Haupleigcnsehaft dadurch verändert würde und er gegenüber vom 
Auslande keinen Schutz erhielte. Nicht das Mindeste ist daher von Seiten 
fremder Staaten dagegen einzuwenden, wenn jetzt in England , nach Act. 7 
und 8. Viel. c. 55, eine blose Urkunde des Staatssekretärs anstatt der früher 
notwendigen Parlamentsakte Naturalisation verleiht; und eben so weni( 
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freilich diese Grundsätze nicht so ganz ausnahmslos eingehalten, 
wie man oft annimmt und auch wohl mit zweifelhaftem Selbst- 



ist England gehindert , die Auslieferung eines solchen naturalisirten. Bürgers 
zu verweigern, weil demselben das staatsbürgerliche passive Wahlrecht ent- 
zogen ist. — Dagegen liegt es in der Natur der Sache, dass der Staat Solche, 
weiche er in seinen Verband noch nicht als wirkliche Mitglieder aufgenom- 
men hat, auch noch nicht als solche erklären und beschützen kann; und 
aus den elementarsten Rechtsbegriffen ergiebt sich, dass die erst theilweise 
Erfüllung der gesetzlichen Aufnahme - Bedingungen noch keine Veränderung 
im Rechtsstande hervorbringt. Auch ist unzweifelhaft, dass es keinen recht- 
lichen Zustand zwischen Bürger und Kichtbürger giebt; wer nicht Bürger 
ist, ist Ausländer. Desshalb beruht denn die von den Vereinigten Staaten 
in dem Koszta-Handel aufgestellte Theorie, dass ein Ausländer durch ein- 
faches Domicil Anspruch auf Staatsschutz gegen Aussen erwerbe, selbst 
wenn er nicht einmal die Absicht habe, das Bürgerrecht zu erlangen, auf 
entschiedenster Begriffsverwirrung oder unerträglicher Anmaassung. Die zur 
Rechtfertigung des Satzes aufgestellte Behauptung, (s. die Kote des Staats- 
sekretärs Marcy vom 25. Sept. 1853, in New-York Weekly Herald, Nro 880,) 
dass eine solche Person nach allgemein anerkannten völkerrechtlichen Sätzen 
zwar nicht naturalisirt, wohl aber nationalisirt sei, ist geradezu aus 
der Luft gegriffen. Ein solcher Unterschied von Naturalisation und Nationa- 
lisirung ist noch gar nie, weder in der Wissenschaft noch im Leben, aufge- 
stellt worden; und ist überhaupt Nationalität undKalionalisirung gar kein Rechts- 
begriff, sondern eine geschichtliche oder psychologische Thatsache. Die zum 
Beweise der Behauptung beigebrachten Grunde sind höchst kläglich. Die 
Stelle aus Kenl's Commentarien spricht gar nicht von Bürgerrecht oder Na- 
tionalität, sondern von der Unterwerfung fremder Kaufleute unter das Lan- 
desrecht. Die Gewohnheit der Consuln in der Levante , auch Nichtlands- 
leute in ihren Schutz zu nehmen, ist eine völlige Singularität jener halb- 
barbarischen Zustände. Und wenn endlich der amerikanische Minister glaubt, 
die so naheliegende Einwendung eines unerträglichen Missbrauches seiner 
lheorie durch die Behauptung entkräften zu können, dass im Falle eines 
gegen das Ausland begangenen Verbrechens von Seilen eines „Naturalisirten" 
das Verhältnis« werde als erschlichen erklärt werden: so ist diess nur aus 
völligem Mangel aller Kechtsbildung zu erklären. Wie kann bei der That- 
sache des Domicils und den rechtlichen Folgen derselben von gutem oder 
schlechtem Glauben die Rede sein? Wo macht die Gesetzgebung der Ver- 
einigten Staaten die Erwerbung des Bürgerrechtes oder der Nationalität von 
einer Absicht oder einer Unsträflichkeit des Betragens abhängig ? Wie kann 
ein Bürgerrecht durch ein Verbrechen im Auslände verloren gehen? Die 
ganze Streitfrage berührt die Lehre vom Asylrechte nur gelegentlich, und 
ihre Bedeutung liegt ganz wo anders: dennoch ist auch auf jenem Felde 
hinreichender Grund zu ernstliclister Bekämpfung der amerikanischen Be- 
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lobe aufstellt. England hat schon mit grosser Heftigkeit Schutz 
von fremden Regierungen gegen Umtriebe verlangt, welche in 
dem Gebiete der letztem gegen seine Rechte unternommen wur- 
den '). Und dass es seine vielgerühtnte Asylpflicht während der 
Dauer der französischen Kriege und noch manches Jahr nachher 
durch die Alien— bill gar sehr beschränkt und der Regierung das 
Recht der Austreibung eines Fremden als blose Verwallungs- 
maassregel eingeräumt hat, ist bekannt genug. Auch ist un- 
läugbar, dass. wenn gleich jetzt keinerlei Beschränkungen in der 
Zulassung Fremder bestehen, und zunächst eine Erneuerung sol- 
cher Maassregeln nicht wahrscheinlich ist: diess doch nur aus 
freiem Willen und politischer Ansicht geschieht, ein rechtliches 
Hinderniss aber einer neuen Gesetzgebung jener Art nicht ent- 
gegen steht. Auch in den Vereinigten Staaten ist schon vielfach 
der Gedanke einer Beschränkung der Einwanderung zur Sprache 
gekommen. Und wenn zunächst nur Gründe der Anncnpolizei 
und dgl. hierzu bewegen, so sind damit natürlich auch politische 
und rechtliche Erwägungen nicht ausgeschlossen , sobald sie als 
richtig und bedeutend anerkannt werden. Was aber die Aus- 
lieferung betrifft, so sind, abgesehen von jenen einzelnen Fällen, 
in welchen namentlich die englische Regierung Auslieferungen 
verlangte, (somit natürlich auch unter gleichen Umständen hätte 
gewähren müssen,) sogar mehrere Verträge von England und von 
den Vereinigten Staaten, theils unter sich selbst, theils mit frem- 
den Mächten, über die regelmässige Auslieferung von flüchtigen 
Verbrechern geschlossen worden. Und zwar ist der Kreis der 
Fälle, in welchen gegenseitige Auslieferung bedungen wird, in 



griffsverwirrung. Leuchtet doch ein , dass wenn hier nicht durch gemein- 
schaftlichen Widerstand der europäischen Mächte Recht und Logik aufrecht 
erhalten wird , alle Verträge über Auslieferung von I'rivatverbrechern völlig 
illusorisch sind. 

1) Mit Recht ist dieser Beweis der schreiendsten Folgewidrigkeit und 
Selbstsucht England bitler vorgeworfen worden. S. Allg. Zeit., 1853, Nro 
80 und 81 Hier sind seihst die ausführlichen Worte einer englischen Note 
an das Kabinet in Washington mitgetheilt, in welcher Schutz gegen die Um- 
triebe ausgewanderter kanadischer Empörer gefordert und die Vereinigten 
Staaten im Weigerungsfälle mit Entschädigungs-Ansprüchen und Hinweisung 
auf Mitschuld bedroht werden. 
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der Erweiterung begriffen. In dem Vertrage zwischen England 
und den Vereinigten Staaten vom 19. Dec 1794 und 28. Okt. 1795 
(Martens, Rec. , Bd. VI. S. 383) war Auslieferung bedungen 
bei Mord und Fälschung; in dem Vertrage vom 9. Aug. 1842 
(Martens, N. Rec. Gen., Bd. III, S. 463) ward sie auch 
noch auf Seeraub, Brandstiftung und Fälschung erstreckt. In 
dem Frieden von Amiens vorn 27. März 1802, gieng Eng- 
land mit Frankreich , Spanien und der batavischen Republik auf 
Auslieferung wegen Mords, Fälschung und betrügerischen Ban- 
krottes ein. S. Martens. Bd. VII, S. 404. In den Verträgen zwi- 
schen England und Frankreich vom 31. Aug. 1787 und 7. März 
1815 wurde für die gegenseitigen oslindischen Besilzungen sogar die 
Auslieferung aller Flüchligen, nicht nur wegen jeder Art von 
Verbrechen sondern selbst wegen Schulden, festgesetzt. S. Mar- 
tens, Rec, Bd. IV, S. 281 und Nouv. Rec, Bd. II, S. 104. Der 
Vertrag vom 13. Febr. 1843 endlich (Martens, N. R. G., Bd. V, 
S. 20) erneuert im Wesentlichen die Bestimmungen des Ver- 
trages von Amiens für den ganzen Umfang der beiderseitigen 
Reiche. Verträge über die Auslieferung von Ausreissern sind 
während des IBten Jahrhunderts sogar häufig von England mit 
deutschen Slaalen geschlossen worden. S. das Verzeiolmiss bei 
Foelix, Droit intern, prive, § (300. — Die Vereinigten Staaten 
aber haben, ausser den eben erwähnten Uebereinkünflen mit Eng- 
land in den Jahren 1788 und 1823 Verträge mit Frankreich über 
Auslieferung von Ausreissern, und unter dem 9. Nov. 1843 (Mar- 
tens, N. R. G., Bd. VI, S. 660) sogar eine Uebereinkunft über 
die Auslieferung wegen einzelner, genau bezeichneter, gemeiner 
Verbrechen geschlossen: letzteres aber so wenig bereuet, dass 
sie unter dem 16. Juni 1852 eine ganz ähnliche Verabredung 
mit Preussen und anderen deutschen Staaten trafen. Ueberdiess ist 
die Auslieferung von Verbrechern jeder Art unter den Staaten der 
Union selbst schon durch die Verfassung festgestellt (Art. 4, sect. 2) ; 
und hat sich der Staat New-York durch ein Gesetz vom 5. April 
1822 zur Auslieferung wegen aller gemeiner Verbrecher bereit 
erklärt, wenn solche nach dem Rechte des verletzten Staates 
mit Tod oder Gelängniss zu bestrafen seien. 

Eine zweite zahlreichere Abtheilung bilden diejenigen Staa- 
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ten, welche Fremden kein unbedingtes Recht des Zutrittes und 
unbeschränkten Aufenthaltes gestalten, sondern sich altgemeine 
Verfügungen und einzelne Maassregeln je nacli eigenem Vortheile 
vorbehalten; welche ferner eigene Unterlhanen niemals, Fremde 
aber wenigstens nicht wegen eines Verbrechens gegen den Staat 
ausliefern , dagegen zur Auslieferung von Ausländern wegen 
schwerer gemeiner Verbrechen bereit sind. Allerdings fin- 
den kleinere Verschiedenheiten in der Ausführung dieser Sätze statt. 
So sind z. B. die sich zur Auslieferung eignenden Fälle abweichend 
bestimmt. Während einzelne Staaten nur bei ausdrücklich aner- 
kannter Gegenseitigkeit handeln, und sie somit die obigen Grund- 
sätze nur als Ausgangspunkte für besonders abzuschliessende Ver- 
träge erklären; vollziehen andere die von ihnen aufgestellten Regeln 
ohne alle Rücksicht auf das Verfahren Dritter. Die Aufnahme 
von fremden Flüchtlingen bei den Einen ist durah allgemeine 
Vorschriften geordnet ; bei Anderen dagegen wird sie je nach 
der Beschaffenheit des einzelnen Falles und nach besonderer 
Anweisung der Regierung behandelt. Es sind diess jedoch nur 
untergeordnete Punkte, welche den Kern des Grundsatzes nicht 
berühren. — In diese Abtheilung gehören denn namentlich Frank- 
reich, Belgien und die Schweiz, deren Grundsätze, wegen 
der besonderen Wichtigkeit gerade dieser Länder in der Asylfrage, 
im Einzelnen dargelegt werden müssen; ferner Russland '3- 



1) Gewöhnlich wird Russland unter den Staaten aufgeführt, welche 
niemals ausliefern, den Fall besonderer Verträge ausgenommen. S. u. a. 
Martens, Prelis, § 101,. Es mag dahin gestellt bleiben, in wie ferne 
diese Handlungsweise wirklich als Grundsatz aufgestellt ist, (ein Beweis 
dafür ist nirgends gegeben , und selbst in den dem Gegenstand besonders 
gewidmeten Schriften nichts zu finden, wie namentlich bei Witte, Die 
Rechtsverhältnisse der Ausländer in Russland. Dorp , 1847); t ha tsä chl i c h 
linden Auslieferungen in vielen Fällen statt, da der Kaiserstaat zum Ab- 
schlüsse betiellender Verträge ganz geneigt ist. Solche Verträge bestehen 
namentlich mit allen Nachbarstaaten. So mit China, s. Criniinal-Gesetzbuch 
von 1845 , § 175. Anmerk. ; mit der Türkei der Vertrag von Kainardschi, 
vom 10 Juli 1774, welcher noch im Jahr 1849 gellend gemacht wurde; mit 
Oesterreich und l'reussen ein Vertrag vom 4. Jan. 1834 in Betreff der Bewohner 
ehemalig polnischer Provinzen; mit Schweden, vom 20. Nov. 1810, bezüg- 
lich der Auslieferung wegen grober gemeiner Verbrecher ; mit Preussen vom 
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Frankreich anerkennt, zunächst, kein Recht eines Frem- 
den sich gegen den Willen des Staatsoberhauptes aufzudrängen. 
Vielmehr ertheilt das Gesetz vom 21. April 1832 ausdrücklich 
die Befugniss, Fremde aus dem Staatsgebiete zu entfernen, wenn 
ihre Anwesenheit der öffentlichen Ruhe und Ordnung nachteilig 
sein sollte; und zwar steht die Entscheidung lediglich Regierungs- 
behörden und nicht etwa den Gerichten zu. Aber auch gedul- 
dete Flüchtlinge sind bestimmten Vorsichtsmaassregeln unterwor- 
fen; namentlich werden sie immer in das Innere gebracht. S. 
Rundschreiben des Polizeiministers vom April 1853. — Was 
aber die Auslieferung betrifft, so ist von einer solchen in Be- 
ziehung auf Franzosen gar keine Rede. Einige frühere Verträge, 
welche das Gegenlheil gestatteten, nämlich ein Vertrag mit Spa- 
nien vom 3. Juni 1777, welcher die Auslieferung in den beider- 
seitigen Besitzungen von- St. Domingue auch auf eigene Unter- 
thanen ausdrücklich ausdehnte; ferner ein Vertrag vom 20. Juli 
1780 mit dem Bischof von Basel, welchem gemäss gegenseitig 
Unlerthanen wegen eines „crime grave et public" ausgeliefert 
werden konnten, sind längst erloschen und standen immer ver- 
einzelt. Ein kaiserliches Decret vom 23. Oct. 1811 aber, wel- 
ches dem Slaatsoberhaupte eine solche Ueberlassung eines eigenen 
Unlerthanen an einen fremden Staat vorbehielt, ist ausser Uebung, 
wenn es überhaupt je zur Anwendung kam. Fremde dagegen 
liefert Frankreich aus; jedoch nur unter folgenden Beschrän- 
kungen. Vorerst ist die ausdrückliche Genehmigung des Staats- 
oberhauptes in jedem einzelnen Falle nöthig. Sodann werden 
nur eigene Unterlhanen des verlangenden Landes, nicht aber 
etwa auch Solche, welche sich früher in dieses Land anderwärts 
her geflüchtet hatten, ausgeliefert. Driltens geschieht es nicht 
wegen staatlicher Verbrechen und nicht wegen bioser Vergehen, 
sondern nur wegen gemeiner Verbrechen (crimes). Endlich muss 



20. Mai 1844 ein ganz allgemeiner Auslieferungsvertrag ohne alle Beschrän- 
kung; ausserdem zahlreiche Verträge über die Auslieferung von Fahnen- 
flüchtigen. Da Russland überdies! zu den Staaten gehört, welche den Zu- 
tritt und den Aufenthalt von Fremden lediglich nach ihrem Belieben ord- 
nen: (s. die angeführte Schrift von Witte, S. 33 Ig.) so ist dasselbe in 
allen praktischen Beziehungen in die gegenwärtige zweite Klasse zu setzen. 
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die fremde Regierung selbst die Auslieferung verlangen, und nicht 
etwa eine untergeordnele Behörde. S. Rundschreiben des Justiz- 
Ministeriums vom 5. April 1841, beiDalloz, Dict., Art. Extra- 
dition. — Die vielen von Frankreich abgeschlossenen Verträge 
sind nur besondere Festsetzungen dieser allgemeinen Grundsätze; 
und wenn etwa auch noch in früherer Zeit einige Abweichungen 
vorkamen, z. B. in dem oben erwähnten Vertrage mit dem Bischof 
von Basel, oder in dem Vertrage mit der Schweiz vom 18. Juli 
1828 Auslieferung wegen staatlicher. Verbrechen verabredet 
wurde: so ist jener Vertrag, wie gesagt, erloschen, diese Be- 
stimmung aber sogar durch einen besondern Vertrag, vom 3. Sept. 
1833, ausdrücklich zurückgenommen worden; und je näher der 
Gegenwart, um so weniger findet eine Abweichung mehr statt. 
Die Auslieferungsverträge Frankreichs gehen über die Mitte des 
18ten Jahrhunderts hinauf. Abgesehen von den vielen Verab- 
redungen über die Auslieferung Fahnenflüchtiger, wurde unter 
dem 17. Aug. 1736 ein Auslieferungsvertrag mit den Nieder- 
landen bekannt gemacht, (s. Helie, Tratte* de l'instr. crim., Bd. II, 
S. 656.) Sodann liegen zwei wesentlich gleichlautende Verträge 
vor mit dem fränkischen Kreise vom 4. Oct. 1741 (s. Moser, 
Versuch, Bd. VII. S. 152) und mit Württemberg vom 3—9. Dec. 
1763 (Martens, Rec, Bd. I, S. 310), welche die Auslieferung 
von Räubern, Uebelthätern (malfaiteurs) , Dieben, Brandstiftern, 
Todschlägern, Mördern und Vagabunden verabreden. Unter dem 
5. Juli 1783 trat Frankreich einem Vertrage zwischen Spanien 
und Portugal bei, welcher die Auslieferung von Falschmünzern, 
Schmugglern und Fahnenflüchtigen bestimmt. Mit der Schweiz 
besteht seit dem 2. Fruct. des Jahres VI, oder 19. Aug. 1798, 
ein Vertrag, welcher am 27. Sept. 1803 und am 18. Juli 1828 
erneuert wurde, (S n e 1 1 , Handbuch, Bd. I, S. 495 fg.) und durch 
welchen eine Reihe von schweren gemeinen Verbrechen als Grund 
gegenseitiger Auslieferung festgestellt ist. Zur Grundlage für 
eine allgemeine Regel scheint nun aber neuerlich der Vertrag 
mit Belgien, vom 22. Nov. 1834, geworden zu sein. Durch 
denselben sind bestimmte Fälle als gemeine Verbrechen bezeichnet, 
nämlich: Mord, Nothzucht, Vergiftung, Brandlegung, Fälschung, 
Falschmünzerei, Meineid, Diebstuhl, betrügerischer Bankrott, Kas- 
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sen Veruntreuung; und ausserdem ist noch bei diesen Vergehen 
ausdrücklich festgestellt, dass Auslieferung nur in den bis zu einer 
peinlichen Strafe gehenden Füllen stattfinde. Wesentlich die- 
selben Bestimmungen, zum Theile mit den gleichen Worten, sind 
denn seitdem in einer ganzen Reihe von Verträgen zwischen 
Frankreich und anderen Staaten aufgenommen worden. So die 
Uebereinkiinfte mit Sardinien, vom 23. Mai 1838; mit England, 
vom 13. Febr. 1843; mit Lucca, vom 10. Nov. 1843; mit den 
Vereinigten Staaten, vom 9. Nov. 1843; mit Baden, vom 27. Juni 
1844; mit Toscana, vom 11. Nov. 1844; mit Luxemburg, vom 
26. Sept. 1844, und mit Holland, vom 7. Nov. 1844; mit Neapel, 
vom 14. Juni 1845; mit Preussen, vom 21. Juni 1845; mit 
Baiern, vom 26. März 1846; Mecklenburg- Schwerin, vom 26. 
Jan. 1847; Oldenburg, 6. März 1847. 

In Belgien ist das ganze Verhältniss bald nach der Grün- 
dung des Staates durch Gesetzgebung ausdrücklich und unzweifel- 
haft festgestellt worden, so dass hier weder ein Schwanken noch 
eine Ausnahme aufslösst. — Die Aufnahme Flüchtiger ist zwar 
als Regel angenommen; jedoch der Regierung die Befugm'ss zur 
Ausweisung in allen Fällen eingeräumt, in welchen ein Fremder 
entweder durch sein Betragen die öffentliche Ruhe gefährdet, 
oder wenn er wegen eines der gemeinen Verbrechen, welche 
Grund zu einer Auslieferung sind , in seinem Vaterlandc bestraft 
oder angeklagt ist. Diese anfänglich nur auf drei Jahre güllige 
Bestimmung ist später wiederholt verlängert worden. — Eine 
Auslieferung darf die Regierung bei Belgiern niemals bewilligen, 
und auch bei Fremden nicht wegen staatlicher Handlungen ; wohl 
aber ist ihr gestattet, gegenseitige Verträge mit fremden Staaten 
zu schliessen über Auslieferung wegen bestimmter gemeiner Ver- 
brechen. (Es sind die so eben bei dem Vertrage mit Frankreich 
aufgeführten.) S. Gesetz vom 1. Oct. 1833. — Auf dieses Ge- 
setz gestützt ist denn eine Anzahl von Verträgen solchen In- 
haltes wirklich abgeschlossen worden. So z. B. mit Frankreich, 
unter dem 22. Nov. 1832; mit Preussen, vom 29. Juli 1836; mit 
Baiern, vom 6. Febr. 1846; mit Kurhessen, vom 30. April 1845; 
mit Hannover, vom 10. Oct. 1845; mit Sachsen-Coburg, vom 16. 
Juli 1846; mit der Schweiz, vom 11. Sept. 1846; Anhalt-Bern- 
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bürg, 12. Od. 1846; Anhalt -Dessau, 24. Oct. 1846; Sachsen- 
Weimar, 3. Nov. 1846; Anhall-Köthen, 8. Nov. 1846; Sachsen- 
Meiningen, 4. Nov. 1846. 

Die Schweiz, als völkerrechtliche Gesammlhcit, nimmt das 
Recht des Asyles in Anspruch, und übt es auch bekanntlich sehr 
vielfaltig und in ausgedehntem Maasse aus. Allein sie erkennt 
weder die Pflicht an, einen Flüchtling gegen ihren Willen in 
ihrem Gebiete zu dulden, hat vielmehr schon in sehr vielen Fallen 
und bis in die neueste Zeit Fremde ausgetrieben, welche entweder 
sich Unzutriiglichkeilen, auch leichterer Art, im Lande selbst zu 
Schulden kommen Hessen, oder welche nach ihrer Aufnahme in den 
schweizerischen Schutz weitere Unternehmungen gegen fremde 
Staaten vornahmen ; noch gestattet sie den geduldeten Flüchtlingen 
vollkommene Freiheit, indem sie dieselben theils von den Gränzen 
entfernt, theils ihnen bestimmte Wohnorte im Innern anweist. Die 
allerdings vielfach von anderen Staaten geführten Klagen über das 
Verhalten der Schweiz betreffen nicht sowohl die von ihr aufgestellten 
Grundsätze, als eine nachlässige und übelwollende Vollstreckung der- 
selben in einzelnen Fällen '). — Weniger klar ist das Verhalten 
der Schweiz hinsichtlich der Auslieferungsfrage. Keinem Zweifel 
unterliegt zwar zunächst, dass thatsächlich weder eigene 
Bürger noch fremde politische Flüchtlinge ausgeliefert werden, 
wenigstens nicht seil einer langen Reilie von Jahren. Doch liegen 
auf der andern Seile Verträge vor, und selbst aus neuerer Zeit, 
in welchen sie solche Auslieferungen verspricht. So z. B. , wie 
bereits bemerkt, der Vertrag mit Frankreich vom 18. Juli 1828, 
bis zu dessen Abänderung im Jahre 1833. So ferner der Ver- 



1) Die Wichtigkeit dieser Behauptung ergiebt sich am besten aus den 
ausführlichen Verhandlungen , welche die Schweiz wiederholt und fast mit 
sämmtlichen europaischen Staaten in den letzten Jahrzehnten gehabt bat. 
Man sehe z. B. die bei Wartens, N. Suppl. , Bd III, S. 799 — 868, zu- 
sammengedruckten Actenstücke. Nicht nur zieht die Eidgenossenschaft ihre 
Pflicht , die Nachbarstaaten vor Unternehmungen der von ihr beherbergten 
Flüchtlinge zu bewahren, niemals in Abrede ; sondern sie berühmt sich sogar 
ihrer Thätigkeit und Willfährigkeit. Der Streit bestand nur im J. 1834, wie 
auch noch später, namentlich in den Jahren 1848 und 1853, darin, dass die 
Gränzstaaten bei ihr mehr Worte und Schein, als wirkliche und wirksame 
Handlungen erkennen wollten. Und allerdings sehr mit Recht. 
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trag mit Oesterreich vom 23. Sept. 1828 auf fünfundzwanzig' 
Jahre abgeschlossen, in welchem die gegenseitige Auslieferung 
wegen Hochverrats und Aufruhrs bedungen ist, und zwar nicht 
nur für den Fall einer Begehung nach Aufnahme in den -Schutz, 
sondern auch wegen Verbrechen, „welche in dem contrahirenden 
Staate gegen das Vaterland begangen worden sind. " Endlich 
ein Vertrag mit Baden vom 30. Aug. 1808, und erweitert unter 
dem 25. Nov. 1820 — 10. Febr. 1821, in welchem ebenfalls 
Auslieferung wegen Aufruhrs und Hoehverralh.es versprochen ist. 
(S. Snell, Handbuch, Bd. I., S. 485.) Hinsichtlich der Aus- 
lieferung wegen gemeiner Verbrechen bestehen zwar nicht nur 
gegenüber von den eben genannten Staaten, ferner gegenüber 
von Belgien (vom 11. Sept. 1846, Mar tens, N. R. G., Bd. IX., 
S. 322) ausdrückliche Verträge, welche Auslieferung bei be- 
stimmten Verbrechen festsetzen; sondern es liegen viele einzelne 
Fälle vor, in welchen auch gegenüber von solchen Staaten, die 
keine besonderen Verträge geschlossen haben, gemeine Ver- 
brecher ausgeantwortet, ja die Uebernahme und Fortbringung der- 
selben durch fremde Beamten im Innern des schweizer Gebietes 
zugegeben wurden. Aber auch hier fehlt es doch an bestimmten, 
allgemein aufgestellten Grundsätzen und an bestimmten Formen des 
Verfahren*. 

Eine dritte Gruppe bilden diejenigen Staaten, welche einer 
Seits eine Asylpflicht nicht anerkennen, vielmehr regelmässig 
Ausländern nur solchen den Zutritt gestatten, die mit bestimmt 
vorgeschriebenen Ausweisen über ihre Person versehen sind, 
und selbst solche nach Gutfinden wieder ausweisen oder gar 
nicht zulassen; anderer Seits zu Auslieferungen grundsätzlich 
bereit sind, und zwar nicht blos bei gemeinen, sondern auch bei 
politischen Verbrechen. Nur eigene Unterthanen bleiben auch 
hier unbedingt von Auslieferung ausgeschlossen. Hierher ge- 
hören Oesterreich, Preussen, im Allgemeinen die Staaten 
des deutschen Bundes, Neapel u. s. w. ')• D° cn sin< * 



1) Aus den hier und in der nächsten Abtheilung angefahrten Thatsachen 
ergiebt sich denn , dass die von Lord Palmerston in seinem Schreiben vom 
6. Oct. 1849 an Lord Bloomfield (Correspondence resp. Refugees Crom Hun- 
gary. Lond., 1851, fol., S. 31) aufgestellten Behauptungen Über ein gleich- 
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allerdings auch hier nicht unwichtige Unterschiede in den Einzeln- 
heiten, von welchen nachstehende eine besondere Hervorhebung 
verdienen. 

Oesterreich hat ein genau geordnetes System, auf dessen 
Grundlage es gegenseitige Uebereinkünfte mit dem Auslande abzu- 
schliessen sucht, welches es aber auch, in Ermanglung von Ver- 
trägen, selbstständig befolgt. Diesen zu Folge werden Inländer 
nie ausgeliefert; Ausländer dagegen immer, und zwar sowohl 
wegen gemeiner, als wegen staatlicher Verbrechen. Die Aus- 
lieferung aber geschieht sowohl auf Verlangen des verletzten 
Staates, als ohne ein solches Ansuchen und somit von Amts 
wegen bei jeder steckbrieflichen Verfolgung. In letzterem Falle 
wird vorerst Verhaftung oder sonstige Sicherstellung gegen den 
Betreffenden angeordnet, dann dem verfolgenden Staate die Aus- 
lieferung angeboten. Wird letztere nicht angenommen, so erfolgt 
Bestrafung nach österreichischem Gesetze und nachherige Aus- 
weisung. (Zuständigkeit der Behörden und Verfahren sind ge- 
ordnet durch Hofdecret vom 10. Dec. 1808.) — Auf Grund 
dieser Bestimmungen sind denn Verträge geschlossen mit Parma, 
vom 3. Juli 1818; mit der Schweiz, vom 13. Sept. 1828; mit 
Toscana, vom 12. Oct. 1829; mit Sardinien, vom 6. Juni 1838 '). 



förmiges Völkergewohnheitsrecht in Flüchtlingsfragen viel zu weit gehen. 
Dieselben lauten nämlich folgendermaassen : „Wenn es irgend eine Regel 
giebt, welche in neuerer Zeit von allen gesittigten Staaten, gross oder klein, 
vorzugsweise befolgt wird, so ist es die, dass kein Staat einen politischen 
Flüchtling ausliefert, es müsste denn eine ganz bestimmte vertragsmässige 
Verbindlichkeit dazu bestehen; und Ihrer Majestät Regierung glaubt, dass 
nur wenige, wenn überhaupt nur welche, Verträge dieser Art bestehen. 
Die Gesetze der Gastfreundschaft, die Forderungen der Menschlichkeit, das 
allgemeine Gefühl verbieten solche Auslieferungen gleichmässig; und ein un- 
abhängiger Staat, welcher mit freiem Willen eine Handlung dieser Art vor- 
nähme, wäre verdientermaassen und ganz allgemein gebrandmarkt als herab- 
gewürdigt und entehrt." In wie ferne diese Ansicht eine theoretisch 
richtige ist, wird sich später zeigen; allein positives europäisches 
Völkerrecht ist sie offenbar nicht. 

1) In Beziehung auf diesen Vertrag besteht das eigentümliche Verhält- 
niss, dass, als durch den Friedensvertrag vom 6. Aug. 1849 die früheren 
Verträge in globo für hergestellt erklärt wurden , die sardinischen Kammern 
ZeiUchr. für SU«Uw. Ib53. 3« H«ft. 32 
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Mit Russland und Prenssen besteht ein besonderer Vertrag über 
die gegenseitige Auslieferung von Staatsverbrechern aus den 
ehemaligen polnischen Provinzen, jedoch nur auf Anforde- 
rung. S. über das Ganze: Vesque von Pultlingen, Die 
geselzliche Behandlung der Ausländer in Oesterreich , S. 165 ff. 
Preussen hat zwar keine allgemeine Regeln aufgestellt, 
vielmehr — mit Ausnahme der vertragsmäßig geordneten Punkte — 
die Verwilligung einer Auslieferung^ im einzelnen Falle der Re- 
gierung vorbehalten; allein es ist doch wesentlich dieser drillen 
Staatengruppe beizuzählen. Nicht nur ist die Auslieferung schon 
in den frei zu entscheidenden Fällen keineswegs auf gemeine 
Verbrechen beschränkt; sondern es bemüht sich auch die Regie- 
rung nachhaltig und folgerichtig, allgemeine Auslieferungs- 
verträge mit möglichst vielen fremden Staaten zu Stande zu brin- 
gen. Solche sind zum Beispiele, fast worlgleich, von dem Jahre 
1824 an abgeschlossen worden mit Weimar, Allenburg, Gotha, 
Reuss-Plauen, Sachsen, Waldeck, Rudolstadt, Bernburg, Braun- 
schweig, Grossherzogthum Hessen, Sondershausen. (S. Simon, 
Preuss. Staatsrecht, Bd. II, S. 470 ff.) Ferner mit Russland die 
oben bereits angeführte Uebereinkunft vom 20. Mai 1844 (Mar- 
tens, N. R. G., Bd. VII, S. 28.) Und nur ausnahmsweise be- 
stehen auch solche Uebereinkünfte , welche die Auslieferungen 
auf gemeine Verbrechen beschränken. So mit Mecklenburg- 
Schwerin, vom 14. Febr. 1811 und vom 28. Febr. 1831 (Mar- 
tens, N. R. G., Bd. IX, S. 215); mit Russland und Polen, vom 
5. Mai 1815 und 17. März 1830 (Martens, N. R. G., Bd. IV, 
S. 293, und Bd. VIII, S. 244), übrigens im Jahr 1843 wieder 
aufgehoben; mit Belgien, vom 29. Juli 1836; mit Luxemburg, 
vom 11. März 1844 (Martens, N. R. G., Bd. VI, S. 308). 
Es ist somit nicht Abneigung gegen Auslieferung jeder Art von 
ausländischen Verbrechern, oder auch nur Schwanken in den 
Grundsätzen, was die Aufstellung eines ganz selbstständigen Systemes 
verhindert; sondern der Enlschluss, nur im Falle der Gegensei- 
tigkeit sich zu binden. — Bemerkenswerth sind bei Preussen 
noch die vielen Verträge über die Auslieferung von Ausreissern. 

den Vertrag von 1838 als unanwendbar auf die Auslieferung politischer Ver- 
brecher erklärten, die Regierung dagegen unbedingt ratificirte. 
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Der deutsche Bund hat Bestimmungen über die Aus- 
lieferung wegen gemeiner Verbrecher nicht getroffen, solche als 
Sache der einzelnen Staaten erachtend; dagegen ist durch Bun- 
desbeschluss vom 18. Aug. 1836 eine allgemeine gegenseitige 
Auslieferung aller Personen angeordnet, welche „gegen die Sou- 
veränelät oder gegen die Existenz, Integrität oder Sicherheit 
eines anderen Bundesstaates sich verfehlen." Einzig dfe eigenen 
Unterthanen sind von dieser Auslieferung ausgenommen; was 
denn auch um so notwendiger ist, als die Verfassungsurkun- 
den oder die Strafgesetzbücher der meisten deutschen Staaten 
jede Auslieferung der eigenen Bürger an fremde Staaten aus- 
drücklich untersagen. — Ausser diesem Bundesgesetze besteht 
auch noch unter sämmtlichen Bundesstaaten eine allgemeine Car- 
tell-Convention, vom 12. März 1831. 

Bei einer vierten, freilich sehr kleinen, Anzahl von Staaten 
geht endlich der Entschluss, zu einer allgemeinen Rechtsordnung 
beizutragen, so weit, dass sie nicht nur zur Auslieferung Frem- 
der bei jeder Art von Verbrechen bereit sind, sondern selbst 
die eigenen Unterthanen an auswärtige Staaten , gegen welche 
sich dieselben verfehlt haben mögen , zur Bestrafung übergeben. 
Das französische Decret vom 23. Oct. 1811, welches wenig- 
stens die Möglichkeit einer solchen Auslieferung zulässt, ist bereits 
oben S. 482 erwähnt. Eine allgemeine Erklärung der Bereit- 
willigkeit hat Kurh essen gegeben. Siehe Verordn. vom 1. Sept. 
1820. Endlich haben Hannover und das Königreich der Nie- 
derlande am 23. Aug. 1817 (Martens, N. R. G., Bd. III, 
S. 3) sogar einen bestimmten Verfrag abgeschlossen, in welchem 
sie sich die Auslieferung der eigenen Unterthanen zusichern, 
wenn dieselben ein so schweres, gemeines oder politisches, Ver- 
brechen begangen haben sollten , dass sie des Schutzes ihres 
Vaterlandes unwürdig geworden seien. Doch ist der Entschluss 
der betreffenden Regierung im einzelnen Falle vorbehalten. — 
Es bedarf freilich nicht erst der Bemerkung, dass diese Auffas- 
sung des Asylrechtes und was damit zusammenhängt, nur eine 
sehr geringe würkliche Ausführung erhalten kann, weil die un- 
endliche Mehrzahl der Staaten, wie oben gezeigt, die Auslieferung 
eigener Unterthanen unbedingt verweigert, es somit an der Er- 

32* 
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füllung der Vorbedingung, nämlich der Gegenseitigkeit, in der 
Regel fehlt. 

2. 

Der gegenwärtige Stand der Lehre. 

Nicht viel weniger Raum, als das positive Recht der ver- 
schiedenen Staaten in Anspruch nimmt, erfordert die Darlegung 
der Ansichten der Theoretiker über das Asylrecht und was damit 
zusammenhängt. Diess aber sowohl desswegen , weil manche 
Meinungsverschiedenheiten unter Denen, welche sich aussprechen, 
bestehen; als weil die einschlagenden Fragen in verchiedenen 
Rechtstheilen behandelt werden. 

Eine Uebersicht wird ohne Zweifel am leichtesten gewonnen, 
wenn die Frage in ihre hauptsächlichsten Bestandteile aufgelöst, 
und dann in Beziehung auf jeden derselben das Betreffende mit- 
getheilt wird. Demgemäss wird denn im Folgenden 

a) vor Allem dargelegt weiden, welche Ansichten bestehen 
über den Umfang der Rechtsaufgabe des Staates überhaupt. 
Hierauf mag dann zu den Einzelnheiten übergegangen und zu- 
nächst 

b) erörtert werden, welche Sätze hinsichtlich des Rechtes, 
beziehungsweise der Pflicht, des Staates bestehen, zum Schutze 
der Rechtsordnung anderer Staaten vorbeugende Maassregeln zu 
ergreifen. Hieran reiht sich 

c) die Darlegung der Lehren über die Zuerkennung von 
Strafen wegen der Verletzung fremder Staaten. Endlich 

d) sind die Meinungen über das Recht und über die Pflicht 
des Staates, fremden Unterthanen Aufenthalt und Schutz gegen 
Verfolgung ihrer Regierungen zu geben, darzustellen '}. 



1) Mit Vorbedacht ist hier die Frage : ob der Staat eigene Unterthanen, 
welche im Auslande Verbrechen gegen ihn selbst oder gegen Milunterthanen 
begangen haben , bei späterer Habhaftwerdung zu bestralen berechtigt und 
schuldig sei? übergangen, weil dieser Fall die Rechtsverhältnisse verschie- 
dener Staaten zu einander nicht berührt, sondern nur die Ausdehnung der 
Staatsgewalt und ihrer Gebote für die eigenen Angehörigen betrifft. Die 
Frage ist somit bei der Untersuchung der völkerrechtlichen Lehre von keiner 
Bedeutung. 
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In allen vier Beziehungen aber erscheint es zweckmässig, 
die in den verschiedenen Rechtsdisciplinen vorgetragenen hier 
einschlagigen Lehren zu trennen , indem auf diese Weise nicht 
nur der Bestand der Wissenschaften, welche in der Regel von 
verschiedenen Bearbeitern behandelt werden, sich deutlicher er- 
giebt, sondern auch die Gründe gewisser Widersprüche sich von 
selbst darlegen. 

a) Die Ansichten über den Umfang der Rechts- 
au fgabe des Staates überhaupt. 

Man sollte glauben, dass eine so wichtige und wissenschaft- 
lich ansprechende Frag«, wie die nach dein räumlichen Umfange 
der dem Staate zufallenden Rechtsaufgabe, eine häufige und 
gründliche Bearbeitung, eine zahlreiche Literatur veranlasst haben 
müsse. Dem ist aber keineswegs so ; und zwar zeigt eine nähere 
Untersuchung, dass verschiedene Ursachen zu dieser Dürftigkeit 
beigetragen haben. 

Vorerst ist es überhaupt eine häufige Erscheinung, dass eine 
schwierige Aufgabe, welche auf der Gränze verschiedener Wis- 
senschaften liegt, nur eine unzureichende Bearbeitung findet. 
Während sie gegenseitig zugeschoben wird, bleibt sie allerseits 
liegen. Die Untersuchung über die Ausdehnung der Rechtsauf- 
gabe des Staates mag an sich im philosophischen Staatsrechte, 
im Völkerrechte, im Strafrechte, in gewissen Beziehungen in der 
allgemeinen Lehre des bürgerlichen Rechtes erörtert werden, 
Dennoch , oder vielmehr eben desswegen, ist sie aber nur ganz 
selten, und noch seltener in irgend einer Ausführlichkeit, be- 
handelt worden. Wenn überhaupt berührt, wird sie in der Regel 
mit einigen ganz allgemeinen Behauptungen abgefertigt, deren 
Begründung und Ausführung angeblich anderen Wissenschaften 
zusteht, dort dann aber nirgends zu finden ist. 

Ein zweiter Grund der Nichtbeachtung ist, wenigstens in 
Beziehung auf zwei der einschlägigen Rechtsdisciplinen, ein innerer 
und wissenschaftlicher. Sowohl das philosophische Staatsrecht 
als das Völkerrecht sind nämlich während sehr langer Zeit von 
Grundansichten beherrscht worden, die eine einlässliche Erörterung 
der Frage, ob und wie weit der Staat etwa eine über seine 
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Gränzen hinausreichende Rechtsaufgabe habe, nicht erforderten, 
theilweise gar nicht zuliessen. So lange nämlich im philoso- 
phischen Staatsrechte die Lehre von der Gründung des 
Staates durch freiwilligen Vertrag der Einzelnen die allein herr- 
schende war, konnte jene Frage in der Hauptsache und im Kerne 
nicht anders als kurzweg verneint werden. Es war ja klar, dass 
Auswärtige keine Theilnehmer dieser Gründlings-, Unlerweifungs- 
und Verfassungs - Verträge waren, somit auch für sie gar keine 
Beziehung zum Staate und keine Unterwerfung unter seine Auf- 
gaben entstehen konnte. Im Völkerrechte aber war, und ist 
bei Vielen jetzt noch, die Annahme eines völlig unverbundenen, 
alomistischen Nebeneinanderbestehens verschiedener von einander 
ganz unabhängiger Staatsindividuen die Grundlage aller recht- 
lichen Begreifung und Beweisführung. Nicht erst einer Erörterung 
bedarf es aber, dass bei dieser Auffassung grundsätzlich jeder 
Staat seine ganze Thätigkeit , also auch die auf Herstellung der 
Rechtsordnung gerichtete , streng auf sich selbst zu beschränken 
hat; dass also, mit anderen Worten, auch hier die Frage nach 
einer Ausdehnung der Rechtsaufgabe grundsätzlich und vorne 
herein abzuweisen ist. Höchstens macht die Pflicht, andere Staaten 
nicht zu beleidigen noch durch Unterthanen beleidigen zu lassen, 
die Aufzählung einzelner Handlungen nölhig, welche zu unter- 
lassen, beziehungsweise zu verhindern sind. Allein eine solche 
Bezeichnung kann ohne ein Aufsteigen zu den obersten Grund- 
sätzen erfolgen , und ist auch immer so behandelt worden. — 
Allerdings ist der jetzige wissenschaftliche Stand beider Disci- 
plinen ein wesentlich verschiedener, und dadurch Tür beide die 
Lösung des Problemes möglich und nothwendig geworden; allein 
noch sind die besseren Grundansichlen zu neu, als dass schon alle 
einzelnen Lehren von ihnen hallen durchdrungen werden können. 
Zu den bis jetzt noch vernachlässigten gehört aber die hier in 
Frage stehende. 

Kein solcher inneren Grund war allerdings vorhanden beim 
Strafrechte und beim bürgerlichen Re ch te. Im Gegen- 
teile mussle man sich bei dem erstem zu allen Zeiten und bei 
jeder Theorie klar darüber sein, welcherlei Arten von Hand- 
lungen zu bestrafen seien; und es konnte somit die Frage über 
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das Territorial-Princip der Strafe nicht umgangen werden. Ebenso 
war die Collision der Statuten eine der wichtigsten allgemeinen 
Lehren des Civilrechtes , welche nicht unberücksichtigt bleiben 
konnte. Und so ist es denn auch gekommen, dass wir das 
Meiste und das Beste, was wir über den Umfang der staatlichen 
Rechtsaufgabe besitzen, den Bearbeitern dieser beiden Rechts- 
theile, vor Allem den Criminalisten, zu verdanken haben. Den- 
noch liegen auch hier Gründe vor, welche die Ausbeute nicht 
so reich werden Hessen, als eigentlich zu erwarten stand. Ein- 
mal nämlich erschien es sehr Vielen, um nicht zu sagen den 
Meisten, in beiden Wissenschaften möglich, die vorliegende Frage 
lediglich auf dem Boden des positiven Rechtes zu behandeln, 
ohne dass zu den höchsten Gründen aufgestiegen werde. In 
wie ferne diese Auffassung zu einer genügenden Lösung der 
nächstliegenden Aufgaben führt, kann hier dahin gestellt bleiben; 
allein klar ist. dass sie die Durcharbeitung der allgemeinen Frage 
empfindlich verkümmert. Zweitens aber wird, und zwar vor- 
zugsweise von Civiliste.n , bei grundsätzlicher Behandlung der 
Frage der Fehler begangen, dass sie nicht höher als zu dem 
Satze aufsteigen : es könne ein Richter nur sein Landesgesetz 
anwenden. Nun leuchtet aber ein, dass, selbst wenn dieser Satz 
ganz richtig wäre, er darüber, wie weit dieses Landesgesetz 
ausgedehnt werden könne und solle, gar nichts aussagt. Diess 
aber ist eben der Kern der Frage. 

Unter diesen Umständen ist denn wohl die Dürftigkeit der 
Literatur über den Umfang der Rechlsaufgabe des Staates zu be- 
greifen, wenn schon sicher zu beklagen. 

Dass in irgend einem Werke über philosophisches 
Staatsrecht die Rechlsaufgabe in einer andern Beziehung, 
als auf die Ordnung der eigenen Verhältnisse, behandelt wäre, 
ist mir nicht bekannt. Der Beweis des Rechtes und der Pflicht 
einer Rechtsordnung schliessl immer ab mit dem, was einheit- 
liches Zusammenleben innerhalb der Gränzen des Gebietes und 
für die bleibend oder vorübergehend Angehörigen des Verbandes 
erfordert. Die Frage also, ob es in der ursprünglichen Natur 
und Bestimmung des Staates liege, für die Iirhaltung einer Rechts- 
ordnung auch über diese Gränze hinaus Sorge zu tragen, wenn 
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und wo dieses nölhig sein könnte, ist in dieser Wissenschaft 
ganz unerörtert geblieben. 

Eben so wenig hat von den zahlreichen Bearbeitern der 
Lehre von der Collision der Gesetze (des internationalen 
Privatrechtes) auch nur ein Einziger einen so allgemeinen Stand- 
punkt genommen, dass für die hier vorliegende Frage ein Vor- 
theil erwachsen wäre. Von selbst versieht sich freilich , dass 
Diejenigen, welche lediglich die Billigkeit oder comitas nationum 
als leitende Regel in dieser Lehre annehmen , also von den 
Neueren Story, Bürge. Rocco, Foelix und Ferrater, 
nichts leisten konnten. Sie umgehen ja geradezu die eigentliche 
Rechtsfrage. Desgleichen waren Diejenigen, welche die entschei- 
dende Regel in dem Satze finden : der Richter habe nur das 
Landesgesetz anzuwenden, — also Wächter, Pütter und 
Pfeiffer — wenigstens nicht mit Notwendigkeit veranlasst, sich 
über die Ausdehnung dieses Landesrecht auszusprechen. Sie 
überliessen diess der Gesetzgebung jedes einzelnen Staates. Da- 
gegen ist allerdings zu wundern, dass weder St ruve, Schaff- 
ner und Mail her de Chassat, welche einfach die diesseitige 
Anerkennung fremden Rechtes fordern, noch Savigny, welcher 
in jeder einzelnen Frage dasjenige Rechtsgebiet aufsuchen will, 
welchem das concrete Verhältniss seiner eigentümlichen Natur 
nach angehöre, bis zur obersten Frage aufgestiegen sind. Es 
scheint doch nahe zu liegen, dass eine grundsätzliche und aus- 
reichende Antwort ülier das einzelne Problem nur möglich , die 
endliche Lösung des schon so lange geführten Streites ') nur 
dann zu erwarten ist, wenn man es sich klar gemacht hat, welche 
Rechlsaufgabe der Staat , namentlich in räumlicher Beziehung, 
überhaupt hat. 

Etwas weiteres, aber freilich nicht eben viel, ist von den 
Bearbeitern des Völkerrechtes geleistet worden; wie es denn 
freilich auch kaum anders möglich war. Geht doch schon das 
Dasein dieses Rechtslheiles hervor aus einem weitem Gesichts- 
kreise. Hier soll ja gerade, hinaus über das Recht unter den Ein- 



1) S. über diesen Tlieil der Literatur meine Uebersicht in dieser 
Zeitschrift, Bd. III (1846), S. 77 ff. 
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zelnen auch zwischen unabhängigen Staatsindividuen rohe Gewalt 
beseitigt und ein Rechlszustand eingeführt werden. Daher denn 
seit Hugo Grotius so viele Werke über die gegenseitigen 
Verhältnisse gleichzeitiger Staaten , in welchen untersucht wird, 
welche Rechte ein Staat gegenüber von anderen gleichzeitigen 
Staaten habe, beziehungsweise anerkennen müsse. Mit anderen 
Worten, es wird in dieser Wissenschaft, in Folge der Heraus- 
arbeitting aus barbarischen Zuständen und Lebensanschauungen, 
die Rechtsaufgabe aller gesittiglen Staaten über ihr eigenes in- 
neres Redürfniss erweitert zur Ordnung der nächsten äusseren 
Reziehungen unter gleichzeitigen Staatsindividuen. Und je weiter 
die Gesittigung vorschreitet, desto weiter dehnen sich auch die 
Forderungen an das internationale rechlliche Zusammenleben aus; 
wie diess namentlich auch aus den neuesten Wendungen der 
völkerrechtlichen Lehre, nämlich einer Seils aus der immer ent- 
schiedener hervortretenden Forderung eines ungestörten Welt- 
verkehres, anderer Seils aus den wissenschaftlichen und prak- 
tischen Bemühungen um einen Welt -Staatenbund sich ergiebt. 
Nichts wäre daher natürlicher gewesen , als wenn die theore- 
tische Bearbeitung des Völkerrechtes — des philosophischen so- 
wohl als des posiliven — regelmässig bis zu der Selzung und 
Lösung der allgemeinsten Rechtsfrage vorgeschritten wäre. Diess 
ist aber keineswegs der Fall. So weit wenigstens meine Kenntniss 
geht, ist C. S. Zachariä der einzige, welcher unter dem Namen 
eines „ WeltbUrgerrechtes " eine ausführliche Behandlung der 
obersten Rechlsaufgabe des Staates unternimmt, und hierin die 
letzte Entwicklungsstufe des internationalen Lebens findet. (S. 
dessen Vierzig Bücher vom Staate, 2. Aufl., Bd. V, S. 235 ff.) 
Seine allerdings unvollständig und in wunderlicher Form vorge- 
tragene Leine hat jedoch keinen Anklang gefunden. Entweder 
wird sie kurzweg mit wenigen und beweislosen Worten abge- 
wiesen, vielleicht sogar gerade die entgegengesetzte Behauptung 
aufgestellt, der Staat habe nur sich selbst zu schützen (so z. B. 
von Oppenheim, System des Völkerrechts, S. 195 und 384 ff), 
oder aber, und diess ist das gewöhnliche, unterbleibt jede Unter- 
suchung. So kommt es denn, dass man die Ansichten der Völ- 
kerrechlslehrer über die vorliegende allgemeine Frage haupt- 
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sächlich nur durch Schlüsse aus ihren Entscheidungen einzelner 
untergeordneter Fragen abnehmen kann; wobei denn freilich 
ganz folgerichtiges Denken vorausgesetzt ist. Diese Ansichten 
sind denn nun aber unler sich keineswegs gleich. 

Auf der einen Seite finden sich nämlich Solche, von welchen 
angenommen werden rnuss, dass sie dem Staate eine weitere Aufgabe 
stellen, als blos die Sorge für die eigene Sicherheit. So ist, um nur 
einige der Neueren zu nennen, Schmelzing, Europ. Völker- 
recht, Bd. I, S. 188 und 195, zwar der Meinung, dass die Staats- 
gewalt nur innerhalb des Staatsgebietes wirksam (?), und daher 
keinerlei Art von Jurisdiction im Auslande erlaubt sei; er giebt 
aber doch einem in seinem Rechte verletzten Staate das Recht, 
Genugtuung im Auslande zu fordern, welche zu gewähren sei, 
wenn nicht etwa besondere politische oder feindselige Beziehun- 
gen eine Ausnahme begründen. Mag diess nun auch unklar und 
unrichtig sein, so gehl doch jeden Falles daraus die Anerken- 
nung des Salzes hervor, dass der Staat, wenigstens in gewissen 
Fällen, zur Herstellung der Rechtsordnung verpflichtet sei, auch 
wenn er selbst zunächst keine Störung erlitten habe. Wenn 
ferner Saalfeld, Handbuch des posit. Völkerrechtes, S. 80, er- 
klärt, dass der Slaal zwar nicht verpflichtet sei, die im Auslande 
begangenen Verbrechen zu bestrafen, namentlich wenn von 
Fremden begangen; dass er aber ein Recht dazu habe, sowohl 
wenn er den Fall in seinen Gesetzen vorgesehen, als auf An- 
suchen eines fremden Staates, besonders bei Staatsverbrechern: 
so ist zwar auch hier offenbar Verwirrung und Gedankenlosig- 
keit; allein es steht jedenfalls die Ansicht fest, der Staat habe die 
Befugniss, für Rechtsordnung ausserhalb seiner eigenen unmit- 
telbaren Betheiligung bei der Verletzung zu sorgen. Endlich 
können alle Diejenigen, welche dem Staate das Recht und die 
Pflicht beilegen (und nicht blos die Klugheilsforderung an ihn 
stellen), seine einzelnen Angehörigen wegen der Verletzung 
fremder Staaten und deren Bürger zu bestrafen, diesen Satz 
schliesslich auf keine andere rechtliche Grundlage stellen, als 
auf eine Forderung an den Staat, Unrecht, auch wenn es ihn 
nicht selbst betrifft, zu hindern. Dass diess nicht klar einge- 
sehen und offen ausgesprochen zu sein pflegt, ist zwar richtig; 
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ändert aber nichts an der innern Notwendigkeit. Jenen Satz 
stellen aber zahlreiche Völkerrechtsichrer auf. So namentlich 
Vattel, liv. II, eh. 6, §. 72; Schmalz, V.R., S. 159; Klüber, 
V.R., §. 62 f.; Heffter, V.R., 2. Aufl., S. 59; Whealon, 
Elements, 2. Aufl., Bd. I, S. 137. 

Diesen gegenüber stehen denn aber nicht nur alle Dieje- 
nigen, welche ausdrücklich nur den eigenen Staat als Rechtssub- 
jekt erklären ; sondern namentlich auch Alle , welche dem Staate 
nur aus Klugheitsgründen den Rath geben, seine Unterthanen 
von der Verletzung Fremder abzuhalten. Diese Rücksicht mag 
nämlich eine an und für sich ganz richtige sein; allein wenn 
sie, wohl bemerkt in einem Rcchlssysteme, als der einzige Grund 
des Handelns angeführt wird : so muss ohne Zweifel geschlossen 
werden, dass ein unmittelbar zwingender, also ein Rechtsgrund, 
nicht angenommen ist. 

Es ist nur Gerechligkeit anzuerkennen, dass die Crim ina- 
listen bei weitem am meisten zur Lösung des Problemes ge- 
than haben. Allerdings waltet bei manchen derselben der hand- 
greifliche Irrthum ob, dass sie die Frage für erledigt erachten 
durch Aufstellung des sog. Terrilorialprinzipes, d. h. des Grund- 
salzes, dass nur der Staat in seinem Gebiete Gerichtsbarkeit 
habe, diese sich aber über Alles und Alle innerhalb dieser Grun- 
zen erslrecke; während die Frage vielmehr die ist: ob er auch 
Handlungen ins Auge zu fassen hat, bei welchen er nicht selbst 
betheiligt ist? Allein Viele und von den Ausgezeichnetsten 
haben ganz richtig anfgefasst, wovon es sich handeil. Im Uebri- 
gen stehen sich freilich die Meinungen sachlich schrofT entgegen. 

Einer Seits nämlich wird, freilich in verschiedener Fassung 
und Begründung, dem Staate das Recht und die Pflicht zuge- 
theilt, in gewissen Fällen auch über den Schutz der eigenen 
Rechtsordnung hinauszugehen. So verlangt z.B. schon Renazzi 
(Elementa jur. crim., L. III, cap. 5, §. 3.), dass der Staat im 
Auslande begangene Verbrechen bestrafe, wenn sie so schwer 
seien, dass jedes Volk ein Interesse dabei habe, sie ganz besei- 
tigt zu sehen. — Rudolph (De poena delictorum extra territo- 
rium admissorum. Erl., 1790} erachtet es für eine Pflicht der 
Menschlichkeil, d. h. für eine allgemeine sittliche Pflicht, dass auf 
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Verlangen fremder Staaten zur Bestrafung auch solcher Vergehen 
mitgewirkt werde, welche unsere Wohlfahrt und Sicherheit nicht 
verletzen. — Tittmann (Die Strafrechtspflege in völkerrechtlicher 
Hinsicht) fuhrt zwei, freilich schwache, Gründe für die Ausdeh- 
nung des Strafrechtes über die eigene Rechtsordnung an. Ein- 
mal nämlich, weil der Staat auch im Auslande eine Oberherr- 
schaft über seine eigenen Unterthanen habe (?). Zweitens, die 
Vermeidung von Beschwerden fremder Staaten. Ausserdem be- 
hauptet er noch anderwärts (Handb. der Strafrechtsw. , 2. Aufl., 
§ 32.), dass delicto juris gentium, d. h. Verbrechen, welche 
der menschlichen Natur gemäss überall als Verbrechen erachtet 
seien, dem Strafrechte jedes Staates unterliegen, auch wenn sie 
im Auslande begangen seien. Schärfer fasst Egg er die Sache 
auf, wenn er (in Zeiller's Jährl. Beiträgen, 1809, Bd. III, Nr. 3.) 
dem Staate ein Strafrecht wegen der im Auslande begangenen 
Handlungen seiner Bürger desshalb beilegt, weil derselbe durch 
solche Vergehen selbst beleidigt sei, er üherdiess eine Bürgschaft 
des Rechtes in Beziehung auf seine Unterthanen übernommen habe. 
Nur unter der Voraussetzung dieser Nachhülfe sei der Verkehr 
unter den Menschen gesichert. Gründe der Slaatsklugheit wer- 
den nebenbei angeführt. — Helie (Traile de l'instruct. crim., 
Bd. II, S. 495 sq.) behandelt zwar zunächst nur Sätze des posi- 
tiven französischen Rechtes; allein seine Beweisführung findet 
auch auf die Frage im Allgemeinen Anwendung. Seiner Ansicht 
nach ist es nämlich allgemeines menschliches Interesse, dass jedes 
Verbrechen auch bestraft werden kann. Nun würde aber eine 
im Auslande begangene, dort aber thalsächlich nicht zur Strafe 
gebrachte That straflos bleiben, wenn nicht entweder ausgeliefert 
oder vom diesseitigen Staate bestraft würde. Jenes sei nicht 
thunlich (?), also müsse Strafe erfolgen. — Endlich gehört auch 
der neueste Schriftsteller über den Gegenstand zu dieser Klasse, 
nämlich Berner, Wirkungskreis des Strafgesetzes nach Zeit, 
Ort und Personen. Beil. 1853. Derselbe ist einer allgemeinen 
Weltrechtspflicht des Staates entgegen; nimmt aber einen dop- 
pelten Grund zur Ueberschreitung des Territorialprinzipes an. 
Einmal geht er davon aus, dass der im Auslande sich vergehende 
Inländer durch die Persönlichkeit der Strafgesetze der diesseitigen 
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Gerichtsbarkeit unterliege. Zweitens nimmt er an, dass hinsicht- 
lich des im Auslände gegen uns fehlenden Ausländers ein natürliches 
Slrafrecht bestehe, indem der Staat gegen ihn, welchen sein 
eigener Staat nicht im Gesetze erhalte, in einen Naturzustand 
zurücktrete. Verbrechen von Ausländern gegen Ausländer im 
Auslande begangen betrachtet er als gar keinen Gegenstand der 
diesseitigen Staalslhäligkcit. (In wie ferne hiermit freilich der 
für Auslieferung geltend gemachte Grund, nämlich die Verpflich- 
tung des Staates, fremde Rechtspflege zu unterstützen, überein- 
stimmt, ist eine andere Frage.) 

Zahlreicher sind die Slrafrechtslehrer, welche dem Staate eine 
über die eigene Sicherung hinausgehende Befugniss nicht einräu- 
men wollen ; und es muss auch von Solchen, welche diese Ansicht 
nicht theilen, zugegeben werden, dass wenigstens ein Theil der An- 
hänger dieser Auffassung die Frage scharf und gründlich behan- 
delt hat. Es begegnen uns hier sehr bedeutende Namen. — So 
ist Klei ns ehr od (Archiv für Crim.-R., Bd. VII, S. 381 ff.) 
der Ansicht, dass zwar allerdings während der Dauer des deut- 
schen Reiches in jedem deutschen Staate ein irgendwo in Deutsch- 
land gegen das gemeine Recht begangenes Verbrechen zu be- 
strafen gewesen sei; jedoch diese Aufgabe nur als eine Folge 
des geschichtlichen Umstandes der damaligen Rechts- und 
Staatseinheit erscheine. Für die souverän gewordenen Staaten 
(und somit überhaupt für alle unabhängigen Staaten) bestehe eine 
solche Verpflichtung, die Ordnung ausserhalb ihres Gebietes auf- 
recht zu erhalten, nicht mehr. — Feuerbach (Lehrb. des 
peinl. Rechtes, 14. Aufl., S. 54.) drängt seine Ansicht dahin zu- 
sammen, dass der Bürger nur den Strafgesetzen seines eigenen 
Staates unterworfen sei , daher gegen einen Ausländer lediglich 
die Strafgewalt des Staates der begangenen That, gegen einen 
im Auslande fehlenden Inländer überhaupt nur dann eine Straf- 
gewalt begründet sei , wenn er gegen das eigene Vaterland 
oder dessen Angehörige sich vergangen habe. — Die von M i t - 
termaier in den Noten zu Feuerbach (a. a. 0., S. 55 sq.) 
aufgestellten Sätze sind wohl folgende: Der Staat hat keine all- 
gemeine Rechtspflicht, sondern thut genug, wenn er bei einem 
im Auslande begangenen Verbrechen a) den Ausländer (wenig- 
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stens unter Umständen) ausliefert; b) den Inländer selbst bestraft. 
Letzteres darf er aber, selbst ohne besondere Bestimmung der 
Landesgesetzgebung, wenn entweder der Unterthan sich im Aus- 
lande gegen den eigenen Staat oder dessen im Inlande befind- 
lichen Angehörigen vergieng; oder wenn er gegen eine im In- 
lande übernommene Pflicht sich verfehlte; endlich wenn er in 
fraudem legis in das Ausland gieng. — Einer eigenen, aus- 
führlicheren Prüfung hat A b e g g (Ueber die Bestrafung der im 
Auslande begangenen Verbrechen. Landsh. , 1819) den ganzen 
Gegenstand unterworfen. Der Salz, von welchem er, — freilich 
ohne ihn zu beweisen, — ausgeht, ist der. dass der Staat nur 
innerhalb seines Gebietes den Rechtsstand zu sichern habe. Aus- 
serhalb seiner Glänzen werden weder seine Gesetze verletzt, 
noch seine Pflichten in Anspruch genommen; besonders aber 
dürfe die Strafgerichtsbarkeit des Staates nicht aus blosen Grün- 
den der Politik über die rechtlichen Gränzen ausgedehnt werden. 
Diess wird dann mit Folgerichtigkeit auf die einzelnen Fälle an- 
gewendet, und namentlich behauptet, dass der Staat keinerlei 
vorzügliches Recht an seine Unterthanen jenseits der Landes- 
gränze habe, und sie also auch, aus diesem Grunde wenigstens, 
nicht bestrafen könne wegen Handlungen , welche sie im Aus- 
lande begangen; ferner, dass bei einem von einem Ausländer im 
Auslande begangenen Verbrechen gar keine rechtliche Beziehung 
zu unserem Staate bestehe, sei es nach Subject, nach Object, 
nach Ort, oder Gesetz. — Besonders klar spricht sich Heffter 
aus (Lehrb. des Crim.R., § 25 und 26, und im N. Archiv für 
CR., Bd. XIV, S. 551 ff.). Ihm zu Folge darf sich kein einzelner 
Staat den Beruf beilegen , die Gerechtigkeit allenthalben zu ver- 
wirklichen. Nicht nur würden ihm die Mittel dazu fehlen; son- 
dern er kann auch nicht fordern, dass seine Auffassung des 
Rechtes ausserhalb seiner Gränzen anerkannt werde. Jeder Staat 
hat vielmehr die Ausübung seiner Rechtspflege auf die Gränzen 
seiner völkerrechtlich abgeschlossenen Wirksamkeit zu beschrän- 
ken. Er kann namentlich nur da strafen, wo er eine Pflicht 
auferlegen darf; diess ist aber nur bei den Unterthanen der Fall. 
Selbst die sog. delicto juris gentium geben kein Recht zur Be- 
strafung, (so wichtige anderweitige rechtliche Folgen sie haben 
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mögen,) weil kein Gesetz besieht, wie und von wem gestraft 
werden soll, eine allgemeine rechtliche Uelierzeugnng aber, welche 
etwa das Geselz ersetzen könnte, keineswegs vorhanden ist '). — 
Endlich hat auch noch Köstlin (Neue Revision der Grundbe- 
griffe des Criin.R., S. 738 sq.) sich bestimmt und geistreich für 
die Beschränkung ausgesprochen. Seine Beweisführung ist im 
Wesentlichen folgende: Das Recht ist zwar in der Idee ein All- 
gemeines; allein in der Erscheinung nur ein Besonderes, Posi- 
tives. Namentlich in allen staatsrechtlichen Beziehungen giebt 
es kein anderes Gesetz, als das eigene, weil nur dieses das in- 
dividuelle Leben des Staates ausdrückt., Die specifischen Staats- 
funclionen sind wesentlich territorial, und zwar in dem doppelten 
Sinne, dass sie abschliessende Geltung innerhalb des Gebietes 
haben, und dass sie über dieselbe hinaus gar nichts gelten. So 
kann zwar möglicherweise der Staat in Fragen des bürgerlichen 
Rechtes Ausländer billig, d. h. nach ihrem eigenen Rechte, be- 
handeln, weil hier der Staat „seine Besonderheil relativ negativ" 
setzen kann; dagegen hat sich die Strafrechlspflege auf das Staats- 
gebiet zu beschränken, und die individuelle Besonderheil anderer 
Staaten zu achten. Durch Bestrafung einer ausserhalb seines 
Gebietes begangenen Handlung würde der Staat in die Rechte 
eines andern Staates eingreifen. Das Völkerrecht verlangt nur 
gleichen Rechtsschutz auch für den Ausländer, und ihm genügt 
bei einem im Auslande begangenen Verbrechen entweder Auslie- 
ferung oder Uebernahme der Bestrafung im Namen des berech- 
tigten Staates. Sehr ausführlich werden in Anmerkungen noch 
die beiden Sätze bestrillen: dass ein im Auslande fehlender In- 
länder diesseits bestraft werden könne; und dass selbst ein im 
Auslande von einem Ausländer begangenes Verbrechen unter Um- 
ständen diesseitiger Strafgerichlsbarkcit zu verfallen vermöge. 

Eine ausführlichere Beurtheilung dieses Standes der Wis- 
senschaft wird unten, im drillen Abschnitte, versucht werden. 
Indessen ergiebt schon der flüchtige Leberblick, dass die Frage 
in keinem Falle in ihrem ganzen Umfange gelöst ist, weil sie 



1) Ueber eine von Heffter gemachte besondere Anwendung s. weiter 
unten, Abschn. c, d. 
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nirgends zugleich sowohl vom Standpunkte der Vorbeugung, als 
dem der Wiederherstellung, und in letzterer Beziehung nicht zu- 
gleich für bürgerliches und für Strafrecht aufgefasst worden ist. 
Dass aber nur eine solche umfassende Stellung der Frage zu den 
obersten und das Ganze beherrschenden Grundsätzen führen kann, 
bedarf nicht erst eines Beweises. 

Hiermit ist freilich noch nichts ausgesagt über die Lösung 
der einzelnen in der allgemeinen Frage enthaltenen Probleme. 
Eine glückliche Behandlung einer Besonderheit ist, bis auf einen 
gewissen Grad wenigstens, vereinbar mit wissenschaftlicher Ver- 
nachlässigung des Ganzen. Es ist also immerhin auch die Doclrin 
und die Literatur der einzelnen, oben S. 490, angegebenen Fragen 
darzustellen. — Was nun aber zunächst 

b) die Lehre von den Vorbeug ungs-Maassregeln 
zum Schutze anderer Staaten 

betrifft, so versteht sich von selbst, dass hier überhaupt nur die 
Rede sein kann von Maassregeln, welche der Staat gegen beab- 
sichtigte Unternehmungen einzelner (bleibender oder vorüber- 
gehender} Unterthanen zu trefFen haben mag. Von Vorbeugungs- 
Maassregeln des Staates gegen seinen eigenen Gesammtwillen 
zu reden, wäre sinnlos, und die von dritten Staaten ausgehenden 
Handlungen hat er nicht zu bestimmen. — Nichts ist bekanntlich 
im praktischen Völkerverkehre häufiger, als dass ein Staat von 
einem anderen Staate die Vornahme von Maassregeln verlangt, 
welche er zu seinem Schutze gegen Unternehmungen der Unter- 
thanen des inquiririen Staates für nöthig erachtet; oder dass ein 
Staat sich über die Unterlassung solcher Maassregeln als über 
die Unterlassung einer Pflicht von Seiten der lässigen Regierung 
beklagt. Nicht selten kommen auch in der That Staatsanord- 
nungen vor, welche ohne vorgängige Aufforderung von Aussen 
die Verhinderung einer von Unterthanen gegen das Ausland be- 
absichtigten Verletzung beabsichtigen. So z. B. die Versetzung 
von Flüchtlingen in das innere Land; Besetzung der Gränze zur 
Zurückhaltung der Unterthanen von Einfällen in den Nachbar- 
staat; Verbote von Vereinen; Beschlagnahme von Waffen, von 
Schiffen; Verhaftungen von Verdächtigen u. s. w. Ueber das 
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Recht und die Pflicht der Staaten ist also im Leben gar kein 
Zweifel und Streit ') ; höchstens wird über die Anwendbarkeit 
im einzelnen Falle oder über Zeit und Maass der Vorkehrungen 
gestritten. Um so auffallender ist demnach, dass diese ganze 
Frage bis jetzt so gut wie gar keine wissenschaftliche Erörterung 
gefunden hat. Eine Berücksichtigung derselben im Strafrechte 
und im internationalen Privat rechte ist allerdings ausser Frage, 
da diese Lehren sich nur mit Wiederherstellung gestörten oder 
angezweifelten Rechtes beschäftigen. Allein im Völkerrechte, im 
natürlichen Staatsrechte, endlich in der Politik war Ort und Ver- 
anlassung. Hier war nämlich, und zwar in jeder dieser Wissen- 
schaften von ihrem Standpunkte aus, zu untersuchen: ob über- 
haupt Maassregeln der fraglichen Art zu treffen sind? in welchen 
Fallen? und von welcher Arl? Alles dieses aber in der dop- 
pelten Richtung der Beziehungen zum Auslande und des Rechts- 
standes der eigenen Unterlhanen. Diess ist aber nicht und nir- 
gends geschehen. 

Von den Lehrern des Völkerrechtes wird der Gegenstand 
ganz allgemein übergangen. Selbst Diejenigen, welche dem Staate 
das Recht und die Pflicht ausdrücklich zusprechen, seine Unter- 
thanen zu bestrafen, wenn dieselben die Rechte anderer 
Staaten verletzt haben, berühren die Verbind er un g solcher 
strafbarer Handlungen nicht. Man sehe z. B. die sämmllichen, 
oben S. 497 angeführten Schriftsteller. Lediglich nur Vattel 
streift, a. a. 0., im Vorbeigehen an die Frage. 

Dass im philosophischen Staatsrechte, so weit mir irgend 
bekannt ist, die Sache völlig unerörtert bleibt, mag allerdings 
auffallen. Bei näherer Ueberlegung erklärt sich jedoch dieses 
Stillschweigen, und zwar theils aus der allgemeinen Vernachläs- 
sigung, ja selbst leidenschaftlichen Zurückweisung aller Erörte- 
rungen, welche sich auf die Präventivgewalt des Staates beziehen, 
theils daraus, dass sowohl die Verhältnisse der Staatsgewalt, als 
die der Unlerthanen nur von der Seite ihrer Rechte, nicht auch 
ihrer Pflichten betrachtet zu werden pflegen. 

1) Man vergleiche hierüber die Württembergische Kote an die Schweiz 
vom 25. April 1853 (Allg. Zeit., 1853, Beil. zu Kr. 132J. 

Zcilsciir. für SuaUw. ltjäj. 3s Heft. 33 
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Am wenigsten zu verzeihen ist jedoch offenbar das eben- 
falls unbedingte Stillschweigen , welches selbst in den Systemen 
der Politik im Ganzen und der Präventiv-Justiz (Rechlspolizei) 
insbesondere beobachtet wird. Will man nämlich auch etwa die 
rechtlichen Gründe und Folgerungen einer Verhinderung der 
Unterthanen von auswärtigem Unrecht unerörtert lassen; so sollte 
doch jeden Falles vom Standpunkte der Klugheit und Zweckmäs- 
sigkeit untersucht werden, ob und was hierin zu thun sei. So- 
wohl die Bewahrung eines ungetrübten Friedens mit anderen 
Staaten, als die Anordnung der milbigen Vorkehrungen im In- 
lande sind denn doch von hinreichender Bedeutung, um wohl 
erwogen zu werden '). 

Die Frage über die Vorbeugung ist somit als wissenschaft- 
lich bis jetzt völlig brach liegend zu erklären. 

Fast über das entgegengesetzte Uebel möchte man klagen 
hinsichtlich der wissenschaftlichen Erörterungen über die Frage 

c) der Bestrafung einer gegen einen fremden Staat 
oder dessen Angehörige begangenen Verletzung. 

Nicht nur ist diese Frage im Völkerrechte und im Straf- 
rechte sehr vielfach und ausführlich besprochen worden, sondern 
es laufen auch die Ansichten auf das verschiedenartigste aus ein- 
ander. Alle möglichen Meinungen zwischen dem Satze, dass der 
Staat Fremde gar nicht zu schützen habe , selbst nicht gegen 
Handlungen der eigenen Unterthanen; und der Behauptung, dass 
er selbst ein im Auslande von einem Ausländer gegen auslän- 
disches Recht begangenes Verbrechen im Nothfalle bestrafen müsse, 
haben ihre Vertreter gefunden. — Es wird die Uebersicht er- 
leichtern, wenn hier weniger nach den Rechtswissenschaften, 
sondern nach den Meinungen zusammengestellt wird. Auch ge- 
nügt es wohl vollständig, wenn nur Aufführung bekannter Slimm- 
führer, nicht aber Vollzähligkeit der Anführungen erstrebt wird. 



1) Auch ich selbst habe mich dieser Vernachlässigung anzuschuldigen, 
indem ich in meinem „Systeme der Präventiv-Justiz" die Abwendung von 
Unrecht, welches gegen fremde Staaten beabsichtigt sein könnte, völlig über- 
gangen habe. 
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Die Frage: ob der Staat die gegen einen fremden Staat 
und seine Angehörigen begangenen Rechtsverletzungen zu be- 
strafen habe ? kann möglicherweise fünf verschiedene Beantwor- 
tungen erhallen, von welchen bei den vier letzten immer jede 
spater angeführte alle früheren Bejahungen ebenfalls annimmt, 
aber noch einen weitern Fall beifügt. Es kann nämlich : 
a) jede Bestrafung in solchem Falle geläugnet werden; oder 
ß) dieselbe anerkannt werden, aber nur gegen Inländer, welche 
im Inlande gefehlt haben ; oder y) ausser diesem auch noch Strafe 
gerechtfertigt werden gegen Inländer, welche (bisher ungestraft) 
das Verbrechen im Auslande begangen haben; oder S) die Be- 
strafung erstreckt werden auf Unterthanen des fremden Staates, 
welche sich im Auslande gegen ihn verfehlten ; endlich f) diess 
sogar gefordert weiden in Beziehung auf Solche, welche weder 
des bestrafenden noch des verlelzlen Staates Unterthanen waren, 
als sie im Auslande die Rechtsordnung des letzteren beeinträch- 
tigten. — Wie bereits bemerkt, sind alle diese logischen Mög- 
lichkeiten auch wirklich als sachliche Lösungen der Fragen auf- 
gestellt worden. 

Zu a). Weit am geringsten ist die Zahl derjenigen, welche 
gar keine Strafe wegen der Verletzung einer auswärtigen Rechts- 
ordnung anerkennen wollen. Fast allgemein findet man eine 
solche Straflosigkeit dem Begriffe des Rechtes und Gesetzes 
entgegen, welches überhaupt im Bereiche seiner Gewalt bestimmte 
Handlungen zu untersagen und nöthigenfalls zu bedrohen habe. 
Von bekannteren Strafrechlslehrern bekennt sich nur Tittmann 
(Die Strafrechtspflege in völkerr. Hinsicht, S. 15) grundsätzlich 
zu dieser äussersten Ansicht, und zwar auch er nur auf recht- 
lichem Standpunkte, während er — freilich wohl sehr ungerecht- 
fertigterweise — aus politischen Gründen eine Strafe zulassen will. 

Zu ß~). Weit zahlreicher sind diejenigen, welche eine Be- 
strafung der Verletzungen fremden Rechtes zulassen, allein nur 
in so ferne dieselben von bleibenden oder vorübergehenden Unter- 
thanen des Staates und zwar innerhalb seiner Gränzen begangen 
wurden. Es ist diese Ansicht eine Folgerung aus einer engen 
Auffassung des Territorialprinzipes des Rechtes. Zu dieser An- 
sicht bekennen sich z.B. Blackstone, Commenlaries, Buch IV, 

33* 
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Cap. 5; Stephens, Commentaries, Bd. IV, S. 242 ff.; Schmalz, 
Völkerrecht, S. 157 sq.; Abegg, Ueber die Bestrafung der im 
Ausl. begangenen Verbrechen, S. 32 ff. ; Feuerbach, Lehr- 
buch, 14. Aufl., S. 54 ■)• 

Zu y). Nicht Wenige fügen den im Inlande vorgefallenen 
Handlungen auch noch die im Auslande von diesseitigen Unter- 
thanen begangenen bei ; natürlich unter der Voraussetzung, dass 
nicht am Orte der begangenen That bereits Strafe erfolgt ist. 
Die Begründung und Begrenzung ist allerdings ziemlich verschie- 
den. So beschränkt z. B. Schmelzing, Europ. Völkerrecht, 
Bd. I, S. 188 ff. , grundsätzlich die Strafgewalt des Staates auf 
dessen Grunzen, räumt aber doch einem verletzten Fremden das 
Becht ein, Genugtuung zu fordern. S aal fei d, V.B., S. 80, 
giebt dem Staate zwar nicht die Pflicht, aber das Becht der 
Strafe, falls seine Gesetze überhaupt bestimmte Handlungen unter- 
sagt haben, namentlich aber bei Staatsverbrechen. Oppenheim, 
V.B., S. 195 vgl. mit 384 ff, misst dem Bechte neben der Terri- 
torialität auch noch Persönlichkeit bei, somit eine den Unterthanen 
in fremdes Gebiet verfolgende Verpflichtung. Von den Straf- 
rechtslehrern ist Budolph, De poena delict. extra lerrit. com- 
miss. , § 10 — 12, für Bestrafung der im Auslande und gegen 
dasselbe begangenen Verbrechen, falls der verletzte Staat die 
Bestrafung fordere, indem der Unlerthan überall dem vaterlän- 
dischen Strafgesetze unterworfen bleibe, dessen Anwendung in 
solchem Falle allgemeine sittliche Pflicht sei. Egger (in Zeil- 
ler 's Beiträgen, Bd. III, Nr. 3.) findet die Strafe gerechtfertigt, 
weil der Staat, der durch Verbot bestimmter Handlungen Bürge 



1) Wenn Feuerbach, a. a. 0., die Bestrafung eines Unterthanen wegen 
eines im Auslande gegen den eigenen Staat oder dessen Angehörige began- 
genen Verbrechens zulassen will : so betrifft diese Ausnahme den hier in 
Frage stehenden Fall, nämlich den Schutz eines fremden Staates, nicht. Im 
Uebrigen muss der von Feuerbach für seine enge Ansicht angeführte Grund 
(die ausschliessliche Verpflichtung des Bürgers durch das Gesetz seines 
Staates) als sehr schwach bezeichnet werden. Denn man fragt natürlich: 
1) Wie aber, wenn das einheimische Gesetz Verbrechen auch im Auslande 
verbietet? Und 2) ist der Staat hierzu nicht schuldig aus allgemeinen 
rechtlichen und sittlichen Gründen? 
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des Rechtes geworden, durch die Verletzong seihst beleidigt sei. 
Höhe, Trailö de l'instr. crim. , Bd. II, S. 495 IT.. ist Tür die 
Bestrafung, weil das allgemeine Interesse die Möglichkeit der 
Bestrafung eines jeden Verbrechens verlange, eine Auslieferung des 
eigenen Unterthanen an den Verletzten aber nicht statthaft sei. 
Von Unrecht gegen den Bestraften sei aber keine Rede, weil 
neben der Territorialität des Strafgesetzes auch eine persönliche 
Eigenschaft desselben laufe. Mittermaier begründet, in den 
Noten zu Feuerbach's Lehrbuch, 14. Aufl., S. 55, die Bestiafung 
der eigenen Unterthanen durch die Unmöglichkeit der Ausliefe- 
rung an den Verletzten. Er führt näher an, welche Handlungen 
auch ohne besonderes Landesgesetz, also gemeinrechtlich, be- 
straft werden dürfen. Köstlin endlich, Neue Revision, S. 738 ff"., 
legt dein Staate die Verpflichtung auf, im Namen des fremden 
Staates die gegen denselben begangenen Verbrechen zu strafen. 
Zu d und t). Weit geringer allerdings ist wieder die Zahl 
derjenigen, welche dem Staate das Recht und die Pflicht bei- 
messen, sogar einen Ausländer, welcher im Auslande gegen sein 
eigenes oder gegen ein fremdes Gesetz gefehlt, zu bestrafen. 
Die Meisten läugnen eine solche Aufgabe des Staates, ohne Unter- 
schied der beiden Fälle, und begnügen sich (wie alsbald näher 
erhellen wird) mit Auslieferung, oder sind wohl gar für gänz- 
liche Unzuständigkeit. Doch sind einzelne namhafte Kenner des 
Strafrechtes, welche wenigstens dann Strafe verlangen, wenn in 
der einen oder der andern Voraussetzung ein Verbrecher gegen 
eine allgemeine menschliche Verpflichtung verstösst und somit 
seine Unterdrückung im allgemeinen Interesse liegt. So schon 
Renazzi, Elementa jur. criin., L. III, c. 5, § 3 ; und jetzt Hel'f- 
ter, Lehrbuch des Strafr., § 27, Note 2, und Völkerrecht, 2. Aufl., 
§ 104 '). Dass auch sie keinerlei Unterschied machen zwischen 
dem Fremden, der gegen das eigene Gesetz, und dem, der gegen 

1) Dieser Salz widerspricht keineswegs der von Heffter aufgestellten, 
oben S. 500 ausführlich angeführten Lehre von der Beschränkung des Staates 
auf die Beschallung der eigenen Rechtsordnung Die Verletzung einer „ge- 
meinheillichen Verpflichtung" berührt ja den bestrafenden Staut selbst eben- 
falls. Nicht zu läugnen aber ist freilich, dass zunächst das Recht des ver- 
letzten Staates dadurch wiederhergestellt wird. 
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ein auswärtiges verstiess, begreift sich leicht, da der Grund und 
der Fall der Bestrafung, welchen sie annehmen, auf beide Arten 
von Vergehen ebenmässig passl. 

Ein Gegenstand der vielfachsten Verhandlungen ist endlich noch 

d) die Verpflichtung des Staates zur Auslieferung 
eines geflüchteten Ausländers, 

und weit laufen auch hier Ansichten und Gründe auseinander. 

Zuerst denn eine Aufzählung Derjenigen, welche eine Aus- 
lieferungspflicht nicht anerkennen, und zwar mit Sonderung nach 
der Art der Schriften, in denen sie sich aussprechen. 

Von den Systemen des Völkerrechtes erklärt sich eine 
grosse Anzahl, und zwar sowohl solche, welche auf philosophisch-) 
als solche, welche auf positiv-rechllicher Grundlage stehen, gegen 
eine rechtliche Verpflichtung des Staates, Ausländer, die er in 
sein Gebiet zugelassen und somit in seinen Schulz aufgenommen, 
zur Untersuchung und Bestrafung an den von ihnen angeblich 
verletzten Slaat auszuliefern. — Schon Pufendorf, Jus nat. et 
gent., L. VIII, c. b, § 12, erkennt keine vollkommene Pflicht der 
Auslieferung an. Nur wenn der Schützling auch nach der Auf- 
nahme seine Unternehmungen gegen den fremden Slaat fortsetze, 
sei die Maassregel gerechtfertigt. (Frage: ob nicht vielmehr Be- 
strafung?) — Entschieden spricht sich, was Manchem wohl un- 
erwartet sein mag, gegen Auslieferung aus: Schmalz, V.R., 
S. 158, weil sonst despotische Ungerechtigkeit auch unschuldig 
verfolgte Männer aus ihrem Zufluchtsorte reissen könnte. Und 
wenn an derselben Stelle die gegenseitige Auslieferung der 
deutschen Staaten als ein Beweis von Freundschaft und Gefällig- 
keit bezeichnet ist, so kann dieser scheinbare Widerspruch 
seine Erklärung in der Ueberzeugung des Verfassers finden, dass 
nie ein deutscher Staat despotisch und ungerecht sein, niemals 
einer Unschuldige verfolgen könne. — Auch S aal fei d, Hand- 
buch, S. 81 ff., erkennt grundsätzlich keine Auslieferungspflicht 
an. Seine weitere Ausführung der angeblichen Uebung ist frei- 
lich verwirrt und grundsalzlos. — Ebenfalls keine vollkommene 
Pflicht erkennt Martens, Precis du dr. d. g., S. 184 ff., und 
Erzählungen merkw. Fälle, Bd. I, S. 21; doch giebt er zu, dass 
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Auslieferungen häufig- vorkommen, theils in Folge von Verträgen, 
theils gegen Reversalien, Iheils aus blosser comilas, so zwar, 
dass eine Weigerung als Beweis üblen Willens belrachtet werde. 
— Fester ist Kl üb er, V.R., 2. Aufl., S. 75, welcher keinerlei 
Verpflichtung ohne Vertrag zugiebt. — Dass Pinheiro Fer- 
reira, Cours de droit publ., Bd. II, S. 32 fg. und 179, unbe- 
dingt gegen jede Auslieferung ist, kann nicht Wunder nehmen; 
wohl dagegen, dass Wheaton, Elemens du dr. inlern., ed. 2, 
I, S. 138 fg., blos nur die Meinungen für und gegen aufzählt, seine 
gegen die Auslieferungspflicht gehende Meinung aber nur er- 
rathen lässt. — Auf einen theoretisch und praktisch bedenklichen 
Boden stellt sich Oppenheim, V.R. S. 192 und 382, wenn 
er zwar eine natürliche Auslieferungsverpflichlung läugnet, dem 
Staate aber zum Behufe des Rechtsschutzes den Abschluss von 
Verträgen zu gegenseitiger Auslieferung zur Pflicht machen will, 
jedoch wieder nur mit solchen Staaten, welche auf gleicher Ge- 
sillungsstufe stehen', und sich selbst ein gebildetes Recht zur 
Aufgabe stellen. — In klarer Ausführung setzt endlich Heffler, 
V.R., 2. Aufl., S. 119 fg., auseinander, dass keine unbedingte 
Rechlspflicht zur Auslieferung besiehe , es vielmehr Sache des 
Gewissens und des klugen Ermessens sei, Verträge zu schliessen, 
und zwar namenlfich zum Behufe gegenseitiger Auslieferung in 
solchen Fällen, in welchen ihm selbst oder dem menschlichen Ge- 
schlechte an der Bestrafung liege. Unter dieser Voraussetzung 
sei dann aber keine Art von Verbrechen ausgenommen; auch die 
politischen nicht. 

Weniger bedeutend, als man berechtigt wäre zu erwarten, 
sind die Ausführungen über das Scliutzrecht und die Ausliefe- 
rungspflicht in den eigenen Werken über das internationale 
Privatrecht, welche sich denn doch auch auf strafrechtliche 
Fragen erstrecken. Doch sind dieselben wohl alle gegen die An- 
nahme einer unbedingten und natürlichen Pflicht, So z. B. Voet, 
De statutis eorunique concursu, Sect. XI, c. 1, no. 6; Leyser, 
Medidat. ad Pand., med. 10; Story, Conflict of laws, 2. Aufl., 
S. 516 fg.; Foelix, Droit intern, prive, S. 579. 

Ausführlich dagegen wird die Frage behandelt in einigen 
Sonderschriften. — Mit grosser Lebendigkeit, allein mit 
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mehr Wortgepränge und Leidenschaft, als mit stichhaltigen Grün- 
den wird jede Auslieferung bekämpft von Cauchois Lemaire 
und Guyet (Appel ä l'opinion publique, ä la Haye, 181?_). 
Ihnen ist die Aufnahme eines Fluchtigen förmliche Rechlspfliclit, 
die Auslieferung ein Verbrechen gegen die persönliche Freiheit 
und eine Anmassung von Gerichtsbarkeit , wo keine begründet 
ist. — Wissenschaftlicher und umsichtiger, aber nicht immer folge- 
richtig ist Pr ovo Kluit (wohl eigenllich den Te.x) De dedi- 
tione profugorum. Lugd. Bat., 1839. Ihm zufolge hat der Staat 
ein vollkommenes Recht des Asyles, und der verletzten Regie- 
rung steht nur eine Bitte auf Auslieferung zu. Die Gewährung 
derselben ist keine vollkommene Verpflichtung, weil der Staat 
nicht die Aufgabe hat, fremdes Recht zu schützen und zu för- 
dern; doch besteht allerdings eine sittliche Pflicht in Beziehung 
auf solche gemeine Rechtsverletzungen, welche überall als solche 
gelten. Unbedingt ausgeschlossen ist somit Auslieferung wegen 
kleinerer Vergehen und wegen angeblicher staatlicher und kirch- 
licher Verletzungen. Der Widerlegung entgegengesetzter Mei- 
nungen ist viel Raum gewidmet. 

Bedeutend nun aber ist auch die Zahl und das Ansehen 
Derer, welche im Widerspruche mit den bisher angeführten An- 
sichten eine rechtliche Verpflichtung zur Auslieferung 
anerkennen. 

Unter den Systematikern spricht sich schon der Vater 
des Völkerrechtes in diesem Sinne aus (s. H. Grotius, De jure 
b. et p. , Lib. II, c. 21). Er erachtet, dass der die Auslieferung 
verweigernde Staut sich zum Mitschuldigen des Verbrechers 
mache. Der verletzte Staat habe ein Recht auf Bestrafung, wel- 
ches ihm durch keine Herrsehaftsharidlung der diesseitigen Re- 
gierung geschmälert werden dürfe. Ein Schuldiger habe keinen 
Anspruch auf Asyl; zum mindesten sei er fortzuschaffen. — Die- 
selbe Ansicht verficht im Wesentlichen Cocceius in seinem 
Praelect. ad H. Gr. libros de jure belli et pacis, 1. c. Man sei dem 
fremden Staate Hülfe schuldig in seinen Bemühungen um Herstellung 
des Rechts. — Buddeus, Jurispr. histor. spec, 317 fg., erklärt 
die Verweigerung einer Auslieferung für eine Beleidigung des ver- 
letzten Staates, welcher ein grosses und gerechtes Interesse bei der 
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Bestrafung habe. — AuchVattel (Buch II, § 230 fg.) erklärt 
sich für die Auslieferung als für eine Bechlspflicht, jedoch nur 
bei groben gemeinen Verbrechern , als Mördern , Giftmischern, 
Brandstiftern, Seeräubern. Allerdings sei die Rechtspflege zu- 
nächst territorial; allein ausgenommen sei die Bestiafung von 
Verbrechern, welche wegen Schwere und Häiifi»keit ihrer Hand- 
lungen als Feinde der ganzen menschlichen Gesellschaft erscheinen. 
Solche könne Jeder vertilgen, der Hand auf sie lege; verlange 
sie aber der zunächst verletzte Staat zur Bestrafung, so seien 
sie ihm zu überlassen, sowohl weil er vorzugsweise bei der Be- 
strafung beiheiligt sei, als weil bei ihm das geeignete Verfahren 
stattfinden könne. Der Staat, welcher weder ausliefere noch 
selbst bestrafe, mache sich zum Mitschuldigen. — Endlich ist 
auch noch Kent, Comirsentaries, Bd. 1, S. 36 fg., für Auslieferung. 

An besonderen Schriften über die Frage, welche 
eine Pflicht zur Auslieferung anerkennen, sind aber namentlich 
folgende zu nennen: Tittmann, Die Slrafrechlspflege in völkerr. 
Rücksicht, S. 8 fg., 20 fg.; Ho man, De delictis peregrinorum. 
Gioen., 1823; G Convert, De delinq. traditione in Belgio pcr- 
missa. Gand., 1828; endlich Berner, Wiikungskreis des Straf- 
gesetzes, S. 172 fg. Freilich ist die Beweisführung dieser Schrift- 
steller sehr verschieden. Während nämlich Berner die Auslieferung 
ganz einfach auf die Pflicht des Staates stützt, zur Rechtspflege 
mitzuwuken, geht die Ansicht der Uebrigen im Wesentlichen 
dahin, dass der verletzte Staat ein vollkommenes Recht auf Be- 
strafung habe; wer sich ihm hierin widersetze, begehe also selbst 
ein Unrecht; er widersetze sich aber, wenn er den auf seinem 
Gebiete befindlichen Flüchtling nicht ausliefere (oder, nach Con- 
veit's Alternative, denselben von dem verletzten Staate auf dies- 
seitigem Gebiete aufgreifen lasse). 

Schwer ist es, Schmelz in g und Helie unter den einen 
oder den anderen Gesinnungsgenossen beizuordnen. Der erste 
(Bd. I, S. 191 fg) spricht sich nämlich einerseits entschieden 
gegen die Verbindlichkeit zur Auslieferung oder Bestrafung aus; 
findet aber eine Willfährigkeit ganz unbedenklich bei Gegen- 
seitigkeit und wo keine dringenden politischen Verhältnisse das 
Gegentheil erheischen. Helie dagegen erkennt es für eine Pflicht 
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des Staates, die allgemeinen Grundsätze des Rechts zur Geltung 
zu bringen, ebenso die sichere Bestrafung der Verbrechen für 
ein allgemeines Interesse; allein dennoch will er keine vollkom- 
mene Pflicht zu einer Auslieferung sehen , sondern nur einen 
freiwilligen Beitrag zur allgemeinen Rechtsordnung. Daher sei 
die Auslieferung ins Belieben gestellt und den allgemeinen Grund- 
sätzen über Slrafrecht unterworfen. — Nicht ungerecht ist es 
wohl, jene Salze für unversländig, diese für unverständlich zu 
erklären. 



II. 

Die Lehre, 

Die Schwierigkeit einer genügenden Lösung der Aufgabe 
liegt von vorneherein darin , dass man von einem ganz ver- 
schiedenen Standpunkt ausgehen kann, ohne dass alsbald die 
innere Richtigkeit des einen oder des andern sich darstellte. 
Es muss also vor Allem die sichere Grundlage gewonnen 
werden. 

Dass jeder Staat unter seinen Angehörigen und für die- 
selben ejne Rechtsordnung aufrecht zu hallen hat, unterliegt 
allerdings keinem Zweifel noch Streite. Ist auch die Auffassung 
des Staates als einer blossen Rechtsordnung zu beschränkt, so 
bleibt die Aufgabe, das Recht zu sichern, immer seine erste, und 
ihre Erfüllung ist die Aufgabe alles Weiteren. — Nicht so deut- 
lich und unbeslritlen liegt aber die Sache, wenn es sich fragt, 
ob der Staat eine natürliche Verpflichtung hat , überhaupt zur 
Herstellung einer Rechtsordnung für das gesammte Menschen- 
geschlecht beizutragen. Natürlich kann davon nicht die Rede 
sein, dass ein Staat jemals Rechtsschulz in solchen Fällen hand- 
habte, welche unter der Botmässigkeit eines andern unabhängigen 
Staates stehen. Diess wäre eine Verletzung der Selbstständigkeit 
und der für alle gleichmässig bestehenden oberhoheitlichen Ge- 
walt, und würde Uberdiess endlose Verwirrungen und Verwick- 
lungen herbeiführen. Selbst wenn ein Staat seine Pflicht gegen 
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seine Angehörigen aus üblem Willen oder Ungeschicklichkeit 
nicht erfüllt , kann und darf eine fremde Regierung keine 
Handlungen oberster Gewalt innerhalb seines Gebiets und Befug- 
nisskreises vornehmen. Sie ist nicht zur Vormünderin über an- 
dere ihr gleichstehende Vereine und deren Lenker bestellt; ein 
nicht bewerkstelligtes Recht dieser Art ist eine Unvollkommen- 
heil, für deren Heilung sie nicht zu sorgen hat. (Und wenn 
gegenüber von der Türkei andere Forderungen geltend gemacht 
werden, so ist diess eben nur desshalb, weil sie im Grunde 
doch nur als ein Barbarenlager und nicht als ein gleichberech- 
tigter Staat gilt, und — weil sie von der Gnade der grossen 
Mächte ihr Leben fristet. 3 — Allein wesentlich verschieden hie- 
von sind solche Fälle, in welchen ein Recht gar nicht zur eige- 
nen Rechtsordnung gehört , allein nur durch eine diesseitige 
Handlung geschützt werden kann. Ereignen kann sich diess 
nämlich, wenn entweder der ein auswärtiges Recht Bedrohende 
oder Verletzende innerhalb des diesseitigen Gebietes ist und so- 
mit unter der diesseitigen Gewalt steht; oder wenn nur durch- 
Zusammenwirken mehrerer Staaten ein den diesseitigen Staat und 
seine Angehörigen zunächst nicht berührendes , wohl aber für 
Andere wünschenswertes oder aus aus allgemeinen Gründen der 
Gesittung zu forderndes Rechlsverhältniss ermöglicht werden 
kann. Also z. B., in jener Unterstellung, die Vornahme eines 
Freischaarenzuges in einen fremden Staat; oder, in dieser, ge- 
meinschaftliche Maassregeln zur Unterdrückung des Sclavenhan- 
dels. Hier ist so wenig von der Beeinträchtigung eines fremden 
Staates die Rede, dass vielmehr das von diesem Gewünschte nur 
durch fremde Handlung bewerkstelligt werden kann. Ueber die 
Verpflichtung zu solcher Thäligkeit sind drei verschiedene An- 
sichten möglich: eine kosmopolitische, eine selbstsüchtige und 
eine vermittelnde. 

1. 

Die kosmopolitische Auffassung 

geht von dem Salze aus, dass es überhaupt eine sittliche Auf- 
gabe des Menschen sei , zur Herstellung eines vollkommenen 
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Rechtsznslandes nach Kräften beizutragen : theils schon an sich, 
weil die Vernunft einen solchen fordere, Iheils weil er praktiseh 
die nothwendige Bedingung der Erreichung alles körperlichen 
und geistigen Guten sei. Auf diese G.undlage wird denn auch an 
den Staat, als an einen Verein von vernünftigen Menschen zu 
gemeinschaftlicher Erreichung ihrer Lebenszwecke, das Ansinnen 
gestellt, mit seinen grösseren Kräften das ihm in dieser Richtung 
Mögliche zu bewerkstelligen. Dieses Mögliche aber besteht nun 
eben darin, dass der Staat nicht blos für den eigenen Kreis und 
in demselben das Recht fördert und schützt, sondern auch ausser- 
halb desselben wirkt, so weit man seiner bedarf, und er nicht 
auf ein näheres Recht zu solchen Handlungen stösst. Nach dieser 
Ansicht ist also die Pflicht erst dann vollständig erfüllt , wenn 
auf der ganzen Erde die Herrschaft des Rechtes ausgebreitet ist; 
und es muss das unablässige Anliegen des Staats sein, den jetzi- 
gen, allerdings noch sehr unvollkommen, Zustand jenem Ziele zu 
nähern. 

Die Ausfuhrung dieses Grundgedankens erfordert denn aber 
eine Reihe von Handlungen, und zwar, wenigstens theilweise, 
verschieden je nachdem einer der möglichen Fälle vorliegt. Sol- 
cher sind aber, wie oben S. 505 bereits bei anderer Gelegenheit 
bemerkt ist, vier. Einmal die Verletzung der Rechtsordnung 
eines andern Staats durch diesseitige Unterlhanen und von dies- 
seitigem Gebiete aus. Zweitens, Rechtsverletzungen, begangen 
im fremden Gebiete von diesseitigen Unterlhanen, welche nach 
der That und unabgeurlheilt in die Heimath zurückgekehrt sind. 
Drittens, Vergehen , in fremdem Gebiete begangen von Angehö- 
rigen desselben, welche nach der Handlung und ungestraft sich 
in den diesseitigen Staat begaben. Endlich viertens, Vergehen 
gegen einen fremden Staat, begangen von Angehörigen eines 
dritten Staates, welche seitdem in diesseitige Gewalt gekommen sind. 

a) Der erste Fall. 

Vor Allem muss natürlich dafür gesorgt werden, dass keiner 
Derjenigen, welche thatsächlich und rechtlich unter den Ge- 
setzen und der Botmässigkeit des Staates stehen, 
die Rechte anderer Staaten und ihrer Angehörigen vom dies- 
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seitigen Gebiete aus verletzt. Das Wenigste, was zur 
Herstellung einer Wellrechtsordnung geschehen kann, ist offen- 
bar, class man denjenigen Störungen derselben, welche man 
selbst hindern kann, und sogar aHein hindern kann, entgegen- 
tritt. Dabei ist es natürlich im Gedanken und in dem Erfolge 
ganz einerlei , ob die zu Hindernden beständig oder nur zeit- 
weise der Staatsgewalt und ihren Gesetzen unterworfen sind. 
Verletzungen sollen auch nicht blos zeitweise vorkommen; und 
wer im Schutze eines Staates steht, hat sich auch während der 
Dauer dieser Verhältnisse der Ordnung desselben zu fügen und 
darf Zwecken desselben nicht entgegentreten. Von einer Welt- 
Rechtsordnung könnte keine Rede sein , wenn jedes einzelne 
Staatsgebiet ein Schlupfwinkel wäre, von welchem aus man zwar 
nicht in nächster Nähe, wohl aber in der Entfernung Unrecht 
verüben dürfte, eine Art von Raubschloss. 

Die Aufgabe ist aber natürlich nur dann vollständig gelöst, 
wenn der Staat, so wie er seine eigene Rechtsordnung in dop- 
pelter Weise schützt, auch zur Wahrung des fremden Rechtes 
sowohl präventive als repressive Maassregeln anwendet. 

Eine ins Einzelne gehende Aufzählung der V orbeugungs- 
Mäassregeln ist nicht nöthig. Nachstehende allgemeine Bemer- 
kungen werden ausreichen ')• — Vor Allem versieht sich von 
selbst, dass die obersten Grundsätze über Präventivjustiz über- 
haupt auch bei dem Schutze fremden Rechtes ihre volle Anwen- 
dung finden. Dieselben gründen sich ja nicht auf die persön- 
lichen Beziehungen des zu Schürenden , sondern auf die 
Rechtsaufgabe des Staates an sich. Demgemäss hat denn der 
Staat das Recht und die Pflicht , alle und jede Art von verbre- 
cherischen Störungen fremder Rechtsordnungen , welche seine 
Unterlhanen unter seiner Botmässigkeit vornehmen wollen, zu 
hintertreiben; und zwar nicht etwa blos solche, welche einen 
fremden Staat selbst verletzen würden, sondern auch Unterneh- 



1) Hinsichtlich der Vorbeugungsmaassregeln und deren Rechtfertigung 
nach Grundsatz und Gegenstand beziehe ich mich im Allgemeinen auf mein 
„System der Präventivjustiz", in welchem freilich zunächst nur die Staats- 
thätigkeit zur Sicherung der eigenen unmittelbaren Staats-Rechtsordnung 
erörtert ist. Die Grundlage bleibt die nämliche. 
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mutigen gegen die in dessen Schutz siehenden Rechte von Pri- 
vaten. In allen diesen Fällen aber hat der Staat das Recht und 
die Pflicht , schon bei blosser Wahrscheinlichkeit zu handeln, 
vorausgeselzt, dass diese in objectiver und subjecliver Beziehung 
genügend vorliegt. Er hat ferner die Aufgabe, immer die ent- 
sprechenden Mittel anzuwenden. Er soll allerdings nicht über- 
flüssige Belästigungen zum Behufe des Schutzes anordnen; da- 
gegen müssen seine Anstalten unter allen Umständen dem Zwecke 
gewachsen sein, und namentlich ist Bedrohungen besonders wich- 
tiger Rechte , oder ungewöhnlich gewaltsamen , frechen und 
häufigen Angriffen mit entsprechenden Vorkehrungen entgegen zu 
treten. Endlich darf nicht erst auf Klage oder Bitte des Be- 
drohten gewartet werden. Erhaltung der Weltrechtsordnung im 
eigenen Gebiete ist unbedingte Pflicht , welche auch ohne Auf- 
forderung vollzogen werden muss , sobald überhaupt sichere 
Kenntniss irgend einer Art von der objectiven Nothwendigkeit 
zugekommen ist. Und aus demselben Grunde entbindet auch 
die Möglichkeit, dass der fremde Staat die Gefahr noch in seinem 
Gebiete und mit seinen Mitteln besiegen könnte, nicht von dies- 
seitiger Thäligkeit. — Hinsichtlich der einzelnen zu ergreifenden 
Maassregel entscheidet natürlich die Erreichung des Zweckes. 
Als Regel kann allerdings aufgestellt werden, dass der Staat zum 
Schutze fremden Rechtes keine anderen Vorkehrungen zu treffen 
hat, als er für seine eigene Rechtsordnung zweckmässig und erfor- 
derlich findet. (Darf doch angenommen werden, dass er in letz- 
terer Beziehung alles Nöthige thut.J) Allein möglicherweise können 
doch, wenn der Zweck nicht anders zu erreichen steht, auch 
noch anderweitige Maassregeln verlangt werden, welche wohl 
für die Bewahrung des äussern , nicht aber auch des innern 
Rechtes von Bedeutung sind, oder im letzteren Verhältnisse nicht 
in solcher Ausdehnung erforderlich zu sein pflegen. In solchem 
Falle wäre die Einrede der Nichtanwendung für die eigene Si- 
cherheit durchaus ungenügend; nicht diese, sondern eine fremde 
soll ja gewahrt werden. Und eben so wenig wäre es ein ge- 
nügender Unterlassungsgrund , dass zum Schutze eines fremden 
Staates ein Recht der diesseitigen Bürger beschränkt werden 
müsste. Wenn dieser Schutz eine Aufgabe des Staates ist, haben 
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die Bürger die entsprechenden Opfer zu bringen, welcher Art 
sie auch seien. Beispiele solcher, für die eigene Rechtsordnung 
entweder sinnloser oder doch ungewöhnlicher, für den Schutz 
eines fremden Staates aber möglicherweise notwendiger Vor- 
kehrungen sind etwa : die Entfernung gefährlicher Personen von 
der Landesgränze; militärische Besetzung derselben; gewaltsame 
Zerstreuung von Freischaarenzügen ; Ueberwachung der Reise- 
gelegenheiten. 

Da nun aber in keinem Verhältnisse der Well Vorbeugungs- 
Maassregeln alle Verletzungen des Rechtes verhindern, so müssen 
bei der Aufgabe, das Recht ausserhalb des eigenen Rechlskreises 
zu schützen, jedenfalls auch Repressi v-Ma assregeln als 
Strafe angewendet werden. 

Ueber das Recht eines Staates , einen Unterlhanen zu be- 
strafen wegen einer von demselben begangenen Verletzung einer 
fremden Rechtsordnung kann an und für sich kein Zweifel ob- 
walten, sobald der kosmopolitische Grundsalz überhaupt festsieht. 
Da der zunächst verletzte Staat ohne völlige Vernichtung der 
diesseitigen Unabhängigkeit und ohne Anmaassung der Staats- 
gewalt keine Amtshandlungen in unserem Gebiete vornehmen, 
z. B. diesseilige Bürger gerichtlich verfolgen und bestrafen kann : 
so ist die Notwendigkeit einer Beihülfe zur Herstellung des 
verletzten Rechts erwiesen; mit der Pflicht aber auch das Recht. 

Was aber die besonderen Grundsätze betrifft, welche bei 
einer solchen gerichtlichen Verfolgung der eigenen Unterlhanen 
wegen einer im eigenen Gebiete vorgenommenen Handlung zu 
befolgen sind , so ist auch hier nicht entfernt ein Grund vor- 
handen , warum von den im Staate sonst bestehenden Normen 
des Rechtes abzuweichen wäre. — Vor Allem gelten also auch 
hier die allgemeinen Grundsätze über Strafbarkeit überhaupt. Es 
dürfen, zum Beispiele, hier, so gut wie bei Vergehen gegen die 
Rechtsordnung des eigenen Staates, Strafen nur für bestimmte, 
im Gesetze genau bezeichnete Fälle erfolgen. Die Festsetzungen 
über Zurechnungsfähigkeit, über Urheber und Gehülfen, nament- 
lich auch über blossen Versuch und vollendetes Vergehen, finden 
vollständig ihre Anwendung. — Eben so wenig findet eine grös- 
sere Willkühr der Richter statt hinsichtlich des zuzuerkennenden 
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Strafübels. Die vom Gesetze angedrohten Strafen, und nur diese, 
sind auszusprechen; die Bewegung innerhalb des Strafrahmens 
muss nach den gewöhnlichen Normen geschehen. — Ferner er- 
giebt sich bei näherer Prüfung, dass auf dem Boden dieser ganzen 
Rechtsanschauung sowohl die Grosse der Stralübel, als das ein- 
zuhallende Verfahren bei den Verletzungen gegen eine fremde 
Rechtsordnung vollkommen dieselben sein müssen , wie die für 
einheimische Verbrechen vorgezeichnelen. Wenn nämlich der 
Staat überhaupt die Aufgabe hat , eine Weltrechtsordnung zu 
wahren, so kann er keinen Unterschied machen, ob die Verletzung 
gegen diese oder jene der grossen Gesitlungseinrichlungen be- 
gangen ist. Wenn also z. B. der Staat die Vergehen gegen 
seine eigene unmittelbare Ordnung von Amtswegen verfolgt , so 
muss diess auch geschehen bei Vergehen gegen die Ordnung 
eines andern Staates, falls diese überhaupt unter seine Gerichts- 
barkeit fallen; und es ist nicht etwa erst eine Aufforderung von 
der zunächst verletzten Regierung abzuwarten. Ebenso ist der 
in Strafgesetzen oft festgehaltene Grundsatz, dass ein gegen den 
eigenen Staate begangenes Verbrechen strenger zu bestrafen sei, als 
das gleiche gegen einen fremden Staat begangene, bei der hier 
zu Grunde liegenden Auffassung offenbar unlogisch. Der Unter- 
than verletzt , wenn man sich auf den kosmopolitischen Stand- 
punkt stellt, bei einer gegen den eigenen Staat begangenen 
Handlung keine besondere und besonders zu schützende Pflicht. 
Er hat überhaupt die Pflicht, die zur Aufrechterhaltung der Rechts- 
ordnung und überhaupt zu Erreichung der Menschheitszwecke 
bestellten Gewalten nicht zu stören, und er begeht z. B. also, 
wenn er wesentliche Regierungsrechte irgend eines Staates an- 
greift, immer dasselbe Verbrechen, Hochverrath oder wie man 
es sonst technisch nennen will. — Endlich kann keinem Zweifel 
unterliegen, dass die allgemeinen gesetzlichen Vorschriften über 
Begnadigung (so wie über Abolition, wo eine solche rechtlich 
möglich ist) auch bei Fällen dieser Art ihre volle, gewöhnliche 
Anwendung finden. Es ist also namentlich ein Einverständniss 
über die Ausübung dieses Rechtes mit dem verletzten fremden 
Staate , oder eine Befugniss desselben zu irgend einer Ein- 
mischung keineswegs vorhanden. Der Staat hält die Weltrechts- 
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Ordnung aufrecht nicht etwa aus Gefälligkeit gegen Dritte, son- 
dern aus eigener Ueberzeugung, als eigene Aufgabe und nach 
eigenen Gesetzen , und hat also auch nur seiner Ansicht, seiner 
Pflicht und seinem Rechte dabei zu folgen. 

b) Der zweite Fall. 

Schon schwieriger ist die Auffindung der richtigen Grund- 
sätze in dem zweiten der oben bezeichneten Fälle, wenn nämlich 
diesseitige Unterthanen in fremdem Staatsgebiete 
gegen das dortige Recht sich verfehlt haben, aber 
unbestraft in die Heimath zurückgekehrt sind. 

Von Vorbeugungs-Maassregeln kann hier, wie sich von 
selbst versteht , in der Regel nicht die Rede sein. Es handelt 
sich ja von Unternehmungen, welche ganz in einem fremden 
Gebiete vor sich gehen; und für den diesseitigen Staat liegen, 
wenn ihm die Kunde wird, lauter bereits vollendete Handlungen 
vor. Eine Beihülfe zur Vorbeugung ist also nur etwa in so ferne 
möglich und nöthig, als vielleicht diesseitigen Angehörigen, welche 
Verdacht einer bösen Absicht erwecken, der Eintritt in das fremde 
Gebiet untersagt weiden kann , oder als Nachrichten über ein in 
dem jenseitigen Gebiete beabsichtigtes Unternehmen rechtzeitig 
mitgetheilt werden mögen. Und so viel , aber auch nicht weiter, 
ist denn auch zu leisten. — Was aber die Strafen betrifft, so 
sind, der Reihe nach, folgende Fragen zu beantworten. Vorerst, 
und als Vorfrage, hat der Staat überhaupt die Aufgabe (Recht 
sowohl als Pflicht), Vergehungen gegen das Recht eines andern 
Staates, begangen in dessen Gebiet selbst, zur Bestrafung zu 
bringen ? Zweitens, falls dieses in irgend einer Ausdehnung bejaht 
wird, ist diese Bestrafung durch Auslieferung des Beschuldigten 
an den verletzten Staat oder durch Verfahren vor den eigenen 
Gerichten zu bewerkstelligen ? Drittens endlich, wenn diess Letz- 
tere immer oder theilweise stattfindet, hat der Staat seine eigenen 
Strafgesetze oder die des verletzten Staates bei Bemessung der 
Strafen zur Anwendung zu bringen? 

Den geringsten Anstand hat wohl die Bejahung der Vorfrage, 
sobald man sich einmal auf dem kosmopolitischen Standpunkte 
befindet. Allerdings hat jeder Staat zunächst und vorzugsweise 
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die Aufgabe, seine eigene Rechtsordnung zu wahren; und es 
unterliegt namentlich auch keinem Zweifel, dass er vollkommen 
berechtigt ist, gesetzliche Strafen gegen Fremde auszusprechen, 
welche sich in seinem Gebiete gegen dieselbe vergangen haben. 
Allein hierzu ist nothwendig, dass er des Thäters habhaft sei. 
In dem vorliegenden Falle wird aber vorausgesetzt, dass dem 
nicht so sei, vielmehr der Thäler unbestraft unter die Botmässig- 
keit seines eigenen Staates habe zurückkehren können. Da einer 
Seits eine Befugniss des fremden Staates im diesseitigen Gebiete 
den Flüchtigen zu ergreifen, unter allen Umständen ausser Frage 
ist, auf der andern Seite die Weltrechtsordnung durch eine Straf- 
losigkeit beeinträchtigt bliebe: so ist eine Beihülfe des eigenen 
Staates gerechtfertigt und ist Pflicht. Und zwar nicht etwa blos 
desshalb, weil und wenn er seinen Unterthanen ausdrücklich ver- 
boten hat, in fremdem Gebiete Rechte zu verletzen (ein solches 
Verbot ist vielleicht gar nicht vorhanden); ferner auch nicht aus 
dem Grunde, weil das Strafgesetz dem Bürger persönlich anklebt 
und ihm so ins Ausland folgt (dieser mittelalterliche Gedanke 
hält keine Prüfung aus) '), sondern weil er die Verpflichtung 
hat, zur allgemeinen Herrschaft des Rechtes mitzuwirken. 

1) Es ist bereits oben, S. 468, vorläufig bemerkt worden, dass 
Berner, Wirkungskreis des Strafgesetzes, diesem Gedanken wieder Gültig- 
keit zu verschaffen und ihn zu einem maassgehenden im internationalen Straf- 
rechte zu machen versucht. Seine Beweisführung ist (S. 126 fg ) nachstehende: 
Es folgt aus der ganzen Natur des Strafgesetzes, dess dasselbe den Inländer 
persönlich verbindet, und nicht blos territorial während seines Aufent- 
haltes im Inlande. Der Staat bezeichnet nämlich im Strafgesetze die Hand- 
lung, welche er als unbürgerlich, als unvereinbar mit der Eigenschaft 
eines Staatsbürgers, betrachtet. Giebt man nun diese Eigenschaft nicht 
auf, so darf man auch keine ihr widersprechende Handlungen begehen; selbst 
imAuslar.de nicht. Diess gilt aber nicht von rein localen Vergehen, na- 
mentlich gegen localpolizeiliche Vorschriften, welche nur am Orte der That 
verletzt werden können. — Indem ich mir vorbehalte, den letzteren Neben- 
punkt an seiner Stelle zu erörtern , muss ich , gegen den Grundsatz selbst, 
sowie gegen die Beweisführung für denselben entschieden auftreten. — Vor 
Allem widerspricht das angebliche Wesen des Strafgesetzes den elementar- 
sten Begriffen. Der Staat verbietet gewisse Handlungen , weil sie der o b- 
jeetiven Rechtsordnung zuwiderlaufen; und er belegt die Ungehor- 
samen mit einem bestimmten Uebel, der Strafe, aus einer (inneren oder 
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Hiermit ist aber die zweite Frage, ob Angeschuldigte dieser 
Art selbst zu processiren oder ob sie an den zunächst verletzten 
Staat auszuliefern seien, keineswegs auch schon entschieden. 
Auch durch eine Auslieferung gewährt der Staat die Möglichkeit 
einer Rechtssühne , und erfüllt dadurch also seine allgemeine 
Pflicht. Ja es scheinen sogar triftige Gründe gerade für diese 
Maassregel zu sprechen. Vor Allem die Wiederherstellung des 

Susseren) Notwendigkeit, welche allerdings von Verschiedenen verschieden 
aufgefusst wird, aHein doch immer nur sich wieder auf diese ohjective Rechts- 
ordnung bezieht. Von irgend einer Bezugnahme auf die Eigenschatten und die 
Würde des Einwohners und Bürgers ist hei all' diesem gar keine Rede. Nicht 
weil Einer ein Preusse, ein Franzose oder Chinese ist, soll er nicht stehlen, 
sondern weil Diebstahl eine Verletzung der von dem betreffenden Staate 
anerkannten Rechtsordnung ist. — Sodann ist zu bemerken, dass die Be- 
griffsbestimmung des Verfassers die Möglichkeit einer Strafe, jedenfalls alle 
Abstufungen der Strafe aufhebt. Es ist nämlich nicht abzusehen, wie die 
Zufügung eines physischen Uebels, also einer Strafe, gedankenrichtig die 
Folge eines Ungehorsames sein könnte, da offenbar lediglich ßürgerrechts- 
aufkündigung der nothwendige Schluss aus einer mit der Bürgereigenschaft 
unvereinbaren Handlungsweise wäre. Wie also z. B das Gesetz die An- 
nahme eines fremden Staatsdienstes oder die Erwerbung eines fremden In- 
digenates , oder eine thatsachlirhe bleibende Niederlassung im Auslande als 
unvereinbar mit der Eigenschaft eines Staatsbürgers erklärt, und in solchen 
Fällen der Ausschluss aus dem Unterthanenverhältniss erfolgt (nicht als Strafe, 
sondern als logische Notwendigkeit;: so wäre auch bei Mord, Raub, Hoch- 
verrath u. s. w. zu verfahren. Und zwar, wohlbemerkt, in allen Fällen 
irgend einer Gesetzesübertretung immer mit Bürgerrechtsaufkündigung, und 
nur mit ihr. Eine Verbalinjurie und ein Meuchelmord wäre eine „un- 
hürgerliche" mit der Eigenschaft eines Unterthanen „unverträgliche" Hand- 
lung Ein oberster Satz, welcher zu solchen Folgerungen führt, ist aber 
nothwendig falsch. — Endlich folgt aber daraus, dass der Staut eine gewisse 
Handlung für unvereinbar mit der Eigenschaft des Staatsbürgers erklärt hat, 
noch keineswegs diese sogenannte Persönlichkeit des Strafgesetzes. Jene 
Handlung ist dann doch nur unzulässig für den , welcher Staatsbürger ist, und 
in so ferne er es ist. Im Auslande begangen, bezieht sie sich auf die dor- 
tigen Auffassungen und Zustände; die Verhältnisse zu seinem Vaterlande 
werden dadurch gar nicht berührt; er kann, nach seiner Rückkehr, sich 
wieder vollkommen in seine, normale Stellung zum Staate und dessen Ge- 
boten begeben , und dieser hat gar keinen Grund zu einem Tadel. Wenn, 
wie doch nicht zweifelhaft ist, der fremde Staat die fragliche Handlung 
■einerseits verbieten und bestrafen kann, so ist diess ja der deutlichste Be- 
weis, dass die Handlung ihn berührt, und nicht uns. 

34» 
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Rechtes durch diejenige Gewalt, welcher die Wahrung desselben 
zunächst zustand und unter deren Bolmässigkeit sich der Verletzende 
im Augenblicke seiner Handlung rechtlich und lhatsächlich befand. 
Dann, in den meisten Fallen wenigstens, die leichlere Beischaflting 
der Beweise. Endlich die Schwierigkeit dem verletzten Staate eine 
richtige Stellung in der Verfolgung des Vergehens vor einem fremden 
Gerichte anzuweisen. Dennoch muss eine genauere Prüfung eine 
Auslieferung in dem vorliegenden Falle unbedingt verwerfen. 
Einmal gienge dieselbe gegen das Recht und die Pflicht eines 
jeden Staates, die eigenen Angehörigen zur Achtung des Rechtes 
durch die eigenen Gesetze und Einrichtungen anzuhalten, so weit 
irgend eine Möglichkeit dazu besteht. Diese Möglichkeit besteht 
nun aber liier, da die eigenen, jetzt wieder im Gebiete anwesen- 
den Unterthanen in die Gewalt des Staates zurückgekehrt sind. 
Sodann ist es, wenigstens bei Staatsvergehen, nicht undenkbar, 
dass gegen ausgelieferte Fremde nicht das Recht allein, sondern 
auch Rache und Fremdenhass das Urtheil bestimmen könnten, 
während zu einem Zweifel gegen die heimathlichen Behörden 
kein Grund ist. Da nun überdiess die für Auslieferung geltend 
zu machenden Gründe grossen Theils zu beseitigen sind, — und zwar 
die Rücksicht auf den zunächst berufenen Staat durch die Hin- 
weisung auf den noch höhern Gedanken einer kosmopolitischen 
Rechtsordnung; die processualischen Bedenken aber durch ein 
vollkommenes Eintreten des diesseitigen Staates für die fremde 
Regierung und Führung ihrer Sache wie einer eigenen , — so 
kann die Entscheidung nur dahin ausfallen, dass eigene Unter- 
thanen , welche in einem fremden Staate Verbrechen begangen 
haben, durch die einheimischen Gerichte zur Strafe zu bringen 
sind. — Was nun aber die Kennlnissnahme von den in fremdem 
Gebiete, somit ausser dem Bereiche der Beobachtung und der Organe 
des diesseitigen Staates, begangenen Verbrechen betrifft, so versteht 
es sich von selbst, dass es zunächst dem verletzten Staate obliegt, 
nicht nur die Anzeige von dem gegen sein Recht begangenen 
Frevel zu machen, sondern auch die Beweise der Schuld gegen den 
Angeschuldigten beizubringen, und zwar letzteres in der Art, wie 
es nach der Gerichtsordnung des diesseitigen Staates erforderlich 
ist, weil sonst eine Verurteilung nicht erfolgen kann. Kömmt 
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der beseiligte Staat diesen Bedingungen nicht nach, so hat jeden 
Falls er kein Recht sich zu beklagen. Damit soll jedoch nicht 
etwa gesagt sein, dass der Staat kein Recht und keine Pflicht 
habe, strafend gegen einen Angehörigen einzuschreiten, wenn er 
auf andere sichere Weise Nachricht und Beweis einer von dem- 
selben im Auslande begangenen Rechtsverletzung erhält; etwa 
durch Klage eines verletzten Privaten. Im Gegentheil steht die 
allgemeine Aufgabe, zur Weltrechtsordnung beizutragen, auch in 
diesem Falle fest '). 

Am zweifelhaftesten ist die Beantwortung der letzten Frage : 
ob die Gesetze des verletzten oder die des urtheilenden Staates 
dem Urtheile zu Grunde zu legen seien ? — Dass bei dem for- 
mellen Verfahren lediglich die gewöhnlichen Vorschriften des 
handelnden Staates angewendet weiden können , versteht sich 
von selbst. Es besteht ja keine andere Möglichkeit gültiger 
Amtshandlungen für das Gericht, und niemals verfahrt daher auch 
ein solches, in bürgerlichen oder in peinlichen Sachen, nach der 
Prozessordnung eines fremden Staates. Allein damit ist nicht 
gesagt, dass nicht unter Umständen in materieller Beziehung das 
Gesetz eines andern Staates angewendet werden könnte; und 
zwar diess um so weniger , als wenigstens bei anderen Arten 
von Rechtsfragen allerdings fremde Gesetze als entscheidend 



1) Wenn daher in dem Code de proc. crim., Art. 7, die französischen 
Gerichte angewiesen sind , strafend gegen einen Franzosen wegen eines 
von demselben im Auslande gegen einen Franzosen begangenen Ver- 
brechens einzuschreiten, felis dieser letztere klagend bei ihnen auftritt: so 
ist gegen diesen Grundsatz, so weit er geht, lediglich nichts einzuwenden. 
Wohl aber ist klar, dass derselbe — auf dem kosmopolitischen Standpunkte — 
in doppeller Beziehung als zu enge bezeichnet werden muss. Einerseils 
nämlich sollte ein Verfahren auch dann stattfinden, wenn der Verletzte nicht 
selbst klagt, sondern nur sonst der Staatsbehörde eine genügende Nachricht 
zugekommen ist. Zweitens aber ist die Beschränkung auf die Verletzung 
eines Franzosen zu tadeln. Jedes im Auslände begangene und bis jetzt nicht 
bestrafte Verbrechen eines Zurückgekehrten sollte Grund zu einem Verfahren 
abgeben können. Die Beschränkung des Schutzes auf den Landsmann hat 
ihre Quelle entweder in einem unklaren und unrichtigen Gefühle, oder in 
einer mehr als zweifelhaften Anwendung der mehr als zweifelhaften Lehre 
von der Persönlichkeit des Rechts, welches dein Unterthanen auch in das 
Ausland folge. 
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gellen. Bekanntlich findet eine solche Anwendung gar nicht 
seilen statt, z. B. im bürgerlichen Rechte. Ohne hier unpassend 
in das internationale Privalrecht einzugehen , kann behauptet 
werden , dass jeden Falles die formelle Bedingung der Rechts- 
gülligkeit gewisser Handlungen , nach der Meinung der 
Meisten aber auch in vielen Fallen der materielle Inhalt von 
Rechtsverhältnissen nach ausländischem Rechte beurtheilt wird 
und beurtheilt werden muss. Niemand zweifelt, dass die Richter 
in solchen Fällen die Obliegenheit haben, sich die erforderliche 
Kenntniss von dein anzuwendenden Rechte zu verschaffen. Die 
Frage kann also nur die sein, ob im Strafrechte überhaupt eine 
solche Anwendung fremden Rechtes nicht möglich, oder ob in 
dem besondern hier unlerslellten Falle ein solches Recht ausge- 
schlossen ist? — Leicht kann man sich auf den ersten Blick zu 
der Ansicht bestimmen lassen, dass allerdings das fremde Recht 
zur Anwendung zu bringen sei. Es scheint nämlich, als müsse der 
Umstand entscheidend sein, dass der fremde Staat, nicht der dies- 
seitige, die in Frage stehende Handlung verboten und mit einer Strafe 
belebt habe ; Niemand aber in eine Strafe verfallt werden könne, 
welche nicht angedroht gewesen sei, oder in eine andere, als in 
die angedrohte. Man kann ferner geltend machen, dass der 
Thäler, welcher in einem fremden Gebiete eine verbotene Hand- 
lung begangen habe, diess unter der Herrschaft des betreffenden 
Ländesgesetzes gethan habe, welches dann also auch zur An- 
wendung zu bringen sei. Dennoch muss eine reiflichere Erwä- 
gung die Ueberzeugung bringen , dass nach allgemeinen Grund- 
sätzen nur das diesseitige Reiht zur Anwendung kommen kann. 
Eine Strafe isl eine Rechtsverminderung, welche dem Verurtlieillen 
vom Richter zuerkannt wird. Zu einem solchen Eingriffe in das 
Recht ist der Richter nur befugt durch eine ausdrückliche Er- 
klärung der Staatsgewall , und die Vornahme eines Rechlsein- 
grilfes in einem nicht dazu bezeichneten Falle und in einer nicht 
erlaubten Form oder Grösse wäre unter allen Umsländen recht- 
lich nichtig , möglicherweise ein Verbrechen von Seiten des 
Richters. Die Erklärung eines fremden Staates kann dem Richter 
keine Zuständigkeit über Personen und kein Recht zu einer 
Rechtsverniinderung im diesseitigen Staate verleihen, und dessen 
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Gesetzgebung kann die diesseitige Staatsgewalt nicht nöthigen, 
Handlungen zu bestrafen, welche sie selbst nicht für strafbar er- 
achtet, oder Slrafübel anwenden zu lassen, welche sie nach Art 
oder Grösse unzulässig findet. Auch der zu Bestrafende kann 
sich nicht darauf berufen , dass er seine Handlungen unter der 
Gewalt des fremden Rechtes begangen habe und somit dessen 
Anwendung verlangen dürfe. Die Bestrafung seiner Rechtsver- 
letzung erfolgt aus eigener Aufgabe des diesseitigen Staates, 
weil sein Einschreiten zur Herstellung einer Wellrechtsordnung 
unerlässlich ist. Dabei verfährt er dtnn aber lediglich nach seinen 
eigenen Ansichten von Recht, und es kann ihm kein Vorwurf 
einer Pflicht versäumniss gemacht werden, wenn er seine Beibe- 
hülfe zum Rechtsschutze ganz in der Art leistet , wie er sich 
selbst schützt, also nach seinen eigenen Strafgesetzen. Die An- 
wendung des bürgerlichen Rechtes fremder Staaten in den dazu 
geeigneten Fällen ist etwas wesentlich verschiedenes. Hier han- 
delt es sich nämlich lediglich davon, zu erkennen, welche Ab- 
sicht die Partheien bei ihrem Rechtsgeschäfte lhalsächlich hatten, 
oder ob thatsächlich ein solches Geschäft überhaupt unter ob- 
waltenden Umständen zu Stande kam. Nur zur Herstellung dieser 
Thatsachen hat der Richter das fremde Recht zu erkunden und 
es für angewendet oder nicht angewendet zu erklären; keines- 
wegs aber spricht er sein Urtheil darnach, weil es für ihn selbst 
eine genügende Kraft hätte und seine amtlichen Handlungen vor- 
schreiben könnte. Das fremde Recht ist eine thalsächliche Vor- 
aussetzung für ihn, aber keine Norm. — Hiermit soll aber aller- 
dings nicht geläugnet sein, dass ein Staat immerhin wohl thut, 
wenn er ausdrücklich durch Gesetze ausspricht, dass vorkom- 
menden Falles nach den Landesgesetzen werde geurtheilt werden. 
Eine solche Feststellung schneidet jeden Zweifel für Richter und 
Unterthanen ein für allemal ab. 

c) Der dritte Fall. 

Sehr häufig ist die Begehunjr einer Rechtsstörung 
in einem fremden Staate durch Un terthaneü des- 
selben und nachheriger Uebertritt der Tbäter auf 
diesseitiges Gebiet vor erfolgter Bestrafung in 
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ihrem Vaterlande. Es ist diess so recht eigentlich die 
Flüchllingsfrage. Die richtige Behandlung dieses Falles aber, 
abgesehen zur Zeit von posiliven Rechten und Verträgen, 
somit lediglich nach Grundsätzen des philosophischen Rechtes, ist 
folgende : 

Präventiv-Maassregeln sind hier, der Natur der Sache 
nach, ganz ausser Frage; man müsste denn etwa Benachrichti- 
gungen von beabsichtigten Verbrechen ( falls man zufällig dies- 
seits zu ihrer Erlheilung im Stande wäre) dazu rechnen. 

Was aber die nach begangener That vorzunehmenden Schritte 
betri/Tt, so fragt es sich vor Alllem, ob der Slaat überhaupt be- 
rechtigt und ob er verpflichtet ist, fremde Unterthanen unter den 
eben bezeichneten Umsländen in sein Gebiet zuzulassen, und ob 
also nicht die ganze Frage durch allgemeine Zurückweisung 
solcher Flüchtlinge beseitigt werden kann und muss ? — Eine 
Verpflichtung im rechtlichen Sinne ist allerdings nicht 
vorhanden. Die Verbindlichkeit zur Aufnahme könnte ja nur 
bestehen gegen den verletzten Staat, gegen die zum Ueberlritle 
Geneigten, oder mit Beziehung auf die eigene Aufgabe des Staates. 
Nun wäre es aber vollkommen lächerlich , von einer Verpflich- 
tung gegen den fremden Staat selbst, die vor seiner strafenden 
Gerechtigkeit Flüchlenden aufzunehmen, auch nur zu sprechen. 
Wünscht ja der fremde Slaat sogar, im Gegentheile, in der Regel 
die Habhaflwerdung der Flüchtlinge. Ebenso wenig besteht eine 
Verpflichtung, Fremde in den Staalsverband gegen eigenen Willen 
aufnehmen zu müssen. Ueher einen solchen äussern Zuwachs 
zur Bevölkerung hat lediglich die Slaatsgewalt in eigenem In- 
teresse zu entscheiden, und zwar ebenmässig, ob es sich von 
einer bleibenden Aufnahme in das Slaalsbürgerrecht oder nur 
von einem vorübergehenden Aufenthalte und Schutze handelt. 
Kein Fremder hat ein Recht, sich einer Staalsgesellschaft aufzu- 
drängen; und am wenigsten kann ein Zwangsrecht dadurch ent- 
stehen , dass der Fordernde ein Vergehen gegen sein bisheriges 
Vaterland begangen hat, und sich nun auch noch überdiess der 
gesetzlichen Strafe zu entziehen sucht. Die Aufgabe des Staates 
endlich begreift jeden Falles nur die Zwecke des eigenen Volkes, 
und in diesen ist eine allgemeine Verpflichtung zum Schulze Frem- 
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der nicht enthalten, welcherlei Lebenszwecke sich auch ein Volk 
gesteckt haben mag. Und wenn Vattel darauf, dass ein Ver- 
bannter doch irgendwo leben müsse, eine (freilich nicht unbe- 
dinglej Verpflichtung zur Aufnahme gründen will, so ist nicht 
nur einleuchtend, dass aus diesem ^tatsächlichen Bedürfnisse noch 
keineswegs eine Rechtspflicht für einen bestimmten Staat ent- 
stünde; sondern namentlich auch, dass eine Berechtigung, sich 
irgendwo der gesetzlichen Strafe für begangene Handlungen zu 
entziehen, überhaupt nicht anerkannt werden kann. Hierbei soll 
keineswegs geläugnet werden, dass in einzelnen Fällen eine 
sittliche Pflicht bestehen mag, gewisse Flüchtlinge aus gewissen 
Staaten aufzunehmen; allein eben weil es nur eine sittliche Pflicht 
ist, entsteht daraus kein Recht für irgend Jemand. — Dagegen 
kann im Allgemeinen einem Staate das Recht nicht abgespro- 
chen werden, Solche in seinem Gebiete zuzulassen , welche bis- 
her einem andern Staate angehörten, und sie auch, wenn er es 
für gut findet, bleibend unter seine Bürger aufzunehmen. Eine 
solche Zulassung ist nicht etwa schon eine unbefugte Handlung 
an sich; vielmehr liegt es im Begriffe des Staates, alle Diejenigen, 
welche sich seiner concreten Lebensauffassung anschliessen und 
thatsächlich sein Gebiet bewohnen, zu einer Einheit zu vereinigen. 
Ebenso kann auch der bisherige Staat des Aufzunehmenden mit 
Grund eine Einwendung nicht erheben, indem der Mensch nicht 
Leibeigener der Gesellschuft ist, welcher er zu Erreichung seiner 
Lebenszwecke angehörte, sondern eine unveräusserliche Befug- 
niss hat , sich von ihr zu trennen , wenn er sich durch dieselbe 
nicht befriedigt findet, und eine geeignetere aufzusuchen. Mögen 
auch einzelne Staaten eine solche Unlösbarkeit der Unterthanen- 
verbindung aufstellen, so ist diess kein aus allgemeinen Gründen 
zu vertheidigendes Recht, sondern Gewaltthätigkeit oder Stolz. 
Eine allgemeine Bannung in das zufallige Geburtsland ist zu 
gleicher Zeit ein Frevel an der einzelnen Persönlichkeit; ein 
Hinderniss der allmähligen Gesittigung der Erde; endlich eine 
Verurtheilung zur Erduldung jeder noch so entsetzlichen Gewalt- 
herrschaft. Und jeder Staat, welcher dem Rechte, Fremde auf- 
zunehmen, im Allgemeinen und grundsätzlich entsagte, würde sich 
dadurch zum Mitschuldigen jeder noch so unverantwortlichen 
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Unterdrückung machen. Ist es nämlich auch unvermeidlich, dass 
nicht bald da bald dort auf der Erde ein unerträglicher Druck 
staatlicher, religiöser oder gesellschaftlicher Art stattfinde, so muss 
doch wenigstens eine Möglichkeit Tür die Leidenden offen stehen, 
irgendwo Schutz und Recht zu finden. Und zwar liegt es in 
dem Interesse jeder Parthei und jeder Ueberzeugung, welcher 
Art sie auch sei, dass jener Grundsatz nicht zur Gellung komme, 
denn keiner ist sicher, nicht auch seihst früher oder später in 
die Lage zu kommen, Schulz gegen Gewallthat zu suchen. Die 
Geschichte aller Zeiten giebt hierüber die unzweifelhaftesten Aus- 
weise. — Durch grundsätzliche Nichtaufnahme aller Flüchtlinge aus 
fremden Staaten lässt sich also die zur Untersuchung gestellte 
Frage nicht beseitigen. 

Damit ist aber allerdings nicht gesagt, dass die kosmopoli- 
tische Auffassung der Rechtswahrung keine Anwendung erleide 
auf die Fälle eines von jetzt flüchtigen Unterlhanen eines frem- 
den Staates in dessen Gebiet begangenen Verbrechens. Im Ge- 
genteile steht auch hier die Verpflichtung zu einer Beihülfe 
vollkommen fest. Die so eben versuchte Begründung eines Asyl- 
rechtes soll nicht dazu dienen, Solche, welche sich eine gerechte 
Strafe zugezogen haben, dieser zu entziehen ; sondern nur dazu, 
unschuldig Verfolgten einen Zufluchtsort offen zu halten. Wenn 
also einem Staate, welcher sich überhaupt zu dieser ganzen An- 
schauung der Weltrechtsordnung bekennt, auf genügende Weise 
nachgewiesen ist, dass von Flüchtlingen, welche sich in seiner 
Botmässigkeit befinden, anderwärts wirklich gegen das Recht ge- 
handelt worden ist, so hat er seine Mitwiikung zur Wiederher- 
stellung nicht zu versagen. — Dieser Grundsalz wirkt dann aber 
nach zwei verschiedenen Richtungen hin. — Einer Seits versteht 
sich von selbst, dass der Staat nicht als urtheils- und willen- 
loser Vollzieher fremden Willens handelt. Es ist seine eigene 
Ueberzeugung, sein freier Wille, das Recht zu schützen, nicht 
Gehorsam gegen das Verlangen eines Andern. Eine nolhwendige 
Bedingung jeder Thäligkeit von seiner Seite ist daher die 
eigene Ansicht, dass wirklich eine Rechtsverletzung vorliege. 
Somit genügt die blosse Behauptung einer fremden Regierung, 
dass gewisse Flüchtlinge Verbrechen begangen haben, keines- 
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wegs, sondern es muss der zur Mithülfe Aufgeforderte nach 
Prüfung der ihm gelieferten Beweise sich von dem wirklichen 
Vorhandensein einer strafbaren Handlung überzeugt haben. So 
lange ihm daher der, sei es objeetive, sei es subjeetive, Tatbe- 
stand ungenügend hergestellt oder die Slra.fbarkeit der in Frage 
stehenden Handlung nicht nachgewiesen ist, verbietet ihm die 
eigene Selbstständigkeit jedes Einschreiten. Und zwar ist dabei 
wohl zu bemerken, dass das Urlheil über diese Vorfrage nicht 
aus den Rechlsanschauungen und Gesetzen des fremden Staates, 
sondern aus der eigenen Auffassung von Recht und Unrecht her- 
vorzugehen hat. Allerdings ist der Staat nicht dazu ermächtigt, 
über die innere Güte der positiven Gesetze eines andern Staates 
zu Gericht zu sitzen, und kann er etwa die ihm nicht zusagen- 
den für nichtig erklären: allein er ist auch nicht schuldig, An- 
ordnungen Fremder zum Vollzüge zu bringen, welche ihm gegen 
die allgemeinen Begriffe von Recht zu laufen scheinen. Gerade 
weil er sich dazu versieht, die Rechtsordnung in der Welt auf- 
recht erhalten zu helfen, ist es seiner Gesinnung zuwider, Un- 
recht zu fördern. — Anderer Seils geht aus dem aufgestellten 
Grundsalze der selbslständigen Mitwirkung zur Rechtsordnung 
die Verpflichtung hervor, die notwendige Hülfe auch ohne be- 
sondere Aufforderung zu leisten , sobald nur die erforderlichen 
Gründe zur Ueberzeugung in ohjeeliver und subjeetiver Bezie- 
hung vorhanden sind. Es hat also der Staat auch dann einzu- 
schreiten, wenn er ohne alle Millheilung von Seiten des Verletzten 
sonstige sichere Nachricht von einem Verbrechen erhält, welche 
ein in seinem Gebiete sich aufhaltender Flüchtling in fremdem 
Gebiete begangen hat. Ja, es ist sein Recht und seine Pflicht, 
selbst blos Durchreisende, von deren im Auslande begangenen 
rechtswidrigen Handlungen er genügend unterrichtet ist, anzu- 
halten. Das Vorhandensein eines richtigen Passes oder dergl. 
ändert nichts an dieser höheren Aufgabe des Staates. 

Hiernach entsteht nun freilich die wichtige Frage, auf welche 
Weise der Staat in denjenigen Fällen, in welchen ihm wirklich 
eine Herstellung verletzter Rechtsordnung nothwendig zu sein 
scheint, seine Beihülfe zu leisten hat? Entweder nämlich kann 
er auch hier seine Mitwirkung durch Verweisung an seine eigenen 
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Gerichte belhäligen und zu diesem Zwecke die nöthigen Millhei- 
lungen und Beweismitlei von dem zunächst verletzten Staate ver- 
langen; oder mag der Beschuldigte an diesen letzteren ausge- 
liefert werden. Es ist nun keineswegs ein Widerspruch mit der 
oben S. 527 aufgestellten Ansicht, wenn in Fallen der jetzt vor- 
liegenden Art die Auslieferung als das richtige Verfahren 
erklärt wird. Zwar wäre auch hier, wie in der oben berührten 
Unterstellung, eine Lieferung zureichender Beweise von Seiten 
des fremden Staates nicht unmöglich, und somit ein von den 
eigenen Gerichten eingeleitetes Verfahren nicht etwa blos eine 
verkappte Verweigerung der Beihülfe. Allein es ist einleuchtend, 
einer Seils, dass der Thäler lediglich nach den Gesetzen des 
fremden Staates gestraft werden kann, weil er nur diese verletzt 
hat, nur unter diesen überhaupt zur Zeit der Handlung stand, 
und weil der diesseitige Staat in keiner Weise befugt ist, Hand- 
lungen fremder Unterthanen, begangen in fremdem Gebiete und 
während ihrer Unterwerfung unter fremdes Gesetz, mit Strafe zu 
bedrohen; andererseits, dass die diesseitigen Gerichte jene aus- 
wärtigen Gesetze nicht anwenden dürfen, da sie vom Staate nur 
zur Handhabung seiner eigenen Gesetze Auftrag haben und aus 
fremden Gesetzen keine Verbindlichkeit und kein Recht für sie 
entsteht. Eine Unterwerfung unter die einheimischen Gerichte 
müsste somit aus formellen Gründen immer mit einer Straflosig- 
keit des Angeschuldigten endigen , nämlich wegen mangelnder 
Zuständigkeit; das heisst mit anderen Worten, die Erreichung des 
Zweckes und die Erfüllung der Pflicht ist auf diese Weise nicht 
möglich. Da nun überdiess die Auslieferung, wie oben festge- 
stellt ist, nicht auf blosse jenseitige Forderung erfolgt, sondern 
nur wenn man sich auch diesseits aus den mitgelheilten Um- 
ständen und Beweisen von der Wirklichkeit eines begangenen 
Vergehens und von der Wahrscheinlichkeit einer Schuld des An- 
geklagten überzeugt hat, man es somit ganz in der Hand hat, 
nicht der Mitschuldige und Scherge bei ungerechter Verfolgung 
zu sein , vielmehr die Bedrohten gegen solche zu schützen ; da 
sich ferner von selbst versteht, dass der fremde Staat nur wegen 
derjenigen Anschuldigungen, über welche er Mittheilungen ge- 
macht und Beweise geliefert hat, nicht aber auch gegen belie- 
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bige anderweitige gegen den Ausgelieferten gerichtlich vorgehen 
darf: so kann auch die Furcht vor Beihülfe zu Rache und zu 
Barbarei, anstatt zu einer Weltrechtsordnung, nicht abhalten. 

d) Der vierte Fall. 

Wenn es sich endlich von Bestrafung von Verbrechen han- 
delt, welche gegen einen fremden Staat durch Men- 
schen begangen wurden, welche weder ihm noch 
uns als Unterthanen zur Zeit der That angehörten, 
dagegen sich später in das diesseitige Gebiet flüch- 
teten: so kommt es vor Allem darauf an, ob solche Hand- 
lungen überhaupt als rechtlich strafbare Handlungen betrachtet 
werden können, oder vielmehr als feindselige Unternehmungen, 
gegen welche den Bedrohten zwar Verlheidigung und den Ver- 
tretern Retorsion oder Schadensersatz - Forderung , aber kein 
Strafrecht zusteht. In der ersten Voraussetzung ist die Sache 
ganz ähnlich zu behandeln , wie der so eben besprochene dritte 
Fall. Es bedarf jedoch nicht wohl des Beweises, dass diese An- 
nahme nur gerechtfertigt ist, wenn überhaupt gewisse Handlungen 
schon an sich, d. h. ohne ein besonderes den Handelnden bin- 
dendes Gesetz strafbar sind, wo, von wem und gegen wen immer 
sie begangen werden mögen. Ist aber diese Ansicht eine un- 
zulässige , so kann auch , selbstredend, unser Staat aus Gründen 
einer Weltrechtsordnung nur zu einem bürgerlichen Rechtsurtheile 
über den sachlichen Schaden verpflichtet sein , nicht aber zu 
Strafe oder Auslieferung. Höchstens mag es sich fragen, ob 
etwa, wenn ein besonderes Sehutzbündniss zwischen beiden 
Staaten besteht, ein Fall verlragsmässiger Hülfeleislung gegen 
einen gemeinschaftlichen äusseren Feind vorliegt. — Welche von 
beiden Ansichten die richtige ist, liegt allerdings im Streite; doch 
scheint die Annahme einer Strafbarkeit solcher gemeinschädlicher 
Handlungen weniger auf strengen Rechtsbegriften, als auf einem 
unklaren sittlichen Gefühle zu beruhen, und somit die entgegen- 
gesetzte den Vorzug zu verdienen. Nur in Beziehung auf See- 
räuberei dürfte nach alter Gewohnheit eine Ausnahme gemacht 
werden, und diese einer Strafe oder Auslieferung unterliegen, 
selbst wenn sie von Fremden gegen Fremde begangen würde. 
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Dieselbe ist nämlich als ein gewerbemässiges Verbrechen gegen 
die ganze Menschheit zu betrachten, und es hat somit jeder Staat 
das Recht und die Pflicht eigener Unterdrückung und Bestrafung, 
und somit auch der Beihülfe hierzu. Für die Schuldigen hat es 
ohnedem keine Bedeutung, wer das Strafamt übt, da die Strafe 
überall dieselbe ist. 

Vom Standpunkte einer kosmopolitischen Rechtsansicht aus 
hat also der Staat eine doppelle Aufgabe. Einmal hat er immer, 
wo der Natur der Sache nach eine Möglichkeit dazu besteht und 
wo seine Mitwirkung zum Zwecke nöthig ist, Vorbeugungsmaass- 
regeln zum Schutze des Rechtes zu treffen, auch wenn dasselbe 
zunächst ausserhalb seines Gebietes liegt. Sodann aber muss er 
auch durch Beihülfe zu den gesetzlichen Strafen zur Herstellung 
der Weltrechtsordnung mitwirken. Und zwar hat er durch die 
eigenen Gerichte und nach seinen eigenen Gesetzen seine eigenen, 
bleibenden oder vorübergehenden, Unterthanen zur Strafe zu brin- 
gen , welche ein auswärtiges Recht verletzt haben , sei es im 
diesseitigen, sei es im fremden Gebiete. Durch Auslieferung an 
den verletzten Staat aber soll er (ausgenommen den Fall einer 
beabsichtigten Ungerechtigkeit oder unmenschlicher Harte ) Bei- 
hülfe leisten, wenn eine strafbare Verletzung des fremden Rechtes 
zwar auf fremdem Gebiete und von Fremden, d. h. seiner Gewalt 
zur Zeit der Begehung in keiner Weise Unterworfenen, begangen 
wurde, er aber der Thäter später irgendwie habhaft geworden ist. 

2. 
Die selbstsüchtige Auffassung. 

Die bisher erörterte und in ihren Folgerungen dargelegte 
Ansicht ist aber keineswegs die einzige grundsätzlich mögliche. 
Vielmehr kann das Verhallen des Staates zur allgemeinen Rechts- 
ordnung auch auf eine ganz andere Grundlage gestellt und folge- 
richtig auf dieser entwickelt werden. Diess geschieht aber, wenn 
man dem Staate lediglich die Aufgabe setzt, seine eigene 
Rechtsordnung gegen Angriffe zu schützen und nach etwaiger 
Verletzung wiederherzustellen, über diese Thätigkeit hinaus ihm 
aber weder Rechte noch Pflichten einräumt. 

Hier stellt man als obersten Satz und Ausgangspunkt auf, 
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dass jeder Staat ausschliesslich die Aufgabe habe, die Lebens- 
zwecke seiner Theilnehmer zu fördern, zu dem Ende aber die 
entsprechenden Mittel zu ergreifen. Eine weitere Bestimmung, 
also namentlich eine Förderung allgemeiner Zwecke der gesammten 
Menschheit oder der Gesittigung aller Völker u. s. w-, wird ledig- 
lich zurückgewiesen als unklare Phantasterei oder besten Falles 
als ein erst- in unabsehbarer und unbestimmbarer Zeit vielleicht 
eintretender Zustand. — Das unentbehrlichste aller Mittel zur 
Erreichung der concreten Lebenszwecke ist die Herstellung einer 
bestimmten Rechtsordnung. Eine solche Ordnung besieht aber, 
wenn die Verhältnisse der dem Staate angehörigen Einzelnen zu 
Einzelnen, der verschiedenen, im Staate befindlichen menschlichen 
Vereine unter sich und zu Einzelnen, endlich die der Gesammt- 
heit zu detr Einzelnen und zu den gesellschaftlichen Gliederungen 
des Volkes bestimmt sind und, nölhigen Falles, vom Staate auf- 
recht erhalten werden. Das hierzu Erforderliche an Gesetzen, 
Vorbeugunsmaassregeln, Gerichten und Vollslreckungseinrichtun- 
gen muss vorhanden sein und nach den jeweiligen Bedürfnissen 
in gutem Stande erhalten werden. — So wie nun aber der Staat 
überhaupt ein in sich abgeschlossener Organismus ist und zu 
Erreichung seiner Zwecke sich selbst genügen muss ohne Bei- 
hülfe anderweitiger Einzelner oder Vereine: so namentlich auch 
bei seiner Rechtsordnung. Was über die eigenen, auf die rich- 
tige Weise in Anspruch genommenen Kräfte hinausgeht, ist eine 
relative Unmöglichkeit für ihn, und kann nicht gefordert werden. 
Ebenso aber beschränkt er auch seine Leistungen auf sich und 
die Seinigen, und ist völlig zufrieden, wenn innerhalb seines ein- 
heitlichen Kreises keine Rechtsverletzungen vorkommen oder 
solche wenigstens wieder gut gemacht werden. Gleiches für sich 
zu thun, Uberlässt er jedem andern Staate, welcher ja ebenfalls 
selbstständig seine eigenen Zwecke zu erreichen hat. Das Rechts- 
verhältniss zu anderen Staaten besteht also lediglich darin, dass 
keiner in die Selbstständigkeit des Andern eingreift, noch sich 
seiner Seits eingreifen lässt. Gegenseitige völlige Unabhängig- 
keit ist der oberste Grundsalz, und kein Staat hat ein. Recht, von 
dem andern eine Mitwirkung zu Erreichung seiner eigenen Zwecke 
zu verlangen. 



534 Völkerrechtliche Lehre 

Notwendige Folgerungen dieser Auffassung, welche ohne 
Zweifel eine „selbstsüchtige" genannt werden darf, sind nun 
aber nachstehende. 

Vor Allem bekümmert sich der Staat um Handlungen, welche 
nicht gegen seine eigene Rechtsordnung gerichtet sind, gar 
nicht; gleichgültig, wo und von wem dieselben vorbereitet oder 
begangen werden mögen. Er ordnet weder Vorbeugungsmaass- 
regeln zu ihrer Verhinderung an , noch enthält sein Strafgesetz 
ein Verbot derselben, oder ist seinen Gerichten irgend eine Zustän- 
digkeit in Beziehung auf solche Handlungen gegeben. Selbst wenn 
sie in seinem Gebiete und von seinen Angehörigen unternommen 
sind, ist es nicht seine Sache, denselben entgegen zu treten, da 
sie mit seiner eigenen Aufgabe in keinem Widerspruche stehen, 
er aber nicht zum Hüter und Vormund fremder Staaten gesetzt 
ist. Diese mögen sich selbst schützen ; und sie haben nament- 
lich auch unbestritten das Recht, Verletzer ihrer Gesetze, wer 
immer sie sein mögen, nach ihren eigenen Bestimmungen zu be- 
handeln, wenn sie derselben im Bereiche ihrer Zuständigkeit und 
ihrer Gewalt habhaft werden können. Lediglich in dem Falle, 
wenn eine gegen auswärtiges Recht gerichtete Handlung aucli 
den innern Frieden zu stören oder dem Staate sonstigen Scha- 
den zu bringen geeignet ist, mag solche gesetzlich verboten und 
vorkommenden Falles bestraft werden ; aber natürlich nur eben 
im Verhältnisse dieser inneren Beziehungen. 

Eine zweite nothwendige Folge dieser Auffassung ist es, 
dass Menschen, welche in einein fremden Staate eine Verletzung 
der dortigen Rechtsordnung begangen, sich aber später in das 
diesseitige Gebiet begeben haben, hier unangefochten bleiben' 
Ob solche Zuziehende diesseits überhaupt aufgenommen werden, 
ist eine Frage für sich, deren Beantwortung in der Regel von 
dem Belieben der Regierung, zuweilen von feststehenden Ge- 
setzen abhängt. Nichlbekiimmerung um fremde Rechtsordnung 
und allgemeine oder gar gesetzliche Gewährung von Asyl sind 
keineswegs gleichbedeutende Begriffe; namentlich kann erstere 
gar wohl ohne letztere bestehen und Grundsatz sein. Wenn 
aber solche Fremde einmal zugelassen sind, vielleicht nach den 
Gesetzen zugelassen werden müssen, dann stehen sie allerdings 
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unter der diesseitigen Rechtsordnung, und nur unter dieser; und 
was sie früher gethan oder unterlassen haben, berührt unsern 
Staatszweck nicht, ist also auch kein Gegenstand einer Handlung 
unserer öffentlichen Gewalt. Desshalb ist es denn auch ganz 
gleichgültig, ob sie bei der Begehung solcher früherer Handlung 
Unterthanen des verletzten Staates waren, oder Fremde auch für 
ihn. Diess aber gilt nicht nur von der Bestrafung, sondern auch 
von der Auslieferung. Den in diesseitigen Schutz Aufgenommenen 
mag etwa, je nachdem über ihre Persönlichkeit Nachrichten von 
fremden Staaten einlaufen , aus Gründen der eigenen Rechts- 
sicherung die Aufenthaltserlaubniss wieder entzogen werden; 
allein diese Maassregel kann nicht weiter gehen, als bis zu ein- 
facher Ausweisung. Eine Mitwirkung zur Strafgerechtigkeit eines 
andern Staates und zur Vollstreckung seiner Zwecke wäre eine 
offenbare Folgewidrigkeit. 

Endlich versteht es sich von selbst, dass ein Staat, welcher 
diese selbstsüchtige Auffassung von der Rechtsordnung hat, auch 
seiner Seits keinerlei Ansprüche an andere Staaten machen darf, 
ihn in dem Schutze seines verletzten Rechtes zu unterstützen. 
So wie er diese Aufgabe auffasst, muss er sie auch von Anderen 
auffassen lassen ; und er kann sich selbst dann nicht beschweren, 
wenn ein fremder Staat, welcher im Allgemeinen eine weiter- 
gehende Ansicht von seiner Rechtspflicht hat, ausnahmsweise 
und als Retorsion gegen ihn die von ihm selbst befolgten Grund- 
sätze anwendet. 



Folgen der bisher erörterten Ansichten. 

Es sei gestattet, die Erörterung der verschiedenen mög- 
lichen Ansichten über das notwendige Verhalten des Staates 
zur Rechtsordnung an dieser Stelle auf einen Augenblick zu un- 
terbrechen, um die Folgen scharf ins Auge zu fassen, welche 
sich sowohl aus dem einen, als aus dem andern der beiden bis- 
her besprochenen Systeme ergeben. Es ist diese Schlussziehung 
desshalb nöthig, weil eine Einsicht in dieselbe den weiteren An- 
schauungen zu Grunde liegt. 

ZeiUchr. für St»»Uw. 1853- 3t Heft. 35 
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Niemand kann verkennen , dass sowohl das kosmopolitische 
als das selbstsüchtige System in sich folgerichtig sind. Sobald 
man dem einen und dem andern seinen obersten Grundsatz ein- 
räumt , ergeben sich die weiteren Salze mit logischer Notwen- 
digkeit. Allein höchst verschieden sind die praktischen Folgen, 
welche sich sowohl für die betreffenden Staaten selbst, als für 
andere in weitem Kreise aus denselben entwickeln. 

Nahe liegen die guten Folgen in beiden Fällen. 

Das kosmopolitische System kann vor Allem den An- 
spruch machen, dass es, so wie es selbst hervorgeht aus einer 
höhern Ansicht von dem Menschenzwecke, so auch diese An- 
sicht seiner Seils verstärkt. Eine solche uneigennützige, die 
ganze Welt umfassende Förderung der Rechtsordnung kann nur 
den Glauben an eine allgemeine Brüderlichkeit und an die Ge- 
meinsamkeit der Lebenszwecke aller Menschen befestigen und 
zur Föderung dieser Gesilligung auch in anderen Beziehungen 
aufmuntern. — Sodann muss nothwendig durch eine so allseilige 
Anerkennung und Stützung des Rechtes von Seiten des Staates 
das Rechtsbewusstsein der Bürger überhaupt gestärkt und erhöht 
werden. Sie sehen, dass kein Opfer gescheut wird, um dem 
Rechte zur Herrschaft zu verhelfen, Selbst dann, wenn der Staat 
unmittebar gar nicht betheiligt ist bei der Verlelzung. Diess 
stellt den Rechlsgedanken unwillkührlich für Jeden hoch. — 
Endlich wird natürlich durch solche Gebrechen des Staates die 
materielle Rechtssicherheit so sehr befestigt und ausgedehnt, als 
es überhaupt menschlichen Kräften möglich ist. Die Vortheile 
eines solchen ausgedehnten Schutzes bedürfen nicht erst eines 
Nachweises. 

Knapper allerdings sind die Vortheile des selbstsüch- 
tigen Systemes; doch dürfen sie in ihrer Art nicht verkannt 
werden. Sie bestehen aber einmal darin, dass der Staat die ihm 
zu Gebote siehenden Kräfte zusammenhält zur Erreichung der 
ihm und den Seinigen zunächst anliegenden Bedürfnisse, und 
dass er also keine weiteren Forderungen an seine Bürger stellt, 
als unbedingt nothwendig ist. Sodann kann es, zweitens, nur als 
ein Nutzen erkannt werden , dass bei dem engern Wirksam- 
keitskreise, welchen sich der Slaat hier zieht, keinerlei Berührung 
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mit den inneren Angelegenheilen anderer Staaten stattfindet, und 
man sich mit der Beurtheilung des Rechtszustandes derselben 
nicht zu befassen braucht. Diess erspart Verlegenheiten, mög- 
licherweise selbst Gefahren. 

Leider haben aber beide Systeme keineswegs blos Vor- 
theile. Vielmehr bedarf es keines grossen Nachdenkens und 
Scharfsinnes, um einzusehen, dass sowohl die kosmopolitische als 
die selbstsüchtige Ansicht in ihrer Starrheit zu grossen Un- 
zuträglich keilen fuhrt, und zwar nicht minder für die da- 
nach handelnden Staaten selbst, als für dritte und überhaupt für 
die menschliche Gesitligung. 

Was nämlich zuerst die aus der kosmopolitischen Auf- 
fassung entstellenden Schwierigkeiten und Nachlheile betrifft, so 
ist vor Allem einleuchtend, dass der Staat sich dadurch eine 
grosse Menge von beschwerlichen und weit aussehen- 
den Geschäften aufladet, welche nur in sehr mittelbarer Weise 
für ihn selbst von Nutzen sind. — So. weit es sich nämlich von 
Vorbeugungs -Maassregeln handelt, muss er nicht nur die 
politischen Verhältnisse aller Staaten, mit welchen seine bleibenden 
oder vorübergehenden Unterlhanen in Berührung kommen können, 
beständig im Auge behalten, um danach zu beurtheilen, ob und 
welche Eingriffe etwa gemacht werden können, und um ent- 
sprechende Vorbeugungsanslalten zu treffen; sondern er muss 
selbst da, wo nur die Verletzungen Einzelner in fremden Staaten 
als wahrscheinlich erscheinen, einschreiten, und also beobachten. 
Wie weit diess aber gehen kann, und zu welchen Folgerungen 
es fuhrt, davon mögen nachstehende Andeutungen ungefähr einen 
Begriff geben. Bei der Mitwirkung zum Schutze fremden öffent- 
lichen Rechtes wird es sich nicht etwa blos von der Verhinde- 
rung von Verschwörungen, Freischaarenzügen u. dergl. handeln, 
sondern z. B. auch von Maassregeln gegen Schleichhandel, welcher 
vom diesseitigen Gebiete aus in fremdes Land geführt werden 
wollte. Die Verletzung der Einkommengesetze des fremden Staates 
und die Störung des von ihm beliebten Gewerbeschutzes ist un- 
zweifelhaft, abstract aufgefasst, eine Rechtsverletzung. Will man 
nun auch grossmüthig davon absehen, dass diese Anstalten viel- 
leicht unmittelbar zur Benachteiligung unserer eigenen Ange- 

35» 
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hörigen wirken und dazu bestellt sind : so springt jeden Falles 
die Ausdehnung und die Beschwerlichkeit der Vorkehrungen in 
die Augen, welche zur Verhinderung des Schleichhandels der 
eigenen Unterthanen nöthig werden können. Ist schon die Ab- 
haltung fremden Schmuggels schwer und kostspielig genug, so 
ist eine wirksame Beaufsichtigung sämmllicher eigener Gewerben- 
der noch ganz anders eingreifend. Und diess vielleicht zu Gun- 
sten eines Staates, welcher uns nicht einmal gleiche Hülfe seiner 
Seits gewährte! Hinsichtlich der Verhinderung von Privatver- 
brechen aber würde es sich nicht etwa blos von Räuber- oder 
Diebsbanden handeln, welchen man den Weg nach benachbarten 
Staaten zu verlegen hätte, sondern auch von der Beaufsichtigung 
alles Betruges im Handel mit den Angehörigen des fremden 
Staates u. dergl. — Eine nicht minder grosse Last kann die 
Untersuchung und Bestrafung der von diesseitigen Unter- 
thanen im fremden Gebiete begangenen Rechtsverletzungen auf- 
laden. Obgleich der diesseitige Staat unmittelbar gar nicht 
betheiligt ist, muss er mit Mühe und Kosten Beweismittel aus 
fremdem Lande herbeischaffen, seine Gerichte ihrem eigentlichen 
Berufe entziehen, die erkannten Strafen in seinen Anstalten voll- 
ziehen. 

Diese Beschwerden sind aber um so weniger zu unterschätzen, 
als höchstwahrscheinlich , zweitens , alle Bemühungen um den 
Rechtsschutz Fremder doch nicht hinreichen werden, um manch- 
fachen Beschwerden, Verlangen und Verwicklungen 
von Seiten auswärtiger Staaten vorzubeugen. Auch 
bei bestem Willen der obersten Gewalt wird es keineswegs immer 
gelingen, beabsichtigte Verletzungen abzuwenden oder durch ge- 
richtliche Thätigkeit einen den Beschädigten genügenden Spruch 
zu erwirken. Dann aber mag man mit Bestimmtheit Klagen und 
Torderungen entgegensehen, deren allgemeine Begründung nicht 
einmal in Abrede zu ziehen ist, da ja die Verpflichtung zur 
Rechtshülfe diesseits anerkannt wird. 

Ein dritter sehr bedeutender Uebelstand ist, dass man durch 
das System allgemeiner Rechtshülfe gedrängt werden kann, sich 
über zweifelhafte und bedrohliche Zustände in einem andern 
Staate amtlich auszusprechen, und sie somit entweder als 
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zu Recht bestehend anzuerkennen oder sich feindselig gegen 
sie zu benehmen, während längeres Zuwarten Gebot der Klug- 
heit wäre, oder vielleicht die Dinge an sich noch keineswegs 
spruchreif sind. Wenn in einem Lande Partheien um den Sieg 
kämpfen, Herrscher entstehen und gestürzt werden, ist es nicht 
immer leicht, auch mir den bequemen internationalen Grundsatz auf- 
recht zu erhalten, nach welchem die jeweil thatsächlich bestehende 
Gewalt im fremden Staate ebenfalls thatsächlich anerkannt, über 
den Rechtsbestand aber kein bindendes Urlheil abgegeben wird. 
Allein ganz anders noch wird die Schwierigkeit, und unter Um- 
ständen die Gefahr, wenn ein Staat von einer solchen zweifel- 
haften aber starken auswärtigen Gewalt kategorisch aufgefordert 
wird, sich über deren rechtliche Anerkennung zu erklären; oder 
wenn er in die Lage kommt, seiner Seits amtliche Schritte zu 
thun, welche eine solche Anerkennung läugnen oder aussprechen. 
Eine Läugnung mag Krieg, eine Anerkennung Verwicklung in 
fremde Unruhen, Zerwürfniss mit bisherigen Verbündeten, Un- 
treue gegen bisher festgehaltene politische Grundsätze zur Folge 
haben. Jeder Schritt dieser Art will also wohl überdacht, mit 
anderen Regierungen besprochen sein. Eine solche Umsicht 
ist aber für einen Staat, welcher sich zu kosmopolitischer Rechts- 
hülfe bekennt, sehr erschwert. Natürlich kann nur gegen recht- 
lich bestehende Regierungen ein Staatsverbrechen begangen, nur 
von solchen Gewalten eine Aufforderung zum Rechtsbeislande 
angenommen werden. Eine Rechtshülfe zur Unterstützung einer 
ungesetzlichen Gewalt wäre Theilnahme an ihrem Vergehen und 
zu gleicher Zeit Unrecht gegen den Gestraften. Umgekehrt aber 
muss einer begründeten Aufforderung einer rechtsbegründeten 
Regierung Folge geleistet, ja eine solche auch ohne Verlangen 
von ihrer Seite durch Vorbeugungsmaassregeln geschützt werden. 
Nur allzu leicht kann also irgend ein Zufall, ein verhältnissmässig 
unbedeutender Umstand zu einer frühzeitigen und dadurch sehr 
bedenklichen, ausdrücklichen oder stillschweigenden Erklärung 
nöthigen. 

Endlich noch, und es dürfte diess das Bedenklichste sein, 
setzt sich ein zu kosmopolitischer Rechtshülfe entschlossener Staat 
der üblen Alternative aus, einer fremden gewaltthätig und gesetz- 
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widrig herrschenden, aber formell rechtmässigen Regierung ent- 
weder solche Flüchtlinge durch Auslieferung zum Opfer zu 
bringen, welche einen verunglückten Versuch gemacht hatten, 
den ungesetzlichen Druck abzuwerfen, vielleicht also die besten 
Manner eines unglücklichen Volkes; oder aber die Verweigerung 
der Auslieferung durch die unumwundene Erklärung begründen 
zu müssen , dass eine solche Regierung nur eine Gewalt- 
herrschaft sei und jeder Angriff gegen sie diesseits als be- 
rechtigt betrachtet werden müsse. Im letztern Falle können die 
Folgen für den gewissenhaften Staat unabsehbar sein. Im erstem 
dagegen macht er sich , aus blos formellen Gründen oder aus 
Schwäche, zum Mitschuldigen der Gewaltherrschaft und vielleicht 
der Grausamkeiten einer Regierung, welche er selbst hasst und 
verachtet, und trägt das Seinige dazu bei, die Erde zu einem 
grossen Gefangnisse zu machen, aus welchem kein Entrinnen 
ist; er stellt sich auf Seite der Unterdrücker und Henker. Ein 
bis zur äussersten Glänze gehendes Pflichtgefühl gegen die Rechts- 
ordnung kann also in Beihülfe zum schreiendsten Unrechte, eine 
Sorge für ein Mittel der Gesittigung zur grausamsten Barbarei 
bringen. 

Anderer Art zwar, jedoch nicht eben geringer, sind die 
Nachtheile, welche eine folgerichtige Durchführung des selbst- 
süchtigen Systemes bringt. Ein Theil derselben tritt unbe- 
dingt und mit Notwendigkeit ein; andere dagegen erscheinen in 
verschiedener Gestalt und Grösse, je nachdem noch andere Ein- 
richtungen mit diesem Grundsatze verbunden werden. 

In ersterer Beziehung leuchtet vor Allem ein, dass sich ein 
solcher Staat unter allen Umständen nicht nur selbst auf einen 
sehr tiefen Standpunkt im Völkerleben stellt, sondern auch 
zur Festhaltung desselben in weiterem Kreise beiträgt. 

Die ganze Auffassung des menschlichen Lebens und seiner 
wichtigsten Gestaltung, des Staates, ist hier eine enge und klein- 
liche. Weder anerkennt man die Aufgabe des Menschengeschlechtes, 
immer mehr zu einer gemeinsamen Gesittigung vorzuschreilen; 
noch wird überhaupt ein diis starre Recht überragendes Ge- 
bot der Sittlichkeit als eine Regel des Völkerverkehres erklärt. 
Wie der Zufall die einzelne Volks- und Staats -Individualität zu 
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Wege gebracht hat, und 'wie diesem Werke des Zufalles auch 
die concreten Zwecke entsprechen und genügen : so lebt jeder 
Verein für sich , und überlässt allen anderen zu ihrem Ziele zu 
gelangen, so gut sie es vermögen. Eine solche Lebensansicht 
steht zwar um eine Stufe höher, als die jener rohen Völker, 
welche im Fremden immer nur einen Feind sehen; allein sie ist 
zu dem Begriffe eines höhern geistigen , sittlichen und wirt- 
schaftlichen Menschheilslcbens noch nicht durchgedrungen. Fiem- 
des Recht wird an sich anerkannt ; allein man giebt keine Pflicht 
zu, dasselbe zu schützen, auch wenn es durch Mangel eines 
solchen Schutzes vernichtet werden sollte. Durch eine solche Hand- 
lungsweise hält denn aber der betreuende Staat nicht nur, so weit 
sein eigener Umfang und Einfluss geht, eine allgemeine Ent- 
wickelung des Menschengeschlechtes zurück; sondern er veran- 
lasst auch, gar leicht wenigstens, eine weitere Handhabung des- 
selben roheren Gebahrens bei anderen Völkern, welche an sich 
zu einer sittlicheren Auffassung geneigt wären. 

Es führt nämlich ein selbstsüchtiges Verhalten der geschil- 
derten Art, — und diess ist der zweite unbedingte Nachlheil, — 
andere Staaten aus Gründen der Retorsion zu der Anwen- 
dung gleicher Grundsätze gegen ihn. Es mag sein, dass 
es ein Beweis von noch höherer sittlicher Bildung ist, wenn 
Andere sich durch eine Verweigerung geforderter BeihUlfe nicht 
davon abbringen lassen, selbst einem solchen engherzigen Staate 
gegenüber die grundsätzliche Mitwirkung ihrer Seits nicht zu 
versagen. Allein es wird darauf in der Regel nicht zu rechnen 
sein. Theils wird verletzte Empfindlichkeit und das Gefühl der 
Gleichstellung so wie der internationalen Ehre den Sieg davon tra- 
gen ; theils mag, verständiger, die Erwiderung ungenossenschaftlichen 
Benehmens und sachlicher Nachlheile als das einzige Mittel zur 
Bekehrung des selbstsüchtigen Staates erscheinen. Die Folge 
aber ist eben immer, so lange solche Retorsion geübt wird, eine 
weitere Ausdehnung des weniger gesiltigtcn Zuslandes und eine 
erhöhte Erschwerung der Gelangung zum Rechten. 

Ausser diesen jeden Falles sich ergebenden Nachtheilen 
können aber auch noch weitere dazu kommen, je nachdem bei 
dem selbstsüchtigen Systeme noch andere naheliegende Einrieb- 
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tungen getroffen werden. Es hängt nämlich viel davon ab, ob 
ein Staat, welcher lediglich für seine eigene Rechtssicherheit 
sorgt, auch noch ein allgemeines Asyl für die Flüchtlinge aus 
anderen Staaten eröffnet, oder ob er ein solches Recht und eine 
solche Pflicht nicht beansprucht. 

Im ersten Falle ist nicht zu vermeiden, dass das betreffende 
Land eine Herberge für alle Arten von Verbrechern 
werde. Weil sie weder Bestrafung noch Auslieferung zu ge- 
warten haben, werden sie sich von allen Orten hierher ziehen; 
zunächst natürlich aus den Nachbarstaaten. Es ist nun nicht nur 
möglich, sondern sogar sehr wahrscheinlich , dass sich aus einer 
solchen Ansammlung grosse, vielleicht ganz unerträgliche Nach- 
theile entwickeln. Auch angenommen nämlich (was aber nicht 
einmal immer richtig sein möchte}, dass solche Flüchtlinge gegen 
den sie jetzt beschützenden Staat und gegen dessen Angehörige 
keine Rechtsverletzungen vornehmen; angenommen ferner, dass 
nicht schon der Anblick manches grossen, jetzt aber ungestraft 
umhergehenden Verbrechers das Rechtsbewusstsein des eigenen 
Volkes stört (was ebenfalls nicht zugegeben ist): so entsteht 
für andere Staaten eine Reihe von Nachlheilen. Vorerst ist schon 
überhaupt der Rechtsstand weit umher gefährdet durch die Mög- 
lichkeit, vielleicht Leichtigkeit, sich der Strafe durch Flucht in 
ein sicheres Asyl zu entziehen. Sodann mögen die zur Fort- 
setzung ihrer rechtswidrigen Ansichten Entschlossenen ihre Vor- 
bereitungen mit Bequemlichkeit und, wenn sie wollen, ollen be- 
treiben und den günstigen Augenblick zur Vollziehung abwarten. 
Im schlimmsten Falle steht ihnen wieder der Rückzug in das 
unbedingt schützende Gebiet offen, und bleibt die Aussicht auf 
immer neue Wiederholungen. Endlich werden die Bedrohten, 
häufig wenigstens, zu einiger Abwehr der ihnen beständig 
drohenden Gefahr genöthigt, beschwerliche, kostspielige, auch für 
den oi dnungsmässigen Bewohner so wie für den Verkehr nach- 
theilige Vorbeugungsmaassregeln zu treffen. — Diess Alles aber 
natürlich in dem Verhältniss der Ausdehnung des gewährten 
Asyles. Wenn dasselbe, wie diess die richtige Folgerung aus 
dem selbstsüchtigen Grundsalze ist, auf alle unter fremder Bot- 
massigkeit begangenen Arten von Rechtsverletzungen ausgedehnt 
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wird: so muss aus dem schützenden Gebiete jeden Falles eine 
wahre Diebs- und Räuberhöhle werden, welche nicht nur den 
Auswurf aller Völker gegen die verdiente Strafe schützt, sondern 
aus welcher sie zu neuen Unthatcn ausziehen. Ausserdem kann, 
je nachdem die Staatlichen Zustände in der Welt überhaupt sind, 
auch noch ein Heerd für politische Unruhen und umwälzerische 
Unternehmungen in weitester Tragweite gebildet werden. Es 
ist möglich, dass sich die Flüchtlinge verschiedener Staaten in 
einem solchen Asyle sammeln, sich unter sich verbinden und da- 
durch verstärken, von hier aus die Bewegungen allerwärls unter- 
halten, endlich bald dahin bald dorthin zu wohl vorbereiteten und 
vielleicht umfassenden Angriffen sich wenden. 

Nicht erst eines Beweises bedarf es aber, dass diese Uebel- 
stände besonders kräftig hervortreten, ja zum Theile noch mit 
weiteren vermehrt werden, wenn ein Staat das allgemeine Asyl- 
recht so weit treibt, dass er die flüchtigen Fremden nicht blos 
beherbergt, sondern sie auch grundsätzlich und somit ohne per- 
sönliche Unterscheidung in sein Staatsbürgerrecht förmlich auf- 
nimmt. In diesem Falle verliert nämlich der Staat einer Seils 
selbst die geringe Möglichkeit von Aufsichtsmaassregeln und Be- 
schränkungen, welche er etwa noch gegen blos geduldete Fremde 
zum Rechtsschulze und zur Verminderung der oben angedeuteten 
Nachtheile anwenden könnte; und anderer Seits kann er, viel- 
leicht gegen Wunsch und bessere sittliche Ueberzeugung, in die 
Lage kommen, sich eines mit auswärtigen Behörden in Unge- 
lcgenheit gekommenen Staatsangehörigen dieser Art annehmen 
zu müssen, während er einen blos geduldeten Fremden verdientem 
Schicksale überlassen mag ')• 



1) Nicht erst der Bemerkung bedarf es, dass sich die Sache noch weit 
schlimmer für einen solchen Staat gestaltet, wenn er nicht blos förmlich an- 
genommene Burger schützt, sondern eine Verpflichtung hierzu schon dann 
anerkennt, wenn ein Flüchtling auch nur die ersten unvollkommenen Schritte 
zu einer kündigen Aufnahme gemacht hat, z. B. eine Meldung um einstiges 
Bürgerrecht, Ergreifung eines Domiciles im Lande u. dergl. Hier ist die 
Möglichkeit eines Missbranches der so unvorsichtig angebotenen Schutzgewalt 
so gross; die Wahrscheinlichkeit vielfacher verdriesslicher Verwicklungen 
mit andern Staaten so dringend; die Grundlage der ganzen Handlungsweise 
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Verbindet dagegen der Staat, welcher sich zu jener engen 
Auffassung seiner Rechtspflicht bekennt, damit die Bewilligung 
eines unbedingten Asyles für Fremde nicht, — und es hängen 
diese beiden Einrichtungen keineswegs mit solcher Notwendig- 
keit zusammen, dass sie gar nicht getrennt werden können, — 
so mindern sich allerdings die Uebel. Der Staat behält die Mög- 
lichkeit, sein eigenes Land rein zu halten, so wie das Ausland 
von beständiger Furcht zu befreien. Aber auch hier bleibt doch 
immer noch Bedenken genug übrig. — Unter allen Umständen 
wird es grosser und fortgesetzter Aufmerksamkeit auf die in 
das Staatsgebiet eintretenden Fremden bedürfen , um sich sehr 
unerwünschten Zuzuges zu erwehren. Trotz dem nämlich, dass 
kein unbedingtes Asylrecht besteht, wird doch schon die Aussicht 
auf völliges Unterbleiben jeder Art von gerichtlicher Untersuchung 
und Bestrafung allerwärts Rechtsverbrecher anlocken. Möglicher- 
weise finden sie ja Schulz durch Nachsicht oder Täuschung über 
ihre Persönlichkeit; im schlimmsten Falle steht nur einfache 
Wegweisung bevor. Der Zudrang wird also jeden Falles gross 
sein und bedenkliche Bestandteile enthalten. — Allein daran 
nicht genug. Offenbar hängt der ganze Zustand lediglich von 
den Grundsätzen ab, welche der Staat in Beziehung auf das Asyl- 
recht überhaupt aufstellt. Behält er sich ein freies Entscheidungs- 
recht über die Annahme und Duldung eines jeden Fremden vor, 
(eine alten bill,~) dann hängt allerdings nur von ihm ab, sich 
selbst und Andere vor Schaden und Gefahr zu bewahren; und 
es bleiben dann nur in so ferne Nachtheile, als etwa einem wirk- 
lich gefährlichen Menschen Aufenthalt verwilligt wird, oder weil 
die Duldung eines bestimmten Flüchtlings einem fremden Staate, 
gleichgültig jetzt ob mit Recht oder Unrecht, Veranlassung zu 
Besorgnissen und zu Beschwerden giebt. Macht dagegen der 
Staat die Aufienthaltserlaubniss abhängig von der Erfüllung ge- 
wisser gesetzlicher Bedingungen, (wie diess wohl bei der 
gesammten Rechtsauffassung eines solchen Staates der wahrschein- 



logisch und juristisch so unhaltbar : dass in der That nur eine Verbindung 
von leidenschaftlicher Anmaassung und von gedankenloser Unwissenheit auf 
einen solchen Grundsatz verfallen kann. Dieses Urtheil kann den Vereinigten 
Staaten nicht erspart werden. 
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liehe Fall ist,) dann tritt wieder die Möglichkeit manchfacher Unzu- 
träglichkeit ein,. Wie immer solche Bedingungen gesetzt sein 
mögen, von einzelnen Unerwünschten werden sie umgangen oder 
erfüllt werden , daraus dann aber die oben nachgewiesenen Nach- 
theile für das eigene Land und für fremde Staaten entstehen. 

4. 

Das vermittelnde System. 

Sehr leicht begreift sich , dass die bedeutenden Nachtheile, 
welche eine folgerichtige Durchführung sowohl der kosmopoliti- 
schen als der selbstsüchtigen Anschauung zur notwendigen Folge 
hat, stutzig machen. Soll man in der That einer ideellen Auf- 
fassung der Menschheits- und der Slaatszwecke, deren vollstän- 
dige Erreichung doch jeden Falles in weiter Ferne steht, so be- 
deutende und unmittelbare Opfer bringen? Ist es im andern 
Falle klug, eine so wenig genossenschaftliche Stellung gegen 
Andere einzunehmen, dass man durch den unvermeidlichen Rück- 
schlag selbst empfindlich leidet? Ist es überhaupt die Aufgabe, 
die menschlichen Angelegenheiten zur Zufriedenstellung eines 
dogmatischen Grundsatzes einzurichten , was immer die Kosten 
und die Leiden einer logisch untadelhaflen Durchführung sein 
mögen; oder ist es nicht vielmehr Forderung der gesunden 
Vernunft und der Sittlichkeit, nach einer solchen Gestaltung der 
Dinge zu suchen, welche die mehrsten Vorlheile bei den gering- 
sten Nachtheilen verspricht , wenn auch dabei nicht ganz folge- 
richtig verfahren werden kann? 

Nicht nur von allen europäischen Staaten (freilich mit sehr 
verschiedener Ausführung), sondern auch fast ausnahmslos von 
der Lehre (freilich in der Regel ohne genaues Bevvusstsein und 
scharfe Gedankenfolge) ist die letztere Frage bejaht worden. 
Man ist darüber einig, dass weder eine ausnahmslose kosmopo- 
litische Unterstützung der Rechtsordnung, noch aber auch eine 
enge Beschränkung auf die Hütung des eigenen Hauses die 
praktische Aufgabe sein dürfe. Es soll das Mögliche erstrebt 
werden, das heisst, es soll Rechtsschutz auch ausserhalb der 
unmittelbar betheiligten Staatsordnung geleistet werden, wo die- 
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selbe noth wendig, und so lange sie nicht mit überwiegenden 
Nachtheilen Tür den zur Mitwirkung Aufgeforderten verbunden 
ist Mit anderen Worten, man ist dahin einverstanden, dass ein 
vermittelndes oder mittleres System zu erstreben sei. 

Es ist nun aber einleuchtend, dass, wenn auch die Richtig- 
keit dieser Ansicht lediglich nicht beanstandet wird, eine prak- 
tische Lösung der Aufgabe bedingt ist durch die Beantwortung 
der Vorfrage: ob als Grundlage des gemischten Verfahrens 
die kosmopolitische oder aber die selbstsüchtige Auffassung an- 
genommen wird? Nicht nur hängt davon die formelle Ordnung 
des Gedankenganges ab; sondern es ist überhaupt ein grosser 
Unterschied, was als Regel und was als Ausnahme zu betrachten 
ist, für welche Antwort also in einem Zweifelsfalle entschieden 
werden muss. 

Nachstehende Gründe sprechen nun aber dafür, die kosmo- 
politische Auffassung der Rechtsaufgabe als die richtige Grund- 
lage für gesittigle Staaten zu erklären. — Vorerst sind die ihr 
wesentlich anklebenden Uebelslände, Alles wohl überlegt und 
verglichen, die geringeren; denn sie begreifen nur Unannehm- 
lichkeiten und minder nothwendige Opfer in sich, während die 
natürlichen Nachtheile des selbstsüchtigen Systemes in manch- 
facher und bedenklicher Bedrohung der Rechtssicherheit bestehen. 
Wenn also etwa die anzustrebende Vermittlung in diesem oder 
jenem Punkte nicht jede Unzuträglichkeit des angenommenen 
Grundsatzes zu beseitigen vermögen sollte, so sind doch bei der 
Annahme dieser Grundlage die übrig bleibenden Missslände er- 
träglicher. — Sodann ist es hier überhaupt die richtigere Ansicht 
vom menschlichen Leben und von der Staatsaufgabe. In der 
möglichsten Ausbildung des einzelnen Volks- und Staatslebens 
geht die Bestimmung des Menschengeschlechtes nicht auf, und 
es dürfen also auch nicht alle Einrichtungen im letzten Gedanken 
nur darauf berechnet sein. Eine völlige Gleichheit aller Völker 
in Gesittigung und gesellschaftlicher sowohl als staatlicher Ge- 
staltung mag ein Hirngespinnst sein; und es ist selbst mehr als 
wahrscheinlich, dass die Verschiedenheit der Racen, der Him- 
melsstriche und der tellurischen Lage auch eine wesentlich ver- 
schiedene Ausbildung grosser Abtheilungen des Menschenge- 
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schlechtes Tür immer bedingt, und nur eine Harmonie, nicht aber 
eine Gleichheit als letztes Ziel erscheinen lässt. Allein damit 
ist eine allgemeine Handreichung zur Bevverkstelligung der Tür 
Alle gleichmässig notwendigen Zustände gar wohl vereinbar. 
Unter diese für alle Völker und bei allen Gesittigungszwecken 
gleich unentbehrlichen Voraussetzungen gehört aber vor Allem 
Rechtsschutz. — Endlich ist nur bei der Zugrundelegung des 
kosmopolitischen Grundsalzes ein ruhiges Fortschreilen zu freieren 
Gesinnungen möglich. Wenn von dem selbstsüchtigen Gedanken 
ausgegangen wird, so erscheint jede Beihülfe, zu welcher Er- 
fahrung und steigende Gesitligung drängen mögen, als eine weitere 
Ausnahme und ein neuer Angriff auf die Grundlage; während 
umgekehrt bei der grundsätzlichen Annahme des kosmopolitischen 
Principes jede Erweiterung in der Beihülfe zu einer Weltrechts- 
ordnung die Entfernung einer bisher bestandenen folgewidrigen 
Beschränkung und somit die immer vollständigere und reinere 
Gestaltung des richtigen Gedankens ist. Da nun aber doch jeden 
Falles die Bewegung nach allen Erfahrungen der Geschichte in 
der Richtung der immer weitern Gesitligung vor sich geht, und 
sie nach den Forderungen der Vernunft in dieser Richtung vor 
sich gehen soH : so ist auch die Annahme einer Grundlage, welche 
damit übereinstimmt, räthlich. 

Als Aufgabe für ein mittleres System stellt sich somit heraus : 
bei wesentlicher Annahme des kosmopolitischen 
Grundsatzes diejenigen Folgerungen desselben zu 
beseitigen, welche dem sie durchführenden Staate 
allzugrosse Opfer oder nicht wohl zu überwin- 
dende Verlegenheiten bringen. 

Es ist oben gezeigt worden, dass die Nachtheile einer starren 
Durchführung des kosmopolitischen Systemes hauptsächlich fol- 
gende sind: die Uebernahme vielfacher und weitläufiger Vor- 
beugungsmaassrcgeln und gerichtlicher Verfahren; die unerfüll- 
baren und unbilligen Forderungen fremder Staaten ; die Notwen- 
digkeit, über fremde zweifelhafte Staatshändel eine bindende 
Ansicht auszusprechen; die Härte der Auslieferung in manchen 
Fällen. In diesen Beziehungen muss also nach Verminderung 
der Uebelstände gestrebt werden , und wäre es auch auf Kosten 
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der streng logischen Folgerichtigkeil, und um den Preis eines gele- 
gentlichen Verfallens in Forderungen des selbstsüchtigen Systemes. 

Jedoch kann hier wieder ein grosser Unterschied nicht über- 
sehen werden. Es bedarf nämlich nicht eben langer Untersuchun- 
gen, um herauszufinden, dass es vorzüglich die Verletzungen des 
offen tlichen Rechtes anderer Staaten sind, bei welchen diese 
Nachtheile hervortreten, während die Privat- (gemeine) Ver- 
brechen nur in weit geringerem Maasse zu denselben führen '). 

Bei diesen letzteren ist nämlich vor Allem von einer bedenk- 
lichen Entscheidung über zweifelhafte fremde Zustände gar nicht 
die Rede. Wie immer diese sein mögen , so kann doch Mord, 
Diebstahl und Nolhzucht in solchem Lande nicht als erlaubt be- 
trachtet werden; und es wird über Rechtmässigkeit oder Unrecht- 
mässigkeit der fremden Regierung kein Urlheil gefällt, wenn man 
diesseits zur Bestrafung von dergleichen Handlungen beiträgt. 
Mit ein wenig Vorsicht in den Formen lässt sich jede Verlegen- 
heit vermeiden. — Eben so sind hier unerfüllbare Anmuthungen 
oder eine grausame und ungerechte Härte im Falle einer Aus- 
lieferung kaum zu befürchten, wenn nur die Thatsache wirklich 
feststeht, dass es sich nur von einem gemeinen Verbrechen han- 
delt. Die Aufforderung zur gemeinschaftlichen Verfolgung eines 
gemeinen Verbrechers kann weder die Ehre noch den Vortheil 
des diesseitigen Staates bedrohen. Bei einem Verfahren gegen 
einen Ausgelieferten dieser Art aber ist eine böse Absicht oder 
gesetzwidrige Einmischung in den Gang der Rechtspflege von 
Seiten der fremden Regierung nicht leicht zu besorgen, wie sie 



1) Es entgeht mir nicht, dass nicht nur die neuere Strafrechts- Wissen- 
schaft begrifflich viel einzuwenden hat gegen die Einlheilung der Verbrechen 
in private und öffentliche, sondern dass auch politische Gründe gegen die 
Aufnahme der Einlheilung in neue Strafgesetzbücher vorgebracht werden. 
Ich lasse diess Alles, wie billig, an seinen Ort gestellt; allein wenn ihm 
auch so ist, so ist damit natürlich die Zweckmässigkeit oder gar Nothwen- 
digkfit einer ähnlichen Eintheilung zu völkerrechtlichen Zwecken nicht be- 
rührt, noch weniger widerlegt ; sondern es folgt höchstens daraus, dass man 
sich nicht begnügen darf, nur im Allgemeinen jene Unterscheidung in Ver- 
trägen u. s. w. zu machen, sondern dass vielmehr die einzelnen Arten von Ver- 
gehen, welche so oder anders behandelt werden sollen, namentlich und ein- 
zeln aufzuzählen sind. 
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sonst auch sein mag. Sie hat hierzu keinen Grund, in der Regel 
auch gar kein Mittel. — Somit bleibt also nur die Mühe der 
Vorbeugung oder Mitwirkung. Mag nun auch diese unler Um- 
ständen nicht unbedeutend sein, so kann sie doch kaum in Be- 
tracht kommen gegenüber von den Vortheilen einer allgemeinen 
Rechtssicherung. 

Anders bei Staatsvergehen. Schon hinsichtlich der beschwer- 
lichen Geschaflcvermehrung liegt der Schaden hier am Tage. 
Vorbeugungsmaassregeln sind hauptsächlich nur wegen solcher 
Bedrohungen nöthig. Nicht wegen der Diebe , Betrüger und 
sonstiger Verlelzer der Einzelnen, sondern zur Abwendung von 
Angriffen auf fremde Staaten und deren Regierungen werden 
Gränzbesetzungen , Aufstellungen von Truppen , Beisecontrolen 
u. s. w. veranstaltet. Aber auch die gerichtliche Verfolgung eines 
nicht Auszuliefernden wegen einer angeblich gegen einen fremden 
Staat unternommenen Rechtsverletzung kann die weilläuftigsten 
und kostspieligsten Vorkehrungen veranlassen. — Nicht leicht 
wird sodann wegen lässigen Schutzes gegen gemeine Verbrecher 
eine bedenkliche Beschwerde von einem mächtigen Nachbarstaate 
erhoben werden; aber gar häufig und zum Theile sehr misslich 
sind die Forderungen pünktlicherer Vorbeugungsmaassregeln gegen 
staatliche Unternehmungen. — In der Natur der Sache liegt, 
dass ausschliesslich bei angeblichen Unternehmungen wider den 
Staat selbst und seine obersten Behörden die Frage zur Ent- 
scheidung kommt: ob die angegriffene Gewalt oder Person sich 
mit Becht als eine gesetzlich bestellte und bestehende ausgiebt? 
— Endlich können auch Zweifel über die sittliche Erlaubtheit 
einer Auslieferung kaum je in einem andern Falle entstehen, als 
bei Solchen, welche entweder nur als Besiegte in einem Kampfe 
von mindestens zweifelhaftem Rechte, oder als Schwärmer, viel- 
leicht als Verzweifelte, nicht aber als Verbrecher betrachtet wer- 
den können. Solche mögen allerdings mit grundloser Leiden- 
schaftlichkeit verfolgt werden, und es kann sich gegen ihre 
Auslieferung auch ein vernünftiges Gefühl sträuben. 

Hieraus ergiebt sich denn, dass ein verschiedenes Ver- 
fahren hinsichllich der Privat- und der Staatsverbrechen 
stattfinden kann und muss. 
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Bei der Mitwirkung zur Verhinderung oder Bestrafung von 
Privatverbrechen, welche gegen eine fremde Rechtsordnung be- 
gangen worden sind, bedarf es bedeutender Abweichungen von 
dem kosmopolitischen Systeme nicht. Ohne Besorgniss wesent- 
licher Nachtheile kann der Staat die zur Verhütung von Rechts- 
verletzungen Überhaupt bestehenden Anstalten auch auf sie aus- 
dehnen; und kann er im Falle eines dennoch eingetretenen 
Vergehens gegen die einheimischen Thäter nach Vorschrift der 
gewöhnlichen Gesetze verfahren, Ausländer aber in den dazu 
geeigneten Fällen ausliefern. Auch in den Einzelnheiten der 
Ausführung sind keine bedeutenderen Schwierigkeiten zu über- 
winden. Es bedarf hier lediglich der Vorsicht, dass sich der 
um Auslieferung angegangene Staat jedesmal genau überzeuge, 
ob auch wirklich ein Privatverbrechen vorliegt, und er nicht etwa 
unter dem Vorgeben eines solchen zu Mitwirkung gegen Staats- 
verbrechen missbraucht werden will. Er hat also nicht nur die 
nöthigen Nachweise über die in Frage stehende Thatsache und 
über die erhobene oder beabsichtigte Anklage zu verlangen; 
sondern es ist auch ganz zweckmässig, wenn er entweder durch 
eine allgemeine vertragsmässige Bestimmung oder durch eine 
besondere Erklärung im einzelnen Falle sich die Gewissheit ver- 
schafft, dass ein von ihm Ausgelieferter einzig und allein wegen 
der in dem Auslieferungsansinnen bezeichneten und diesseits 
anerkannten Vergehen in Untersuchung und Strafe genommen 
wird. Zur Vermeidung von Streit darüber aber, was als Privat- 
verbrechen und was als Verletzung des öffentlichen Rechtes zu 
betrachten sei, wird passend im Wege des Vertrages eine Auf- 
zählung und Eintheilung festgestellt werden. 

Was dagegen nun die Verfehlungen gegen das öffentliche 
Recht anderer Staaten betrifft, so ist allerdings im Vorstehenden 
die grosse und überwiegende Unzuträglichkeit einer vollen An- 
wendung des kosmopolitischen Systemes auf dieselben nachge- 
wiesen. Es muss also versucht werden, durch eine Beschränkung 
der Rechtshülfe in dieser Richtung ein verständiges und erträg- 
liches Maass zu finden; und die Frage ist nur, wie weit in der 
Weigerung gegangen werden soll und darf? 
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Von einer völligen Verweigerung jeder Rechtshülfe in 
allen Fällen, in welchen die Rechte eines fremden Staates be- 
droht oder verletzt sind, kann natürlich nicht die Rede sein. 
Eine solche grundsätzliche Nichtanerkennung des Rechtes fremder 
Staaten wäre nicht nur eine völlige Barbarei, sondern auch, weil 
damit auch der Anspruch auf Achtung des eignen Rechtes auf- 
gegeben wäre, eine grobe Verkennung wohlverstandenen Vortheiles. 
Ueberdiess hiesse diess den kosmopolitischen Gedanken ganz ver- 
lassen, nicht aber ihn auf Notwendiges beschränken. Der Grund- 
satz der Hülfe muss also bestehen bleiben; und nur wo es sich 
findet, dass Beihülfe Tür den fremden Staat und dessen Recht 
von untergeordneter Bedeutung ist, während die daraus für den 
diesseitigen Staat drohenden Missstände sehr empfindlich wären, 
mag so weit, aber auch nur so weit, eine Ausnahme billiger- 
weise gemacht werden. 

Wirft man nun einen Blick auf die (oben S. 514 ff. näher 
erörterten) vier verschiedenen Arten von Fällen, in welchen bei 
Anerkennung des kosmopolitischen Grundsatzes einem fremden 
Staate zur Aufrechterhaltung seines öffentlichen Rechtes Hülfe zu 
leisten sein kann: so sieht man vor Allem, dass dieselben zwei 
Gruppen bilden. In der einen stehen diejenigen, präventiven und 
repressiven, Maassregeln, welche der helfende Staat gegen die 
unter seiner eigenen Botmässigkeit Siehenden zu ergreifen hat. 
Also theils die Angriffe auf fremde Staaten, welche im diesseitigen 
Gebiete von diesseitigen, bleibenden oder vorübergehenden, An- 
gehörigen vorbereitet und vollzogen werden ; theils die Bestra- 
fung solcher Angehöriger, welche in fremdem Gebiete gegen 
die dortige Gewalt sündigten, allein unentdeckt oder mindestens 
ungestraft, unter die vaterländische Gerichtsbarkeit zurückkamen. 
Die andere Abtheilung aber wird gebildet von den Fällen, in 
welchen entweder Unterthanen des fremden Staates selbst oder 
Angehörige dritter Staaten sich gegen die Rechte jenes Staates 
verfehlten, unbestraft entkamen, nun aber sich in diesseitiger 
Gewalt befinden. — Vergleicht man nun aber die eigentümliche 
Wichtigkeit der Beihülfe in den beiderseitigen Fällen für den 
verletzten , und die Beschwerlichkeiten der Mitwirkung für den 
helfenden Staat: so ist wohl hinsichtlich der in die erste Gruppe 

Zaiüehr. für Staats*. 1653. 3i Haft. 36 
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gehörigen Fälle unzweifelhaft, einer Seits, dass sie für den be- 
drohten Staat sshr gefährlich sind, weil er zum grossen Theile 
ihre Verhinderung, jeden Falles ihre Bestrafung gar nicht in 
seiner Macht hat, die Aussicht auf solche Freiheit und Straflosig- 
keit aber natürlich eine grosse Aufmunterung zu beliebigen und 
immer wiederholten Versuchen ist. Die in die zweite Gruppe 
gehörigen Fälle sind dagegen offenbar in so ferne weit weniger 
bedenklich, als der Natur der Sache nach wenigstens eine be- 
deutende materielle Gefahr für den verletzten Staat hier nicht 
vorhanden sein kann. Es mag sein, dass ein wichtiges Recht 
verletzt oder ein grosses Verbrechen gegen den Staat und die 
Träger seiner Gewalt wirklich begangen worden ist; allein jeden 
Falles kann der Verletzende nicht Sieger geblieben oder der 
Staat noch weiterhin in Gefahr sein , indem ja jener zur Flucht 
ausserhalb Landes genöthigt war. Es bleibt hier also nur der, 
freilich nicht gering anzuschlagende, ideelle Nachtheil der be- 
gangenen Rechtsstörung, dass keine Strafe auf das Verbrechen 
folgt. — Mit den Unzuträglichkeiten der Beihülfe verhält es sich 
nun aber beinahe umgekehrt. Die Mitwirkung bei Fällen der 
ersten Gruppe mag allerdings in vielen Fällen beschwerlich, in 
einzelnen sogar weit aussehend und sehr kostspielig sein; auch 
wird es an verdrüsslichen und unbilligen Ansinnen anderer Staaten 
nicht fehlen ; dagegen ist es ein guter Umstand, dass der mitwirkende 
Staat die ganze Behandlung des einzelnen Falles und selbst die 
Aufstellung der allgemeinen Grundsätze, nach welchen er handelt, 
völlig in seiner Gewalt hat. Er kann hier bei seinem kosmopo- 
litischen Streben nach allgemeiner Rechtsordnung niemals über 
Recht und Sittlichkeit hinausgedrängt werden, und kommt nicht 
in Gefahr, seine wohlgemeinte und ehrliche Beihülfe zum Rechte 
zu Verfolgungen und Grausamkeiten missbrauchen zu sehen. Bei 
den Fällen der zweiten Gruppe dagegen ist allerdings die Mühe 
und der Aufwand blosser Nachspürung und Auslieferung nicht 
nennenswerth; wohl aber können theils die sittlichen Bedenken 
ungewältigbar sein, theils mag nicht selten die Verlegenheit und 
Unzuträglichkeit, ein amtliches Unheil über die Gesinnungen der 
Machthaber oder über die Rechtmässigkeit der staatlichen Zu- 
stände eines andern Landes zu fällen, sich als höchst bedeutend 



vom Asyle. 553 

herausstellen. Jenes ist der Fall, wenn man bei der angeblich 
verletzten Regierung nicht ehrliches Verlangen nach Herstellung 
der Rechtsordnung, sondern Rachedurst, bei den Gerichten Feig- 
heit und Abhängigkeit fürchten muss; wenn man somit in der 
Gefahr ist, der Vollziehung einer formellen Verpflichtung das 
innere Recht und die Menschlichkeit zum Opfer zu bringen, sich 
vielleicht zum Handlanger des Henkers der edelsten Menschen 
und berechtigtsten Vaterlandsfreunde zu erniedrigen. In die 
schwere, unter Umständen selbst sehr gefährliche, Verlegenheit 
eines Urtheiles über fremde Zustände und Persönlichkeiten kommt 
ein kosmopolitischer Staat aber da, wo es sich von Auslieferungen 
nach erfolglosem Angriffe oder Widerstände gegen die thatsäch- 
lich herrschende Gewalt handelt. 

Es kann nun verständigerweise nicht geläugnet werden, dass 
bei dieser zweiten Gattung von Beistandsfällen die Nachlheile 
weit grösser sind, als der mögliche Nutzen. Der Angriff auf 
die bedrohte Staatsordnung ist, wenigstens im Wesentlichen, ver- 
unglückt und die Urheber sind auf der Flucht. Eine Wieder- 
holung ist nicht zu fürchten, wenn der asylgebende Staat seine 
Pflicht erfüllt, (wovon sogleich.) Der ganze Schaden verweigerter 
Beihülfe besteht nur in der thatsächlichen Straflosigkeit einer 
Gesetzesverletzung. Die Nachtheile der Auslieferung aber können 
unberechenbar sein für einen gewissenhaften Staat, erdrückend 
für Menschlichkeit und wahres Recht bei Urtheilsfehlern, Schwäche 
oder tadelnswerthem Mitgefühle der um Mitwirkung angegangenen 
Regierung. Es erscheint somit als gerechtfertigt, wenn ein zum 
Asylrechte Zugelassener niemals ausgeliefert wird zum Behufe 
der Bestrafung wegen einer vor seiner Aufnahme in den Schutz 
gegen das öffentliche Recht eines andern Staates begangenen 
Handlung. Allerdings hat eine strenge Festhaltung dieses Grund- 
satzes auch entschiedene Nachtheile; allein sie müssen, als das 
im Ganzen geringere Uebel getragen werden. So wird z. B. wohl 
die Nichtauslieferung zuweilen auch Solchen zu einer Straflosig- 
keit verhelfen, bei welchen diess nach allen göttlichen und mensch- 
lichen Rechten zu bedauern ist; und es mag als eine grosse 
Folgewidrigkeit und Unbilligkeit erscheinen, wenn bei einem ge- 
meinsamen Unternehmen gegen einen fremden Staat die diessei- 

36* 
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tigen Angehörigen gestraft werden, die Ausländer dagegen straflos 
bleiben sollen. Allein in jenem Falle würde die Gestattung einer 
Auswahl in die Nachtheile einer subjectiven Willkühr und über- 
diess in alle Verlegenheiten fremder Forderungen werfen; im 
andern Falle dagegen muss man sich damit trösten , dass dem 
gestraften Unterthanen in keinem Falle Unrecht geschieht, und 
an seiner Strafbarkeit dadurch nichts geändert ist, dass höhere 
Rücksichten die Straflosigkeit eines Mitschuldigem nöthig machen. 
In beiden Fällen wird die schleunige Entfernung solcher Fremden 
wenigstens das öffentliche Aufsehen und damit einen Theil des 
ideellen Schadens beseitigen. 

Dagegen wären unzweifelhaft die Nachtheile überwiegend, 
wenn der Staat nicht seine eigenen Angehörigen von Verletzung 
fremder Staaten abhielte. Ein solcher Zustand allgemeiner 
Rechtsunsicherheit wäre unerträglich und überdiess höchst schäd- 
lich für Gesiltigung und Wohlsland , da er nothwendig zu einer 
allgemeinen scheuen Abschüessung jedes Staates und zur mög- 
lichsten Unterbrechung alles Verkehres mit dem Auslande führen 
müsste. Von der Retorsion gar nicht zu reden. Freilich er- 
wachsen dem Staate durch diese Pflicht der Rechtsbewahrung 
in seinem Gebiete bedeutende Bemühungen und vielleicht auch 
Ausgaben; allein sie können vernünftigerweise nicht beklagt 
werden , weil sie Bedingungen der allgemeinen Gesittigung sind. 
Und je gewissenhafter ein Staat dabei verfährt, namentlich auch 
bei den Vorbeugungsmaassiegeln , desio unbedenklicher mag er 
auch die Auslieferung Flüchtiger verweigern. 

Nicht unmittelbar mit der Frage über Verhinderung, Be- 
strafung und Auslieferung hängt die Frage über Gestattung 
eines Aufenthalles für Flüchtlinge aus fremden 
Staaten zusammen. Das vorstehende vermittelnde System kann 
an und für sich durchgeführt werden, ob der Staat den flüchtigen 
Angehörigen fremder Länder einen Aufenthalt gestattet oder 
nicht; und ersteren Falles, ob der Staat sich eine freie Entschei- 
dung über den einzelnen Fall vorbehält, oder sich ein für allemal 
durch ein Gesetz bindet. Dennoch ist eine gleichzeitige richtige 
Bestimmung dieses Punktes sehr wünschenswerth, indem hiervon 
die Uebernahme oder Vermeidung mancher bedeutender Unzu- 
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träglichkeiten abhängt. Es ist nämlich klar, dass bei jeglicher 
Gewährung eines Asyles den Vorbeugungsmaassregeln ein grösserer 
Umfang gegeben werden muss, und zwar in dem Verhältnisse 
ein grösserer, als die Aufnahme häufig und ausnahmslos ist. Ferner 
werden voraussichtlich, und zwar ebenfalls in diesem Verhält- 
nisse, Verwicklungen mit Nachbarstaaten aus der Aufnahme 
flüchtiger Unterthanen derselben entstehen. Endlich können die 
oben näher bezeichneten Unzuträglichsten und Folgewidrig- 
keiten des vermittelnden Systemes bei einer unbedingten Auf- 
nahmepflicht nicht unsichtbar gemacht werden. — Es bewahrt 
aber wohl der Staat den Geist der praktischen Weisheit und der 
Mässigung, welcher zur Aufgebung der starren Folgerichtigkeit 
in der Hauptfrage führt, wenn er weder eine unbedingte Zurück- 
weisung aller Flüchtlinge aus fremden Gebieten, noch eine un- 
bedingte Aufnahme Aller und Jeder, so wie eine alsbaldige grund- 
sätzliche Gleichstellung derselben mit den eigenen Unterthanen 
in sämmtlichen bürgerlichen und staatlichen Rechten ausspricht; 
sondern zugiebt, was Menschlichkeit und eigener Vortheil ver- 
langen, dagegen sich weder die Uebernahme übergrosser Lasten 
und Verlegenheiten, noch die Beihülfe zu gemeinschädlichen Zu- 
ständen und gefährlichen Rechtsbedrohungen aufdrängen lässt. 
Dem gemäss dürfte es aber das Richtige sein, wenn in einem 
Staate, welcher hinsichtlich der Bestrafung und Verhinderung ein 
mittleres System verfolgt, auch hinsichtlich des Asyles nachstehende 
Sätze aufgestellt werden: 

Der Staat spricht im Allgemeinen das Recht an, Unter- 
thanen fremder Staaten in sein Gebiet aufzunehmen und den- 
selben hier Aufenthalt zu gestatten, auch wenn dieselben von 
ihrer bisherigen Regierung wegen angeblicher Rechtsverletzungen 
verfolgt werden. Er erkennt es ferner im Allgemeinen als eine 
sittliche Pflicht, solchen Flüchtlingen Aufenthalt und Schutz 
zu gewähren, zu deren Bestrafung mitzuwirken er nach den von 
ihm anerkannten Grundsätzen nicht berufen ist. 

Dagegen anerkennt der Staat kein förmliches Recht 
eines Ausländers, Schutz und Aufenthalt zu fordern, son- 
dern er behält sich vielmehr in jeden» einzelnen Falle die Nicht- 
zulassung oder Wiederausweisung vor. Ebenso hat ein geduldeter 
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Ausländer nicht das Recht, die volle und ausnahmslose An- 
wendung der Landesgeselze auf seine Person in Anspruch zu 
nehmen; vielmehr sieht dem Slaate frei, entweder im einzelnen 
Falle Bedingungen der Duldung zu machen, oder durch allge- 
meine Vorschriften, welchen sich alle Flüchtlinge zu unterwerfen 
haben, ihre Verhältnisse zu ordnen. Zugegeben mag dabei wer- 
den, dass alle diese Beschränkungen grundsätzlich nicht weiter 
gehen sollen, als es die dem Staate obliegende und von ihm 
anerkannte Beihülfe zur Rechtsordnung erfordert. 

Im Allgemeinen ist Nichtzulassung Grundsatz : theils 
wenn sich der Flüchtling gemeinschaftlich mit diesseitigen Unter- 
thanen einer Verletzung eines fremden Staates schuldig gemacht 
hat, wegen welcher letztere diesseitiger Strafe verfallen werden; 
theils bei solchen Vergehen gegen fremde Staaten, welche nicht 
blos das positive Recht verletzten, sondern auch die sittliche 
Ordnung der menschlichen Gesellschaft in ihrer Grundlage an- 
greifen ; theils endlich , wenn der Staat bereits sichere Kunde 
davon hat, dass der sich Anmeldende grober Verletzungen von 
Privatrechten schuldig ist. Im letzteren Falle mag entweder ein- 
fache Verweisung oder, nach Beschaffenheit des Falles, Verhaftung 
und Auslieferung verfügt werden. 

Eine Wiederaufkündigung des Asyles aber tritt regel- 
mässig, auch ohne Verlangen von Aussen, ein, wenn Flüchtlinge 
nach ihrer Aufnahme weitere Rechtsverletzungen gegen fremde 
Staaten vorbereiten oder begehen, oder wenn sie die ihnen im 
Allgemeinen oder Einzelnen gesetzten Bedingungen brechen. Im 
letztern Falle hängt es vom Staate ab, ob er wohl die verwirkte 
Strafe erstehen lassen oder sogleich mit der Ausweisung beginnen 
will. Handelt es sich von einer gerichtlichen Maassregel gegen 
einen Flüchtigen, so findet natürlich das allgemeine gesetzliche 
Verfahren auch gegen ihn statt, da die Gerichte kein anderes 
kennen und befolgen dürfen. Namentlich sind die landesüblichen 
Grundsätze des Beweisverfahrens gegen ihn einzuhalten, und 
auch fremde Staaten können keine Abweichung von denselben 
verlangen. Zu einer einfachen Wiederausweisung reicht der Grad 
und die Art der Gewissheit hin, welche überhaupt zu Verwaltungs- 
maassregeln berechtigen. 
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Hiermit sind denn wohl die Grundzüge des vermittelnden 
Systemes, sowohl was die aclive Mitwirkung zur Herstellung der 
Rechtsordnung, als die passive Gewahrung von Asyl betrifft, im 
Wesentlichen entwickelt, und also auch die Hauptanhaltspunkte 
für das praktische Verfahren gegeben. — Nicht gesagt ist aber 
freilich, dass nicht bei genauerem Eingehen in die Einzelnheiten 
sich noch das Bedürfniss von Ausnahmen oder Modifica- 
tioncn herausstelle. Nur selten decken sich die logischen 
Schlussfolgcti eines Systemes und die Wirklichkeiten des Lebens; 
und namentlich in dem vorliegenden Falle, wo es sich nicht von 
der starren Durchführung eines Grundsatzes, sondern vielmehr 
von der Aufstellung einer praktisch zuträglichen Einrichtung 
handelt, wäre es sehr unverständig, ein sich aufdrängendes Be- 
dürfniss durch einfache Verweisung auf eine logische Schluss- 
folge abweisen zu wollen. Solche Fragen sind vielmehr nach 
ihren sachlichen Verhältnissen und in dem Geiste der Vermeidung 
von überwiegenden Unzuträglichkeiten zu entscheiden. 

Theils genauere Prüfung der Lehre, theils Betrachtung der 
in den positiven Verträgen niedergelegten Bestimmungen führt 
denn auch in der That zu der üeberzeugung, dass in einer Reihe 
wichtiger Fragen eine rücksichtslose Durchführung der allge- 
meinen Sätze zu entschiedenen Unzuträglichkeiten führen würde. 
Und zwar finden sich dergleichen Fälle sowohl bei den Maass- 
regeln hinsichtlich der gemeinen Vergehen, als bei der Behand- 
lung Solcher, welche sich gegen das öffentliche Recht eines an- 
dern Staates, angeblich oder wirklich, verfehlt haben. 

In ersterer Beziehung sind es zwei Punkte besonders, welche 
eine ernstliche Ueberlegung verdienen. Einmal nämlich fragt 
es sich, ob eine Auslieferung wegen eines gemeinen Verbrechens 
stattfinden darf, auf welches in dem zur Bestrafung befugten 
Lande gesetzlich eine grausame und von der " diesseitigen 
Gesittigung entschieden verworfene Strafe bestimmt ist? Sodann 
ist, zweitens, zu untersuchen, ob die sämmtlichen Vorbeugungs-, 
Bestrafungs- und Auslieferungs - Grundsätze auch bei kleineren 
und unbedeutenderen Rechtsverletzungen zur Anwendung kommen 

sollen ? 

Die erste dieser beiden Fragen ist unzweifelhaft zu ver 
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n e i n e n. Allerdings wird durch eine Weigerung der Grundsatz 
verlassen, welchem gemäss das Gesetz und das gesetzliche Ver- 
fahren eines andern Staates ohne weitere Untersuchung als ge- 
recht und der Rechtsordnung angemessen zu betrachten und zu 
achten ist. Ferner ist nicht zu läugnen, dass der Weigerung 
ein verletzendes Urtheil über die Gesiltigungsslufe des fraglichen 
Staates zu Grunde liegt. Allein einmal ist der Staat durch seine 
Bereitwilligkeit, zur Wellrechtsordnung beizutragen, nicht ver- 
bunden, zu einer von ihm selbst als grausam, somit als sachlich 
ungerecht, erkannten Handlung mitzuwirken; vielmehr würde eine 
Mitwirkung dieser Art geradezu pflichtwidrig sein. Sodann hat 
der Staat das Recht, sich einer Handlungsweise zu enthalten, 
welche ihn der Achtung seiner eigenen Unterthanen berauben, 
ihm selbst vielleicht ernstliche Ungelegenheilen zuziehen würde. 
— Im Uebrigen mögen die Zwistigkeilen mit dem fremden 
Staate, welche aus einer Weigerung entstehen könnten, durch 
ein kluges Benehmen vermieden werden. Entweder kann näm- 
lich durch einen Vertrag ein für allemal die Verpflichtung zur 
Auslieferung wegen der in Frage stehenden Verbrechen beseitigt 
werden; oder aber ist, und wohl noch besser, die Nichtanwen- 
dung der von uns beanstandeten Strafe für alle Fälle von Aus- 
lieferungen durch Uebereinkunft festzusetzen. 

Die Vertrüge über die gegenseitige Unterstützung der Rechts- 
pflege beschränken, wohl ausnahmslos, die Verabredungen über 
Auslieferung auf die schwereren Verbrechen. Entweder sind 
dieselben ausdrücklich und unter dieser Bezeichnung blossen 
Vergehen entgegengestellt; oder sie sind nach der Höhe der 
gesetzlich angedrohten Strafe bezeichnet; oder es wird endlich 
ein Verzeichniss solcher groben Rechtsverletzungen gegeben, auf 
welche ausschliesslich die Bestimmungen des Vertrages Anwen- 
dung finden sollen. Beruht nun diese Gewohnheit auf einer rich- 
tigen Auffassung, und ist daher auch in der Lehre eine allge- 
meine Ausnahme grundsätzlich zu verlangen? — Allerdings. 
Zwar begreift eine vollständige Rechtsordnung auch die Bewahrung 
des Gesetzes gegen leichtere Verletzungen; und kann möglicher- 
weise eine Handlung dieser Art eben so vielen unsittlichen und 
ungescllschaftlichen Willen beweisen, oder eben so grossen sach- 
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liehen Schaden anrichten, als die Verletzung eines höheren Rechtes. 
Ferner ist die Gränzlinie nicht in der Natur der Sache begründet, 
und wird daher, als willkührlich gezogen, nicht selten zu Wun- 
derlichkeiten und vielleicht Willkührlichkeiten führen. Allein 
vorerst erscheint es kaum als passend, einen fremden Staat wegen 
einer unbedeutenden Sache zu bemühen. Sodann würden bei 
kleineren Vergehen gar leicht die Folgen einer Auslieferung weit 
über Billigkeit und Verhältniss hinausgehen. Wegen eines nach 
Absicht und Gegenstand kaum nennenswerthen Vergehens könnten 
ehrenhafte Menschen eine beschimpfende Maassregel zu befahren 
haben, eine neu gegründete Ansiedlung unterbrochen sehen. End- 
lich würde der Schutz, welchen die Rücksichten der Menschlich- 
keit und Zweckmässigkeit politischen Flüchtlingen angedeihen 
lassen wollen , gar oft vereitelt werden. Wie leicht wäre es 
nämlich, einen solchen irgend einer kleinen Gesetzesübertretung 
zu bezüchtigen, um ihn auf solche Weise wieder in die Hände 
zu bekommen ■)• — Zwei Bemerkungen werden übrigens dabei 
an der Stelle sein. Zunächst erscheint es räthlich, die Fälle, in 
welchen Auslieferung stattfinden soll, durch Aufzählung der ein- 
zelnen Verbrechensgaltungen, nicht aber durch das Strafmaass 
oder durch die allgemeinen Eintheilungen der Gesetzbücher oder 



1) Nur Wenige wohl durften geneigt sein, sich dem von Berner, 
a. a. U., S. 127, für die Straflosigkeit der im Auslande begangenen klei- 
neren (Jebertretungen angeführten Grunde anzuschliessen. Ihm zu Folge sind 
die hier in Frage siehenden Vergehen „rein localer" Art, welche somit 
auch nur „am Orte der That verletzt werden können." Hiergegen ist denn 
nun aber vor Allem zu bemerken, dass nichts irriger sein kann, als geringe 
Vergehen für gleichbedeutend zu nehmen mit Geboten von örtlicher Bezie- 
hung. Gering ist ein Vergehen , wenn das verletzte Recht an sich ein un- 
bedeutendes, oder die Schuld bei der Handlung eine leichte ist. Nun kann 
aber einer Seits ein unbedeutendes Recht ein sehr allgemeines und weit ver- 
breitetes sein; andererseits ist es gar wohl möglich, dass bei Geboten oder 
Verboten rein örtlicher Art die schwersten und mit den höchsten Strafen 
bedrohten Uebertretungen vorkommen können. Sodann aber ist nicht ein- 
zusehen, warum nicht auch bei kleineren Vergehen die vom Verf. angenom- 
mene Persönlichkeit des Strafrechtes sollte stattfinden können. — Die Sache 
ist sehr einfach. Die Abrügung solcher kleiner Rechtsverletzungen ist von 
keiner Bedeutung für die Erhallung der Rechtsordnung im Grossen und Gan- 
zen, uud desshalb tritt keine Hülfe von Staat zu Staat dabei ein. 
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der Lehre festzustellen. Erstere ist kein sicherer Maasstab für 
die Schwere der in der Rechtsordnung angerichteten Verletzung, 
indem noch manche weitere Gründe auf das Strafmaass einwirken 
können; überdiess muss bei grossen Strafrahmen, wie sie die 
neueren Gesetze oft haben , Ungewissheit und Folgewidrigkeit 
entstehen. Die allgemeinen Eintheilungen aber finden in vielen 
Fällen erst dann Anwendung , wenn schwierige und zweifelhafte 
Rechtspunkte bereits entschieden sind. Diess kann aber nur zu 
Zögerungen und Zwistigkeiten führen. Eine zweite Bemerkung 
aber geht dahin, dass nur die Auslieferungen, nicht aber auch 
die Vorbeugungsmaassregeln, so wie die Bestrafungen der eigenen 
Unterthanen wegen Verletzungen fremder Gesetze sich nach dieser 
Gränzlinie zu richten haben. Möchte man nämlich etwa auch be- 
haupten können, dass der fremde Staat angenommenermaassen 
überhaupt nur Schutz gegen gröbere Verletzungen zu verlangen 
habe: so ist doch zu bemerken, dass der diesseitige Staat bei 
Vorbeugungen und Strafen zu seinem eigenen Nutzen weiter gehen 
muss. Die Verschiedenheit des Verfahrens bei einer und derselben 
Handlung, je nachdem der Gegenstand des unrechtlichen Willens 
der engern oder weitern Rechtsordnung angehörte, könnte nur 
Verwirrung des Rechtsbewusstseins und Unwirksamkeit der Maass- 
regeln zur Folge haben. Die Beschränktheit des auswärtigen 
Anspruches mag es also rechtfertigen, dass zur Abwehr oder 
Bestrafung kleinern Unrechtes gegen Fremde nichts Eigenlhüm- 
liches angeordnet wird; allein so weit die einheimische Gesetz- 
gebung zum Schutze des eigenen Rechtes geht, hat sie, ergän- 
zungsweise, auch das fremde zu berücksichtigen, und zwar 
gleichmässig sowohl nach Form als Inhalt der Maassregeln. 

Auch in der Lehre von dem Verhalten zum öffentlichen 
Rechte anderer Staaten sind es zwei Fragen, welche eine beson- 
dere Beachtung schon bei der aligemeinen Feststellung der Theorie 
verdienen. Die eine geht dahin : ob die Nichtauslieferung von 
Fluchtigen sich auch auf Diejenigen erstrecke, welche gegen die 
Kriegsdienstordnung ihres Vaterlandes gefehlt haben, und 
also entweder nach bereits geschehener Einreibung in das Heer 
fahnenflüchtig geworden sind, oder sich der Aushebung durch 
Flucht entzogen haben. Zweitens aber fragt sich: ob die vor- 
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beugenden Vorkehrungen eines Staates zu Gunsten fremder Ge- 
setze sich auch auf die Abhaltung diesseitiger Angehöriger von 
Schleichhandel in den fremden Staat, überhaupt auf den Schutz 
seiner Abgabengesetze, zu erstrecken haben? — Eine Ver- 
neinung der ersten Frage wäre also eine Ausnahme von dem 
Grundsatze der Nichtauslieferung ; eine Verneinung der andern 
aber würde eine bedeutende Lücke in dem Systeme der Abhal- 
tung der eigenen Angehörigen von Verletzung Fremder zur Folge 
haben. 

Was nun den ersten Fall betrifft, so ist zwar bekannt, dass 
viele Staaten gerade die Auslieferung flüchtigerHeerp nich- 
tiger zum Gegenstande von besonderen Verträgen gemacht 
haben, und zwar selbst solche darunter, welche sonst keine Ver- 
pflichtungen dieser Art eingehen ; auch lässt sich etwa zur Recht- 
fertigung einer Ausnahme sagen, dass ein ungehorsamer Kriegs- 
dienstpflichliger nicht blos eine öffentliche Pflicht verletzt, sondern 
auch einem seiner Mitbürger, welcher jetzt für ihn eintreten muss, 
einen schweren Schaden unrechtlicher Weise zufügt; so wie, dass 
wenigstens zuweilen Diebstahl öffentlichen Eigenthumes mit der 
Fahnenflucht verbunden ist: dennoch muss man sich gegen die 
Verlassung des Grundsatzes erklären. Nicht nur würde man 
doch selbst jetzt in einzelnen Fällen mithelfen zu barbarischen 
Strafen; sondern es könnte überhaupt eine grundsätzliche Aus- 
lieferung der Kriegsdienslpflichtigen leicht missbraucht werden 
zur Umgehung der ganzen Nichtauslieferung bei Staatsvergehen. 
Es bedürfte nämlich von Seilen einer beliebigen Regierung nur 
einer scheinbaren Ausdehnung der Dienstpflicht auf die Männer 
aller Alter und Verhältnisse, um jeden politischen Flüchtling als 
Ausreisser in Anspruch nehmen zu können. Und gerade in den 
schlimmsten Fällen dürfte man wohl solchen Versuchen entgegen- 
sehen. Von einer höhern Nothwendigkeit der Ausnahmen aber 
kann nicht die Rede sein, da die Erfahrung genügend zeigt, dass 
Staaten, welche die Kriegsdienstpflicht nicht auf eine harte Weise 
übertreiben, und welche den Soldaten gerecht und menschlich be- 
handeln, keine ihre Verteidigungskraft beeinträchtigende Fahnen- 
flucht zu fürchten haben. 

Dagegen ist allerdings die andere Ausnahme zu vertheidigen, 
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nämlich die Unterlassung von Vorbeugungsmaassregeln gegen die 
Verletzung von Einkorn mensgesetzen fremder Staa- 
ten, namentlich also gegen Schleichhandel diesseitiger Unter- 
thanen in das jenseitige Gebiet. Nicht etwa, weil der Schleich- 
handel nicht unter den Begriff der Störung der Rechtsordnung 
fiele. Die Zollgesetze sind ein wesentliches Mittel zur Feststellung 
der Beitragpflicht der verschiedenen Gattungen von Unterthanen 
zu den Staatslasten ; und überdiess hängt von ihrer Durchführung 
die Aufrechterhaltung tnanchfacher Rechte und Privilegien ab, 
welche jeder Staat vollkommen befugt ist, seinen Unterthanen zu 
verleihen. Auch nicht damit kann die Ausgabe gerechtfertigt 
werden, dass der diesseitige Staat bei der ganzen Maassregel 
kein Interesse habe. Abgesehen davon, dass diese Rücksicht 
bei der kosmopolitischen Auffassung überhaupt zurückgestellt 
wird, wäre diese Ansicht nicht einmal thatsächlich richtig. Theils 
ist nichts verkehrter, als die, freilich nicht eben seltene, Freude 
einer Regierung an der erfolgreichen Durchbrechung des Han- 
delssystemes anderer Staaten. Die Vergeltung lässt in der Regel 
nicht lange auf sich warten , da die zu erfolgreichen Schleich- 
händlern Gebildeten keinerlei Anstand nehmen, ihre Künste auch 
gegen ^Jie eigenen Gesetze zu kehren; und überdiess von dem 
diesseits nicht beschützten Nachbarstaate nicht erwartet werden 
mag, dass er nun doch seiner Seils seine Unterthanen von Be- 
einträchtigung unserer Abgabengesetze abzuhalten suche. Theils 
aber bildet sich durch den Schleichhandel eine verwegene, arbeits- 
scheue, allmählig auch zu jeder andern Art von Gesetzesver- 
letzung geneigte Bevölkerung aus, welche dem eigenen Staate 
lästig und gefährlich werden kann. Am wenigsten endlich darf 
die Vorbeugung desshalb unterbleiben, weil etwa Vorlheil aus 
dem Schleichhandel gezogen wird. Aus gleichem Grunde könnte 
Diebstahl, Betrug und Raubmord im fremden Gebiete begünstigt 
werden. — Wohl aber rechtfertigt sich die Aufstellung einer 
Ausnahme von dem Präventivsystenie in diesem besondern Falle 
dadurch, dass eine wirksame Vorkehrung nur durch solche Ueber- 
wachuiigen und Beschränkungen des eigenen inneren Gewerbe- 
wesens und Handels, der säinmtlichen Verkehrsanstallen und Ver- 
bindungswege hergestellt werden könnte, dass sie den diesseitigen 
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Unterthanen , und zwar Allen ohne Unterschied, die empfindlich- 
sten Hemmungen und Nachtheile bereiten müsslen. Diess wäre 
nun aber unvernünftig, und somit unerlaubt; um so mehr, als 
dieser Schaden jeden Falles und in weitester Ausdehnung ein- 
träte, während die abzuwendende Gesetzesverletzung nur eine 
mögliche und vereinzelte wäre, überdiess der zunächst Betheiligte 
seiner Seils selbst Vorkehrungen treffen kann. Auch darf nicht 
vergessen werden, dass, wenn die Vorbeugungsmaassregeln un- 
bedingte diesseitige Rechtspflicht wären , sie auch von solchen 
Staaten zu ihren Gunsten in Anspruch genommen werden könnten, 
welche durch übertriebene und selbstsüchtige Sperre- und Verbot- 
systeme dem allgemeinen menschlichen Verkehre unerlaubte Schwie- 
rigkeilen in den Weg legen , und gegen deren gemeinschädliche 
und verkehrte Maassregel in der That der Schleichhandel ein 
naturgemässes Vertheidigungsmiltel ist. — Wenn es also aller- 
dings niemals dem Staate gestattet sein kann, den Schleichhandel 
seiner Unterthanen in einen fremden Staat positiv zu fördern; 
und wenn er vielmehr dem Rechte und sich selbst schuldig ist, 
denselben immer als eine unerlaubte Handlung zu betrachten und 
zu behandeln : so kann doch kein System von Vorbeugungsmaass- 
regeln von ihm als Rechtspflicht verlangt werden, sondern es 
muss ihm überlassen bleiben, zu beurlheilen, ob und wie weit 
er unter den jeweil gegebenen Umständen die Ergreifung von 
Verhinderungseinrichtungen mit dem Wohle und Rechte seiner 
eigenen Unterthanen vereinbar findel. 

Auf diese Weise ergiebt sich denn als eine Folge der Auf- 
fassung nicht sowohl die folgerichtigste Durchführung eines 
obersten Grundsatzes, als die Aufstellung der zum allseitigen 
Besten am sichersten führenden Normen anzustreben, in Kürze 
folgende Reihe von Sätzen: Der Staat erkennt im Allgemeinen 
die Verpflichtung an, zur Herstellung der Rechtsordnung auch 
ausserhalb seiner eigenen unmittelbaren Verhältnisse beizutragen, 
wenn ohne seine Mithülfe diese Ordnung nicht geschaffen werden 
könnte. Diese Mitwirkung kann, je nach dem Bedürfnisse, aus 
Vorbeugungsmaassregeln oder aus Slrafe bestehen. Erstere sind 
sowohl bei solchen Rechtsverletzungen, welche fremde Staaten im 
Ganzen, als welche einzelne Angehörige derselben bedrohen, an- 
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zuwenden; nur bei Unternehmungen gegen fremde Zollgesetze 
behält sich der Staat freie Hand vor, je nach der Beschwerlich- 
keit und Schädlichkeit der an sich nöthigen Maassregeln. Die 
Strafen werden entweder durch die eigenen Gerichte des Staates 
uftd nach seinen Gesetzen zugefügt, oder durch Auslieferung des 
Verbrechers an den verletzten- Siaat möglich gemacht. Ersteres 
findet statt bei denjenigen Rechtsstörungen , welche von den 
Angehörigen des mitwirkenden Staates begangen worden sind. 
Ausgeliefert dagegen werden Angehörige des verletzten Staates 
und Solche, welche beiden Staaten fremd sind; beide jedoch nur 
dann, wenn sie der Verletzung von Rechten Einzelner beschuldigt 
sind, wogegen flüchtige politische Verbrecher, welche dem Staate 
ihres jetzigen Aufenthaltes fremd sind, von letzterem weder be- 
straft noch ausgeliefert werden. Ihre Duldung oder einfache 
Wegweisung ist lediglich Sache der Gesetzgebung und Politik 
des einzelnen um Aufenthalt angegangenen Staates; denn der 
Staat hat nur ein Recht, nicht aber eine Pflicht zur Aufnahme 
Fremder; die Geduldeten unterliegen jeden Falles den nöthigen 
Vorbeugungsmaassregeln gegen Wiederholung ihrer Unterneh- 
mungen. 

Als ein wichtiger Anhang ist aber schliesslich noch die 
Frage über Gegenseitigkeit des Verfahrens zu erörtern. 

Die im Vorstehenden dargelegten Grundsätze sowohl über 
Verhinderung und Bestrafung im Allgemeinen als über die Auf- 
nahme Flüchtiger im Besonderen Wessen aus der Natur der 
Sache, d. h. aus der wesentlichen Aufgabe des Staates und aus 
überall gültigen Zweckmässigkeitsgründen. Jeder Staat ist daher 
nicht nur berechtigt, dieselben als Regeln seines eigenen Ver- 
haltens aufzustellen und zu befolgen; sondern er kann auch 
verständiger- und billigerweise an andere Staaten das Verlangen 
stellen, dass dieselben in ihrem Verhältnisse zu ihm das gleiche 
Verfahren einhalten. Leicht wird daher auch, bei der innern 
Richtigkeit der Sache, eine Gewohnheit oder gar ein förmlicher 
Vertrag auf dieser Grundlage zwischen bestimmten Staaten zu 
Stande gebracht werden können. — Allein es ist allerdings mög- 
lich, dass irgend eine fremde Regierung diese Ansicht von Recht 
und Pflicht nicht theilt, und ihrer abweichenden Auffassung ipi 
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äussern Verkehre Folgen giebt; also entweder eine von uns 
geforderte Mitwirkung nicht leistet , oder eine diesseits nicht als 
zulässig erachtete weitergehende Hülfsforderung stellt. Es ent- 
steht nun die Frage, welche Folgen ein solcher Widerspruch 
haben könne, beziehungsweise haben müsse ? 

Es unterliegt keinem Zweifel, dass eine Forderung oder 
Weigerung dieser Art sachlich so bedeutend oder so verletzend 
für klares Recht sein kann, dass sich selbst ein Krieg daraus 
entspinnt. Da jegliche Rechtsverletzung grundsätzlich zur Selbst- 
hülfe führen mag; und da ferner jeder Staat über die Thätsache 
und die Schwere einer ihm zugefügten Rechtsverletzung selbst 
Richter ist: so lässt sich natürlich nicht im Allgemeinen sagen, 
welche Fälle gerade diese äussersten und bedenklichen Mittel 
rechtfertigen möchten. Allein man kann wohl zugeben, dass 
z. R. die ungehinderte Duldung von Freischaaren- oder Seeräuber- 
zügen, oder ein Versuch, die Auslieferung eines eigenen Unter- 
thanen des angegangenen Staates zu erzwingen ; oder die Gewäh- 
rung eines Asyles für alle Arten von gemeinen Verbrechern, den 
Streit bis zur Ergreifung der Waffen erhitzen könne. Mehr 
Sittlichkeits- und Klugheit»-, denn Rechtsregeln sind es daher, 
wenn, einmal, gefordert wird, dass ein Fall von geringerer Re- 
deutung oder gar von zweifelhaftem Rechte nicht als Grund zu 
einem Kriege betrachtet werde ; und wenn , zweitens , der Rath 
gegeben wird, Forderungen, welche nicht in dem oben aus- 
einander gesetzten gemässigten Systeme ihre Rechtfertigung finden, 
überhaupt nicht zum Gegenstande eines ernstlichen Streites zu 
machen, weil man sonst leicht in die Gefahr kommt, sich selbst 
als ausserhalb des bestehenden Gesittigungs- und Verständigkeits- 
kreises stehend zu erweisen, und durch eine ungewöhnliche For- 
derung den Widerspruch und die Abneigung aller anderen Staaten, 
selbst der zunächst nicht betheiligten, zu erwecken. 

In der Regel ist übrigens natürlich von diesem äussersten 
Mittel zur Entscheidung einer Meinungsverschiedenheit über inter- 
nationale Rechtshülfe keine Rede, sondern es handelt sich, wenn 
Vorstellungen und Unterhandlungen nicht zur Ausgleichung führen, 
nur von Retorsion, als Zwangsmaassregel und Herstellung der 
Gegenseitigkeit. Hier werfen sich denn aber zwei Fragen auf. 
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Erstens, ist es erlaubt, gegenüber von einem Staate, welcher in 
seiner Beihülfe zum Rechtsschutzes nicht so weit geht, als der 
diesseitige Staat für recht hält und zu gehen bereit ist, auch 
einen Theil der sonst, d. h. änderen Staaten, gewährten Mit- 
wirkung zu entziehen? Zum Beispiele also: dürfen gegenüber 
von einem Staate, welcher in seinem Gebiete keine Vorbeugungs- 
miltel zur Bewahrung unseres Rechtes trifft, ebenfalls unerlaubte 
Unternehmungen unserer Angehörigen gegen ihn zugelassen 
werden ? oder, würden einem Staate, welcher uns die Auslieferung 
flüchtiger gemeiner Verbrecher verweigert, seine Unterlhanen 
gleicher Art ebenfalls vorenthalten? Zweitens, kann verlangt 
werden, dass gegenüber von einem Staate, welcher eine aus- 
gedehntere Beihülfe leistet, als wir nach unserem Systeme 
für gerechtfertigt erachten, ebenfalls erweiterte Grundsätze be- 
folgt werden? Zum Beispiele: sollen einem Staate, welcher 
seiner Seits politische Flüchtlinge ausliefert, ausnahmsweise seine 
Unterthanen, welche wegen politischer Vergehen zu uns geflüchtet 
sind, auch ausgeliefert werden? — Beide Fragen sind aber so- 
wohl vom Standpunkte des Rechtes, als der Staatsklugheit zu 
beantworten. 

Es ist nicht in Abrede zu ziehen, dass die erste Frage so- 
wohl von der rechtlichen als von der politischen Seite zweifelhaft 
ist. — Stellt man sich nämlich, in ersterer Beziehung, auf den 
Boden des Völkerrechtes, so unterliegt die Berechtigung zur 
Retorsion gar keinem Zweifel. Es steht nach Lehre und Ge- 
wohnheit der europäischen Völker gleichmässig fest, dass ein 
Staat, welchem eine gerechte Forderung versagt wird, gegenüber 
von dem Verletzenden das gleiche Verfahren einhalten darf. 
Anders nun aber, wenn man die Rechtsaufgabe der Staaten an 
sich, somit den eigentlichen Kern der Sache ins Auge fasst. Hier 
nämlich muss man sich erinnern, dass die Mitwirkung zur Rechts- 
ordnung in fremden Staaten nicht diesen zu Liebe, noch 
weniger als Vergeltung eines von ihnen erwiesenen Dienstes 
oder als Folge einer Verabredung anerkannt wird ; sondern weil 
der Staat die Pflicht dazu an und für sich, d. h. in dem Mensch- 
heitszwecke, begründet erachtet. Desshalb hängt denn auch die 
Erfüllung der verschiedenen Auflagen nicht von der mehr oder 
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weniger löblichen Handlungsweise Anderer ab; sondern es muss 
eine etwaige Unterlassung ihrer Rechtspflicht durch anderweitige, 
an sich unantastbare Mittel erzwungen werden. — Vom Zweck- 
mässigkeitsstandpunkte aber erscheint einer Seils eine Retorsion 
allerdings als das natürlichste und wirksamste Mittel zur JVöthigung 
des Gegners ; und zu gleicher Zeit ist man geneigt, sie- auch für 
nothwendig zur Wahrung der Ehre zu betrachten. Auf der an- 
dern SeRe verliert man durch das Eingehen auf Ausnahms- 
maassregeln die sichere und abgeschlossene Haltung, welche am 
leichtesten über Zweifel und Schwierigkeiten weghilft, und na- 
mentlich auch die einfachste und am wenigsten verletzende Ver- 
theidigung gegen zu weit gehende Forderungen anderer Staaten 
abgiebt. Wenn einmal aus Nutzensgründen abgewichen wird 
vom Grundsatze, so ist das Ende von Forderungen und Nach- 
giebigkeiten nicht abzusehen. Als höchste Wahrung der Ehre 
aber mag es angesehen werden, wenn sich der Staat unter keinen 
Umständen , selbst durch eine Verletzung nicht , von der Hand- 
habung des als Recht und Pflicht Erkannten abdrängen lässt. — 
Erwägt man nun, dass das Völkerrecht zwar eine Refugniss, da- 
gegen die Förderung der Rechtsordnung eine Verpflichtung giebt; 
ferner, dass die Festhaltung des Systemes eine höhere, weil eine 
weitersehende, Klugheit ist , auch ein edleres Ehrgefühl verräth : 
so muss man wohl zu dem Schlüsse kommen, dass die ausnahm- 
lose Festhaltung sämmllicher Grundsätze über Rechlsförderung 
auch gegenüber von solchen Staaten, welche dieselben gegen 
uns nicht vollständig einhalten, die richtige Handlungsweise sowohl 
aus Gründen des Rechts als der Staatskunst ist. Dass damit 
übrigens die Benützung jedes an sich erlaubten sonstigen Mittels 
zur Gewinnung oder zur Nöthigung des Gegners vereinbar ist, 
versteht sich von selbst. Es soll nicht feige Friedensliebe um 
jeden Preis und marklose Geduld empfohlen werden; sondern 
vielmehr das richtige Verfahren nach verständiger Erwägung von 
Pflicht und Vortheil. 

Geringerem Zweifel unterliegt die Beantwortung der Frage: 
was Recht und Klugheit gebieten, wenn ein anderer Staat in seiner 
Beihülfe zur Rechtsordnung weiter geht, als wir ; er aber Gleiches 
von uns verlangt? Geht man hier nämlich davon aus, dass das 

ZeiUchr. für SU*Uw. 1853. 4« Heft. 37 
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gemässigte System Alles leistet, was nach Recht und Zweckmäs- 
sigkeit verlangt werden kann: so ist klar, dass Niemand befugt 
ist, weiter gehende Forderungen zu stellen. Von einem Rechte 
dritter Staaten, uns ihre Auffassung aufzunöthigen, kann somit keine 
Rede sein. Sie mögen ihr Ansinnen stellen; allein wir sind 
rechtlich nicht verpflichtet, demselben uns zu fügen. Namentlich 
kann von einer völkerrechtlichen Verpflichtung, weiter zu gehen, 
gar nicht die Rede sein, da die Uebung vieler und sehr bedeu- 
tender Staaten nicht einmal ganz einräumt, was das genannte 
System verlangt. — Was nun aber die Klugheitsrücksichten be- 
trifft, so mag es sich immerhin begeben, dass unserer Weigerung 
missliebige Maassregeln von der andern Seite folgen. Hier tritt 
denn nun aber die Alternative ein, dass entweder der fremde 
Staat uns, im Wege der Retorsion, gerade so behandelt, wie wir 
uns gegen ihn verhalten; oder dass er anderweitige und mittel- 
bare Nöthigungsmittel anzuwenden versucht, z. R. Verweigerung 
von Vortheilen, welche er uns sonst bewilligt hätte, Restürmung 
mit Vorstellungen u. s. w. In dem ersten Falle erdulden wir 
offenbar gar kein Uebel, indem dann eben zwischen beiden Staaten 
der Zustand hergestellt ist, welcher uns von Anfang an als der 
richtige erschien. Es werden z. B. von beiden Seiten politische 
Flüchtlinge nicht ausgeliefert. Dass dieser Zustand keinen Grund 
abgeben kann, abzuweichen von unseren Grundsätzen, versteht sich 
von selbst. Im andern Falle mögen wir allerdings mehr oder 
weniger empfindlich leiden ; und zwar ist natürlich nicht im All- 
gemeinen zu sagen, wie weit diess gehen kann. Dennoch 
scheint auch hier kein Zweifel über das Festhalten an dem rich- 
tigen Systeme bestehen zu können. Wenn in einer so wichtigen 
Frage, wie das Verhalten zur Weltrechtsordnung ist, ein Staat 
gegen seine Auffassung von Pflicht und Recht fremdem Ansinnen 
nachgiebt, so ist seine Selbstständigkeit verloren, damit aber 
auch jeder unberechtigten und schädlichen Forderung fremden 
Uebermuthes Thür und Thor geöffnet. Hier gilt es also, (wenn 
irgend die Macht zur Wahrung der Gleichberechtigung und Un- 
abhängigkeit vorhanden ist, ) tapfer Stand zu halten. Welche 
bessere Stellung kann er aber haben, als die Vertheidigung einer 
Handlungsweise, welche sich einfach auf die Vorschriften der 
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Vernunft gründet, und für welche überdiess das Mitgefühl der 
geslttigten Völker und der Mehrzahl der Regierungen spricht? 
Und nicht erst der Bemerkung bedarf es, dass unsere Pflicht, 
der eigenen Ueberzeugung zu folgen , nicht im Mindesten geän- 
dert wird durch das Anerbieten des fremden Staates, das an uns 
Verlangte auch seiner Seits zu vollziehen. Wenn Recht und 
Sittengesetz uns die Begehung einer bestimmten Handlung über- 
haupt untersagen, kann dieselbe durch die vertragsmäßige Ver- 
pflichtung eines Andern, sie ebenfalls auszuüben, nicht zu einer 
erlaubten werden '). 

Das Ergebniss ist somit, dass der Staat sich durch die Nicht— 
Zustimmung fremder Staaten zu dem mittlem Systeme weder 
seiner Seits zu Retorsionen treiben, noch aber zur Einstimmung 
in fremde Forderungen durch Nöthigungsmaassregeln oder Ver- 
tragsanerbieten bewegen lassen, sondern vielmehr unwandelbar 
die richtigen Grundsätze befolgen soll; gleichgültig, ob sie Er- 
wiederung finden oder nicht, ob er Nachtheile zu befahren hat 
oder nicht. 



III. 

Kritik und Vorschläge. 

Die Ausführlichkeit der vorstehenden Erörterungen erlaubt 
eine verhältnissmassig kurze Fassung des Urtheiles über die be- 



1) Hieraus ergiebt sich denn auch, im Vorbeigehen gesagt, wie voll- 
kommen grundsatzlos die bis in die neueste Zeit von Völkerrerhtslehrern 
aurgestellte Ansicht ist , dass zwar keine unbedingte Rechtspflicht zur Aus- 
lieferung Süchtiger Verbrecher für den Staat bestehe, wohl aber im Wege 
des Vertrages eine solche Verbindlichkeit übernommen werden könne. (S. 
oben, S. 509.) Wenn der Staat keine Pflicht hat, eine gewisse Bestrafung 
zu bewirken, so hat er auch kein Recht dazu; denn nur in so ferne seine 
Rechtsaufgabe es gebieterisch verlangt, kann er zur Zufügung von Uebel und 
Leiden befugt sein. Eine Zufügung, welche rechtlich und sittlich auch unter- 
lassen werden kann, ist eine Grausamkeit, aber kein Rechtsact. Durch das 
Versprechen eines Dritten, in ähnlichen Fällen gleich unerlaubt zu handeln, 
wird aber sicherlich eine Befugnis» diesseits nicht begründet, sondern nur 
doppeltes Unrecht geschaffen. 

37* 
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stehenden Zustände und der sich von selbst daran schliessenden 
Vorschläge zur Verbesserung derselben. 
Es sei zuerst ein Blick geworfen auf 

1. 

den gegenwärtigen Stand der wissenschaftlichen Bearbeitung. 

Dass derselbe wenig genügt sowohl im Ganzen als hinsicht- 
lich der meisten Einzelnfragen hat sich wohl aus der Aufzählung 
der verschiedenen Lehrmeinungen selbst ergeben. Es sind aber 
zwei ungefähr gleich wirksame Ursachen dieses unbefriedigenden 
Zustandes zu bemerken. 

Vorerst die beinahe gänzliche Vernachlässigung der Unter- 
suchung über die Ausdehnung der Rechtsaufgabe des Staates. 
Es ist einleuchtend, dass man ohne eine feste allgemeine Beant- 
wortung dieser Frage in den einzelnen Punkten lediglich im Dunkeln 
tappt, und leicht zu Willkührlichkeiten und Folgewidrigkeiten 
kommt. An ganzen Reihen von Beispielen Hesse es sich nach- 
weisen, dass namentlich drei Fehler die Folge eines solchen man- 
gelhaften Ausgangspunktes sind. Einmal, die Aufstellung von 
angeblich obersten Sätzen , welche im besten Falle nur einen 
Theil der Frage beherrschen. Zweitens, die Begnügung mit blossen 
Behauptungen, anstatt bewiesener letzter Gründe. Drittens end- 
lich, die völlige Uebergehung ganzer wichtiger Seiten des Gegen- 
standes ')• So lange also hier nicht gründlich geholfen ist, ist 

1) Nachstehende Beispiele Hessen sich beinahe nach Belieben ver- 
mehren. — Als Beleg der Annahme eines nur theilweise ausreichenden Satzes 
erscheint es, wenn man von dem Axiom ausgeht, der Staat habe ein Recht 
zur Strafe, also überhaupt zur Gerichtsbarkeit, nur da, wo er zur Auflegung 
von Pflichten berechtigt sei. Diess möchte etwa von Bedeutung sein für die 
strafrechtliche internationale Frage ; allein es ist klar, dass damit für die ganze 
Vorbeugungsfrage und für einen guten Theil des internationalen Privatrechtes 
gar kein Anhaltspunkt gewonnen ist. Der Satz, wenn er überhaupt wahr 
ist, kann höchstens in zweiter Linie, als Regel für eine Unterabtheilung 
stehen. — Eine Begnügung mit einer blossen Behauptung anstatt der Auf- 
findung eines richtigen obersten Grundsatzes ist es aber, wenn man ohne 
weiteres setzt, der Staat dürfe die sog. delicto jurit gentium wegen ihrer 
Absc'neülichkeit überall verfolgen, geringere Rechtsvergehen aber nicht; oder 
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alles Andere umsonst, höchstens Stückwerk. Dabei aber sei, zur 
Vermeidung jedes Missverständnisses, nochmals ausdrücklich be- 
merkt, dass der Grundsatz der „Territorialität des Rechtes" keines- 
wegs als die längst gefundene Lösung der hier gestellten Aufgabe 
vorgebracht werden kann. Dieser Grundsatz spricht sich nur 
über die Befugniss und die Pflicht des Staates in Beziehung auf 
seine eigene Rechtsordnung aus; hier handelt es sich aber ja 
eben davon , ob und was etwa er über diese Aufgabe hinaus, 
nämlich in Beziehung auf fremde Rechtsordnungen, zu leisten 
habe? 

Die zweite Ursache des jetzigen ungenügenden Zustandes 
ist der Mangel an Zusammenfassung der ganzen Lehre. Die 
einzelnen grossen Fragen , in welche sich die Beihülfe zu einer 
Weltrechtsordnung logisch zerlegt, werden — mit sehr seltener 
Ausnahme --- vollständig getrennt von einander behandelt; in 
der Regel in ganz verschiedenen Wissenschaften. So die Vor- 
beugung, so weit von ihr überhaupt die Rede ist, in der Polizei; 
die Rechtshülfe in bürgerlichen Streitigkeiten im Privatrechte; 
die internationalen strafrechtlichen Fragen im Strafrechte und 
Strafverfahren; das Asylrecht und die Auslieferung, vielleicht 
noch zuweilen ein Lappen einer der anderen Fragen, im Völker- 



behauptet, dass der Staat nur innerhalb seiner Gebietsgränzen Recht zu 
schaffen im Stande sei ; oder annimmt, der Staat könne fremdes Recht wohl 
in Fragen des bürgerlichen , nicht aber auch des öffentlichen Rechtes aner- 
kennen : während doch der erste Satz vollkommen willkührlich und sogar, 
wenn einmal eine ausgedehntere Rechtsauf'jabe angenommen ist, offenbar 
unrichtig ist; der zweite gegen die täglichen Erfahrungen im Völkerlebcn, 
z. B. bei Staatsverträgen, läuft, und gelegentlich selbst die Möglichkeit eines 
internationalen Privatrechtes läugnet; für den dritten aber gar kein Grund 
einzusehen ist, da doch offenbar die Aufrechlhaltung des bürgerlichen Rechtes 
eine eben so wesentliche Staalshandlung ist, als das Gebahrcn mit politischen 
Rechten. — Zu welchen grossen Lücken aber der Mangel an umfassenden 
obersten Grundsätzen führen kann, beweist gewiss die bisherige Unterlassung 
jeglichen Versuches, die Vorbeugung von Unrecht gegen fremde Rechtsord- 
nungen wissenschaftlich zu untersuchen und zu ordnen. Jeder allgemeine 
oberste Grundsatz über die Ausdehnung der Rechtspflicht des Staates hätte 
mit logischer Koth wendigkeit zur Behandlung dieser Frage geführt, und 
zwar sogar vor allem Andern. 
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rechte. Hierdurch geht nun aber nicht nur die Uebersicht und 
das volle Bewusstsein von der Wichtigkeit des Gegenstandes ver- 
loren; sondern es wirkt natürlich die Abtrennung ungünstig so- 
wohl auf die allseitig richtige und umfassende Ausprägung des 
obersten Grundsatzes, als auf eine folgerichtige und harmonische 
Ausbildung der einzelnen Abtheilungen. Es ist natürlich nicht zu 
vermeiden, dass die besonderen Fragen auch in denjenigen Wissen- 
schaflskreisen, welchen sie dem Stoffe nach angehören, gehörigen 
Ortes dargestellt und in die hier passende Verbindung gebracht 
weiden ; allein selbst im Interesse dieser einzelnen praktischen 
Anwendungen ist es nöthig, dass denselben eine die sämmtlichen 
verwandten Fragen umfassende Bearbeitung vorangehe und zur 
Grundlage diene. 

Unter diesen Umstanden ergeben sich die Forderungen, welche 
an die Wissenschaft zu stellen sind, ganz von selbst. Einmal 
ist eine ausführliche abgesonderte Behandlung des Gegenstandes 
Bedürfniss. Er muss nach Haupt und Gliedern, nach Grundsatz 
und Folgerungen, nach Recht, Pflicht und Zweckmässigkeit durch- 
dacht und festgestellt werden. Wer eine eigene Ansicht in der 
Sache hat. der möge sie mittheilen, bis sich aus Rede und Gegen- 
rede, Beweis und Gegenbeweis die Wahrheit herausgestellt hat. 
Sodann aber sind die einzelnen Abtheilungen und Fragen in den 
betreffenden einzelnen Wissenschaften einzureihen und mit dem 
übrigen Stoffe in die rechte Verbindung zu bringen. Und zwar 
ist in dieser Reihenfolge zu verfahren; denn wenn nicht die 
ganze oben angedeutete Ansicht über die Gründe des fehlerhaften 
jetzigen Zustandes unrichtig ist, so erhellt auch, dass der umge- 
kehrte Weg, nämlich ein Aufsteigen von Verbesserungen im 
Einzelnen zu der Gewinnung des leitenden Grundsatzes, ein durch- 
aus verkehrter wäre. 

Die Bedeutung einer tüchtigen Bearbeitung und gründlichen 
Feststellung der Lehre in solchem Umfange wäre gross für mehr 
als Eine Staats- und Rechtswissenschaft. 

Vor Allem würde natürlich das philosophische Völ- 
kerrecht eine entschiedene und umfassende Bereicherung und 
Berichtigung erhallen. Allerdings sind nicht alle Einzelnheiten 
der anzustellenden Untersuchungen Gegenstand des internationalen 
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Rechtes, sondern sie betreffen zum Theile Handlungen, welche 
der Staat in seinem Innern und nur zu seiner eigenen sittlichen 
und rechtlichen Befriedigung vorzunehmen hat. Allein die Mehr- 
zahl der Sätze ist in ihren schliesslichen Ergebnissen von Be- 
deutung für die Forderungen von Staat zu Staat. Und zwar 
lässt sich bei genauerer Betrachtung ein dreifacher Gewinn ent- 
decken, welchen die philosophische Auffassung dieser Wissen- 
schaft von einer abschliessenden Feststellung des Grundsatzes 
und einer richtigen Einfügung der einzelnen Sätze zu erwarten 
hätte. — Vorerst würde das System sachlich um einen wichtigen 
und ansprechenden Abschnitt bereichert, welcher an die Stelle 
grosser Vernachlässigung, höchstens einzelner zerstreuter Bruch- 
stücke träte. — Sodann Hesse sich Grosses hoffen von einer end- 
lichen Auffindung des richtigen Grundsatzes für eine ent- 
sprechende Ausbildung des internationalen Privatrechles. Es ist 
nicht die Aufgabe der gegenwärtigen Blätter, diese Frage zu 
behandeln, und am wenigsten könnte diess so im Vorbeigehen 
geschehen; allein die Andeutung sei erlaubt, dass ohne Zweifel 
für diesen schwierigen und so sehr bestrittenen Gegenstand 
leichter eine glücklichere Ordnung gefunden werden könnte, wenn 
auch er unter den Grundsalz von der richtigen räumlichen Aus- 
dehnung der Rechtshülfe des Staates gestellt würde. Unmöglich 
hätte der Streit schon so lange ohne Befriedigung und Ende von 
so vielen unserer ersten Rechtskenner geführt werden können, 
wenn ein sicherer oberster Grundsatz vorhanden gewesen wäre. 
Dass aber namentlich die Rechtspflicht des Staates zur Förderung 
fremder Rechtsordnung (natürlich in bestimmten Gränzen und 
unter genau zu bestimmenden Bedingungen) ein solcher Aus- 
gangspunkt wäre, welcher besser zu einem Ziele führte, als die 
Unbestimmtheit der comitas, die Abgeschmacktheit der unbedingten 
Anwendung des fremden Rechtes, die starre und blos formales 
Recht schaffende Beschränkung auf das Landesrecht, und selbst 
endlich die nur zu endlosem Streite führende Unterordnung jedes 
Rechtsgeschäftes unter das Gesetz seiner Entstehung: dafür spricht 
doch wohl mehr, als nur subjective Ansicht. — Drittens aber 
würde die Aufnahme des allgemeinen Grundsalzes der aushelfen- 
den Rechtspflicht die so nolhwendige formelle und sachliche Um- 
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gestaltung des Völkerrechts beschleunigen, welche die verschie- 
denen grossen Aufgaben eines gosiltigten Staates im Völkerleben 
als Grundlagen des Systemes und als Ausgangspunkt für die ein- 
zelne Lehre nehmen wird, anstatt der jetzigen Eintheilung nach 
Rechtsansprüchen des unabhängigen Staates oder nach der rein 
äusserlichen in Frieden und Krieg. Dass diess aber nicht etwa 
nur eine Umstellung der alten Sätze oder eine neue Formel für 
bisherige Gedanken, sondern vielmehr ein Heraustreten aus einer 
engen und selbstsüchtigen Auffassung des ganzen Staatslebens 
wäre, wird kein Sachkenner läugnen. 

Für das positive Völkerrecht wären freilich diese Be- 
reinigungen und Verbesserungen zunächst nicht maassgebend. 
Allein wenn man bedenkt, dass sich die reine Lehre in keinem 
Rechtstheile so leicht und so schnell Bahn bricht, als im Völker- 
rechte, weil sie nirgends auf die Quellen des positiven Rechtes, 
auf die Verträge nämlich und auf die Gewohnheit, so schnellen Ein- 
fluss ausüben kann : so muss der Verbesserung der philosophischen 
Lehre auch eine baldige Gültigkeit im Leben, und somit auch eine 
grosse Vereinfachung und Verbesserung der Darstellung des po- 
sitiven Rechtes in Aussicht gestellt werden. Diess aber natürlich 
um so schneller und um so durchgreifender, als die Wissenschaft 
nicht blos auf logische Durchführung eines Satzes, sondern auf 
Anerkennung und Befriedigung der wirklichen Bedürfnisse der 
Staaten ausgehen wird. 

Nächst dem Völkerrechte ist es aber vorzüglich das Straf- 
recht, welches grossen Vortheil von der Lösung der Frage zu 
erwarten hat. Es ist in der That hohe Zeit, dass man sich we- 
nigstens wissenschaftlich darüber verständigt , ob ganze Klassen 
von Handlungen einer Slrafgerichtsbarkeil des Staates unterliegen, 
ob er ganze grosse Galtungen von Menschen seinen Gesetzen 
unterordnen darf, oder nicht. Nichts ist geeigneter, die höhere 
Ansicht über Befugniss und Pflicht des Staates zur gewaltsamen 
Durchführung des Rechtes zu -erschüttern, als solche grosse und 
weitgreifende Zweifel über Grundfragen. Und wie sehr muss 
die Achtung vor der Wissenschaft sinken, wenn man sieht, dass 
über solche einfache Fragen die Meinungen der berühmtesten 
Kenner völlig auseinander laufen, sich geradezu widersprechen; 
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dass die Regel des Einen höchstens als Ausnahme von dem An- 
dern anerkannt ist ? Man bedenke ferner noch, dass diese Mei- 
nungsverschiedenheit der Theoretiker unmittelbar auf die Gesetz- 
gebungen eingewirkt und in diesen die widersprechendsten Be- 
stimmungen veranlasst hat; dass aber hierdurch das gemeine 
Rechtsbewusstsein auf eine höchst verderbliche Weise gestört, 
überdiess eine Menge von verdriesslichen Schwierigkeiten zwi- 
schen den Staaten und ihren Behörden hervorgerufen wird. Eine 
Lehre, welche hier Einheit der Ansichten, und in Folge dieser 
allmählig auch grössere Uebereinstimmung in den Strafgesetz- 
büchern hervorriefe, wäre in der That als ein Glück zu begrüsen. 
Niemand aber wird behaupten wollen, dass die Auffindung solcher 
allgemein anerkannter Sätze eine Unmöglichkeit sei. Handelt es 
sich doch hier nicht von verschiedenen örtlichen oder zeitlichen 
Bedürfnissen, nicht von abweichenden Gesittigungsstufen , von 
einmal bestehenden Sitten und Einrichtungen, welchen Rechnung 
zu tragen wäre; sondern lediglich von einer allgemeinen Auf- 
fassung des Staates und seiner Zwecke, von einer logisch rich- 
tigen Anwendung dieser Begriffe, kurz von Wahrheiten, welche 
zu jeder Zeit und für alle Menschen bestehen, wenn sie nur 
einmal richtig aufgefunden und überzeugend nachgewiesen sind. 
Aus dem in einem frühern Anschnitte Bemerkten ergiebt 
sich, wie sehr sowohl die allgemeine Staatslehre (oder, 
wenn der Gegenstand daselbst abgehandelt werden soll, das philo- 
sophische Staatsrecht) als die Präventivjustiz einer 
Ergänzung in der ganzen Lehre von Sorge für fremde Rechts- 
ordnungen bedürfen. Beide Wissenschaften haben sich bis jetzt 
der Untersuchung des Grundsatzes und seiner Folgen völlig ent- 
schlagen. Die erstere aber wird wesentlich gewinnen durch die 
tiefere Begründung des Staates in den Bedürfnissen der Men- 
schen und in dem Gesammtleben der Menschheit, so wie durch 
den Nachweis eines reichern Inhaltes seiner Thätigkeit. Bei 
der Präventiv- Justiz aber ist nicht nur die Ausfüllung einer 
grossen, ihr mit Recht jetzt zum Vorwurf gereichenden Lücke in 
ihren Grundsätzen und Ralhschlägen in's Auge zu fassen; son- 
dern namentlich auch noch, dass durch diese ihre Verbesserung 
ohne Zweifel ein weiterer Anstoss gegeben würde zur allmähligen 
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Ausbildung einer allgemeinen Justiz - Politik. Diess aber darf 
nicht gering angeschlagen werden, denn es ist in der That s chon 
längst ein grosses Bedürfniss, dass wir die gesammte Rechts- 
pflege auch vom Standpunkte der Zweckmässigkeit behandeln, 
und zwar grundsätzlich und im Zusammenhange. Gehört es doch 
sicher zu den grössten Wunderlichkeiten, dass wir uns in so 
überschwänglicher Weise und in unberechenbar grosser Anzahl 
mit dem Inhalte einer Lehre beschäftigen, ohne dass die Art 
und Weise, dieselbe zweckmässig in's Leben zu setzen, irgend 
ein Gegenstand der Betrachtung wäre. Wie wenn sich das Al- 
les von selbst verstünde oder gleichgiltig wäre! Nichts bewegt 
aber so leicht zu einer Fortsetzung, als ein guter Anfang; ein 
solcher aber ist es, wenn einmal allseitig und verständig erörtert 
sein wird, wie sich der Staat in Sachen der Rechtspflege gegen 
auswärtige Staaten am zweckmässigsten benimmt , und welche 
Einrichtungen dazu nölhig sind. 

Fast mit Schüchternheit erwähne ich schliesslich noch der 
Staats-Sittenlehre. Es sind der Wissenschaftskreise, welche 
den Staat zum Mittelpunkte haben, schon so viele, dass es wohl 
der Ueberlegung bedarf, ehe eine weitere noch zur Ausbildung 
empfohlen wird. Da es jedoch wohl keinem Widerspruche unter- 
liegen wird, .dass eine vollständige Erörterung des Staates und 
seines Lebens nur unter der Voraussetzung einer Betrachtung 
vom reinsittlichen Standpunkte besteht: auch sicher kein Grund 
vorhanden ist, warum diese Seite der Staatswissenschaflen nicht 
auch selbstständig dargestellt werden könnte, sondern immer nur 
als ein Bestandtheil der allgemeinen Sittenlehre zu behandeln 
wäre : so mag eine eigene Disciplin immerhin angenommen werden. 
Ist dem aber also, so hat dieselbe natürlich auch die Frage zu 
beantworten, welche sittliche Pflichten der Staat hinsichtlich frem- 
der Rechtsordnungen habe ; und je gründlicher und sachgemässer 
ein so tief und unmittelbar in das Leben eingreifender Gegen- 
stand behandelt wird, desto leichter wird auch die ganze Lehre 
Anerkennung ihres Daseins und Werthes nicht nur bei Philo- 
sophen und Theologen, sondern auch bei Staatsmännern er- 
werben. Auch für diese, in der Regel allerdings weniger be- 
achtete, Seite der Wissenschaft vom Staate ist somit eine richtige 
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und gründliche Erörterung der internationalen Rechtsaufgabe von 
bedeutendem Werthe. 



2. 
Das gegenwärtig bestehende positive Recht. 

Wie nun aber auch immer der wissenschaftliche Vortheil 
einer Aufstellung richtiger Grundsätze über internationale Rechts- 
pflege angeschlagen werden mag; die Hauptsache ist natürlich 
der Einfluss, welchen eine solche bessere Theorie unmittelbar 
auf das Leben auszuüben geeignet ist. 

Es wäre freilich thöricht, auch von der offenbar richtigsten 
Lehre eine alsbaldige, eine durchgängige und eine unverbrüch- 
liche Uebereinstimmung der Grundsätze und Handlungen sämmt- 
licher Staaten zu erwarten. Die Wirkung kann nicht augen- 
blicklich sein, (wenn schon, wie oben bemerkt, gerade im aus- 
wärtigen Verkehre, neue Ueberzeugungen an sich leichter in's 
Leben treten,) weil die maassgebenden Staatsmänner zur Aen- 
derung ihrer bisherigen Auffassungen durch neue Theorieen nicht 
eben schnell bewogen werden; Uberdiess manche Aenderung 
in der Strafgesetzgebung erforderlich ist. Noch schwieriger 
wird eine völlige Gleichförmigkeit zu bewerkstelligen sein, 
weil die Bereitwilligkeit zur Unterstützung fremder Staaten, zu 
welchen Zwecken es auch immer sei, vielfach bedingt ist durch 
allgemeine Verhältnisse, überhaupt bestehende Gemeingefühle oder 
Abneigungen, mit Einem Worte durch Interessen und Vorurtheile, 
und nicht immer durch Ueberzeugungen. Und am wenigsten darf 
darauf gehofft werden , dass niemals Leidenschaft oder die Be- 
schaffenheit des einzelnen Falles zu einer Abweichung von den 
Regeln verleiten werden, selbst wenn diese grundsätzlich ganz 
allgemein anerkannt wären. Zur scheinbaren Rechtfertigung ei- 
ner Abweichung von völkerrechtlichen Regeln hat es erforder- 
lichen Falles niemals an Worten und Scharfsinn gefehlt. 

Dennoch wäre die Auffindung einer richtigen Lehre auch 
für das Leben von entschiedener Bedeutung. Ein grosser Theil 
der jetzigen Meinungsverschiedenheiten und Unzuträglichkeiten 



578 Völkerrechtliche Lehre 

rührt nicht her von einem besondern Interesse oder einem be- 
wussten Widerwillen ; sondern ist lediglich die Folge der mangel- 
haften und vielgestaltigen Theorie. Alle nur aus diesem Grunde 
irre gehenden Staatsmänner, Richter und schliesslich Gesetzgeber 
würden sich allmählig eines Bessern überzeugen und darnach 
auch handeln. Selbst für die weniger Geneigten wäre aber die 
Festhaltung einer eigentümlichen und vielleicht offenbar selbst- 
süchtigen Verfahrensweise schwer gemacht gegenüber von einem 
offenbar richtigen, von der Wissenschaft allgemein, von den ge- 
sättigten Staaten wenigstens überwiegend angenommenen Grund- 
satze. Ja sogar die öffentliche Meinung jener Völker, welche 
nur ihre eigene Rechtspflege als eine zuverlässige zu betrachten 
gewohnt und daher jeder Unterstützung fremder Gesetze sehr 
abgeneigt sind, dadurch aber auch ihren Regierungen die Hände 
binden; selbst die öffentliche Meinung also in England, Nord- 
amerika, der Schweiz könnte sich doch wohl auf die Dauer einer 
klaren Nachweisung des wirklichen Rechtes und der Vernunft- 
mässigkeit nicht entziehen. 

Dass eine Annahme einstimmiger Grundsätze über die inter- 
nationale Rechtspflege eine grosse Veränderung in dem jetzigen 
positiven Rechte zur Folge haben müsste, ergiebt sich eigentlich 
auch ohne nähere Untersuchung schon aus der jetzigen grossen 
Verschiedenheit des letztern. Ebenso muss schon aus dieser 
auf eine grosse Verbesserung geschlossen werden, da doch von 
diesen sich widersprechenden Verträgen, Gewohnheiten und Ge- 
setzen höchstens nur Eine Gattung das Richtige feststellen kann. 
Es kann aber nur beitragen zur richtigen Einsicht in den gan- 
zen Gegenstand , wenn das jetzt bestehende Recht genauer und 
im Einzelnen zusammengehalten wird mit einer wissenschaftlichen 
Theorie, und hieraus denn sowohl eine Kritik des jetzigen Zu- 
standes als eine Hinweisung auf die wünschenswerlhen Verbes- 
serungen entsteht. 

Wenn im Nachstehenden dieser Versuch gemacht und dem- 
selben die oben entwickelte mittlere Theorie zu Grunde gelegt 
wird, so geschieht diess nicht in der eitlen Voraussetzung, als 
sei durch diese Auffassung der Frage bereits alles Wünschens- 
werthe geleistet und stehe damit das allgemeine Recht der Zu- 



vom Asyle. 579 

kunfl schon so fest, dass die Staaten ohne Weiteres aufgefordert 
werden könnten, sich demselben zu fügen. Nichts ist wahrschein- 
licher, als dass die Aufgabe, wenn sie überhaupt aufgenommen 
wird, noch in sehr verschiedenem Sinne gefasst, und dass noch 
sehr abweichende Rede und Gegenrede gewechselt werden wird; 
und es ist wenigstens möglich, dass schliesslich eine andere Lö- 
sung Zustimmung erhält, als die hier gefundene. Allein einmal 
liegt eine andere allgemeine Bearbeitung der Frage gar noch 
nicht vor; und zweitens dient es zu gleicher Zeit zur Prüfung 
der aufgestellten Lehre, wenn sie mit dem Bestehenden zusam- 
mengehalten und untersucht wird, welche Folgerungen für dieses 
sich daraus ergeben. Führen die Schlüsse aus einem Satze zu 
verständigen Ergebnissen, so ist es wenigstens eine Vermuthung 
für seine Richtigkeit; während umgekehrt unmögliche oder offen- 
bar verkehrte Folgesätze einen sichern Schluss auf die Un- 
richtigkeit des Ausgangssatzes ziehen lassen. 

Es würde zu weit führen und kaum von genügender Be- 
deutung sein, wenn alle untergeordneten Einzelnheiten und Ab- 
weichungen besprochen werden wollten. Der Zweck wird er- 
reicht, wenn die Hauptpunkte ausgehoben, hierbei aber die jetzigen 
Zustände mit der oben aufgestellten Theorie verglichen, gehörigen 
Ortes Vorschläge gemacht werden. — Als solche Hauptpunkte 
lassen sich nun aber folgende drei bezeichnen : Vor Allem die 
Frage über die eigene Bestrafung der Staatsangehörigen wegen 
eines im Auslande begangenen Verbrechens ; zweitens, die Bestrafung 
eines von einem Ausländer gegen das Ausland und in demselben 
begangenen Verbrechens; drittens, das Asylrecht und die Aus- 
lieferung '). 



1) Die diesseitige Bestrafung eines Auslanders, wegen eines im Aus- 
lande gegen den diesseitigen Staat begangenen, bisher nicht bestraften Ver- 
brechens ist hier nicht mit aufgenommen, obgleich diese Frage von den 
verschiedenen Staaten sehr verschieden beantwortet wird (s. oben, S. 473). 
So wichtig nämlich auch die Frage in internationaler Beziehung ist, wegen 
der möglicherweise verschiedenen Auffassung des Rechtspunktes von Seiten 
der beiden betheiligten Staaten; so macht sie doch keinen Theil des hier 
zunächst zu besprechenden Systemes der ergänzenden Rechtspflege aus. In 
einem solchen Falle nimmt ja der Staat keine fremde Regierung in Anspruch 
zur Ergänzung seiner eigenen, nicht ausreichenden Rechtspflege; sondern er 
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a) Bestrafung der Staatsangehörigen wegen der 
im Auslande begangenen Verbrechen. 

Die positiven , gegenwärtig bestehenden Bestimmungen hin- 
sichtlich dieses Falles bilden (wie oben, S. 471 das Nähere an- 
gegeben ist) nicht weniger als vier Gruppen. Nach der einen 
Auffassung werden sie gar nicht bestraft; nach einer zweiten 
allerdings und unbedingt; nach einer dritten unter gewissen Be- 
dingungen, namentlich der Gegenseitigkeit; nach einer vierten 
nur bei einzelnen bestimmten Arten von Verbrechen. — Die im 
Vorstehenden als die richtige angenommene mittlere Theorie aber 
enthält (s. Seite 547 fg.) nachstehende Sätze: Der Staat gewährt 
jeder fremden Rechtsordnung in so ferne Schutz, als er die von 
eigenen Unterthanen gegen sie begangenen Verbrechen bestraft, 
gleichgültig, ob dieselben im eigenen Gebiete oder, unentdeckt, im 
fremden Lande begangen wurden; gleichgültig ferner, ob sie 
Privat- oder öffentliche Rechte verletzten und zwar bestraft 
nach eigenem Verfahren und nach eigenem Gesetze, auch ohne 
Aufforderung des Verletzten , und selbst bei Verweigerung der 
Gegenseitigkeit. Hiervon machen hur ganz untergeordnete Ver- 
gehen und die Fahnenflüchtigkeit eine Ausnahme. — Es fällt 
also die Theorie vollkommen zusammen mit dem positiven Rechte 
der zweiten Gruppe, d. h. Oesterreichs, Preussens, Bayerns und 
Sachsens , indem in diesen Staaten der Unterschied zwischen 
eigentlichen Rechtsverletzungen und unbedeutenden Vergehen 
ebenfalls gemacht ist. Nur geringe Abweichungen finden statt, 
zwischen der Theorie und den Gesetzgebungen der dritten und 
der vierten Gruppe, indem jene den Grundsatz zugibt und nur 
einige Bedingungen beifügt, diese aber zwar den Grundsatz als 
solchen zurückweist, allein durch zahlreiche Aufzählungen ein- 
zelner zu bestrafender Handlungen im Erfolge beinahe Gleiches 
leistet. Dagegen befolgt die erste Gruppe vollständig entgegen- 



lieht sich im Gegentheile jetzt im Stande, seine Gesetze durch seine Gerichte 
in Anwendung zu bringen. Der einzige Punkt, in welchem die Bestrafung 
eines Ausländers mit der Lehre von der internationalen Rechtsbeihülfe in 
Verbindung steht, ist der etwaige Anspruch auf Auslieferung eines solchen 
Verbrechers. Dieser Fall wird aber bei der Asyltrage erörtert. 
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gesetzte Grundsätze. — Die Aufgabe ist also, den Werlh dieser 
drei abweichenden Bestimmungen zu prüfen und dieselben na- 
mentlich mit den Sätzen der Theorie zu vergleichen. 

Was nun zuerst die Bedingungen betrifft , unter welchen 
die in der zweiten Gruppe stehenden Staaten (Sardinien und 
Württemberg) sich zur Bestrafung der gegen Fremde began- 
genen Rechtsverletzungen verstehen , so sind dieselben : Gegen- 
seitigkeit (und zwar bei Württemberg unbedingt, bei Sardinien 
wenigstens bei den geringeren Verletzungen , delits) ; Slrafbar- 
keit der Handlung auch nach ausländischem Gesetze (bei Würt- 
temberg); Milderung der eigentlich auf die betreffenden Hand- 
lungen gesetzlich gelegten Strafen. — ■ Ueber die Forderung der 
Gegenseitigkeit ist bereits oben, S. 564 fg., das Nöthige bemerkt 
und nachgewiesen worden, dass der Staat die unbedingte Pflicht 
des Rechtsschutzes hat, und ihm also tadelnswerthes Handeln ei- 
nes anderen Staates hiervon nicht entbinden kann.. Etwa für 
nöthig erachtete Zwangsmaassregeln und Retorsionen haben in 
Anderem zu bestehen , als in Preisgebung der Rechtsordnung. 
Geradezu eines verständigen Grundes entbehrt die Beschränkung 
der Gegenseitigkeitsforderung auf die blossen Vergehen. Diese 
mögen allenfalls ganz unbestraft bleiben, als von untergeordneter 
Bedeutung für den Rechtsstand bei unverhältnissmässiger Be- 
schwerlichkeit der Verfolgung; es ist aber widersinnig, die Leistung 
des Kleineren abhängig zu machen von Bedingungen, während 
das Grössere unbedingt vollzogen wird. — Sehr vertheidigbar 
erscheint auf den ersten Blick die württembergische Bedingung, 
dass eine gegen ein fremdes Recht gerichtete Handlung auch 
nach dem Gesetze dieses Staates selbst mit einer Strafe bedroht 
sein müsse. Wenn nämlich auch der zur Begründung des Satzes 
zunächst angeführte Grund: volenti non fit injuria ') im Straf- 
rechte keineswegs richtig ist : so mag für die erwähnte Forderung 
allerdings angeführt werden, dass die Aufgabe des Staates nicht 
darin besteht, seine eigene Rechtsordnung auch in anderen Staa- 
ten zur Anwendung zu bringen, sondern vielmehr in der Unter- 
stützung der fremden Ordnung in ihren gesetzlichen Bestimmungen. 



1) S. Hufnagel, Commentar, Bd. I, S. 9. 
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Dennoch muss man sich gegen die fragliche Bestimmung erklären. 
Allerdings soll der Staat nur die unzureichende fremde Rechts- 
pflege unterstützen; allein er thut diess, und darf es nur thun, 
nach seinen eigenen Bestimmungen über Recht und Strafe. Nicht 
was der fremde Staat vorschreibt oder unterlässt, ist für ihn und 
für seine Gerichtsuntergebene bestimmend; sondern was er selbst 
diesen verboten hat. So wie er, anerkanntermaassen , nicht be- 
straft, wenn eine Handlung zwar im Auslande, allein nicht von 
ihm selbst verboten ist : so muss er, anderer Seits, strafen, wenn 
er eine Strafe angedroht hat, ohne Rücksicht auf die Rechtsan- 
sicht des Verletzten. Strafe erfolgt ja überhaupt nicht, weil der 
Verletzte es wünscht , sondern weil gesetzliches Recht verletzt 
worden ist. Die auswärtige Freilassung einer diesseits verbotenen 
Handlung hat somit höchstens die thatsächliche Wirkung, dass 
der fremde Staat keine Anzeige von den vorgefallenen Hand- 
lungen macht, und dass er nicht zur Bestrafung auffordert; 
allein wenn der diesseitige Staat anderweitige Kenntniss erhält, 
so ist er zur Bestrafung berechtigt und verpflichtet. — Dass es kein 
Grund zu einer Verminderung der Strafe ist, wenn das verletzte 
Recht dem Lebenskreise eines fremden Staates und Volkes an- 
gehört, und nicht dem eigenen, bedarf wohl nicht erst eines Be- 
weises. Nicht desshalb, weil ein verletztes Recht unter unserem 
Schutze steht, sondern weil es überhaupt ein Recht ist, wird eine 
Strafe nothwendig und gerecht. Die Höhe des Strafübels aber 
wird bestimmt theils durch die Bedeutung des zu schützenden 
Rechtes an sich, theils durch das Maass der unrechtlichen Ge- 
sinnung des Thäters. Beide Rücksichten werden denn aber durch 
die räumliche Lage des verletzten Rechts gar nicht berührt. 
Es ist somit erwiesen, dass die in der fraglichen Gesetz- 
Gruppe gemachten Ausnahmen und Bedingungen keine innere 
Begründung haben. Nimmt man nun hierzu noch, dass überhaupt 
durch solche Modifikationen die richtige Auflassung des ganzen 
Verhältnisses getrübt und erschwert wird: so erscheint die Ver- 
werfung des ganzen Gedankens um so begründeter. Die wenigen 
Staaten, welche diese Abiheilung bilden, würden somit sich und 
dem Allgemeinen nur nützen, wenn sie sich einfach der Theorie 
anschlössen. 
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Wenige Worte werden genügen, dasselbe zu beweisen von 
den Staaten, welche das französische System befolgen. Es be- 
steht diess, wie bemerkt, darin, dass einzelne Verbrechen nament- 
lich hervorgehoben und nur diese mit Strafe auch für den Fall 
ihrer Begehung gegen Fremde bedroht werden. — Hier ist nicht 
sowohl gegen den Inhalt, als gegen die Form zu kämpfen. Im 
Grundsatze ist keine Verschiedenheit. Auch die hier in Betracht 
kommenden Staaten wollen in allen bedeutenden Fällen Beihülfe 
leisten zur Wiederherstellung einer fremden Rechtsordnung. Al- 
lein die von ihnen gewählte Art des Ausspruches ihres Willens 
ist fehlerhaft. Die theoretische Lehre zeigt, und die französische 
Gesetzgebung stimmt damit überein, dass für den Staat die Auf- 
gabe bestehe, auch fremde Rechtsordnung zu fördern, hierbei je- 
doch, aus Zweckmässigkeitsgründen, von der Bestrafung unbe- 
deutender Verletzungen Fremder abgestanden werden könne. 
Nun sollte es doch keinem Streite unterliegen, dass unter diesen 
Umständen das einzig richtige Verfahren darin besieht, die Aus- 
nahme, nämlich die freizulassenden kleineren Vergehen, scharf 
zu bestimmen und zu umgränzen; nicht aber, die Regel aufzu- 
lösen in eine zufällige Zahl von einzelnen Fällen, somit das Ver- 
hältniss gerade umzudrehen. Der Tadel beruht nun aber nicht 
etwa blos auf einer logischen Peinlichkeit; sondern er muss aus 
höheren Gründen festgehalten werden. Einmal verliert sich bei 
solcher Behandlung der grosse Grundsatz völlig aus dem Auge 
und dem Bewusstsein. Der Staat erklärt nicht, dass er eine 
Weltrechtsordnung anerkenne und ihr zu dienen verpflichtet sei; 
sondern er bestimmt nur Strafen für gewisse Ausnahmsfälle. 
Hieraus lässt sich weder ein allgemeiner Satz ableiten, noch dür- 
fen daraus Schlüsse auf weitere Fragen gezogen werden. Zwei- 
tens aber wird der anwendende Staatsmann und Richter durch 
die Bezeichnung nur einzelner Fälle anstatt eines Grundsatzes gar 
leicht genöthigt, zur Anwendung der Analogie zu greifen. Dass 
nun aber dieses Verfahren von allen Auslegungsarten die un- 
sicherste und dem Streite am meisten ausgesetzte ist, weiss Jeder. 
Endlich ist bei Veränderungen in der Gesetzgebung Gefahr, dass 
nutz- und absichtslos Schwierigkeiten entstehen, welche bei der 
Aufstellung eines einheitlichen Grundsatzes gar nicht eintreten 

ZliUchr. für StMbw. 1853. 4i Heft. 38 
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könnten. — Somit ist auch hier klar, dass die einfache An- 
schliessung an die Lehre bei weitem das Zuträglichste wäre. 

Nicht so leicht freilich ist ein Abkommen mit denjenigen 
Staaten, welche die erste Gruppe bilden, also mit England und 
Nordamerika. Hier handelt es sich nicht blos von Fassung oder 
von kleineren Abänderungen und Zusätzen, sondern es wird der 
Grundsatz selbst geläugnet. Während nämlich nach dem eben 
genannten Rechte allerdings solche Vergehen gegen Fremde, 
welche innerhalb des Gebietes begangen werden, zur Strafe ge- 
bracht werden können, wird jedes Verfahren gegen eine im Aus- 
lande begangene Handlung eines Staatsangehörigen verweigert. 
Es steht also hier die Territorialität des Rechtes (in der Aulfas- 
sung als Beschränkung auf das eigene Gebief) dem Grundsalze, 
dass ein unbestraft gebliebenes, im Auslande gegen Ausländer 
begangenes Unrecht des Unterlhanen zum Behufe einer Förderung 
der Weltrechtsordnung zu bestrafen sei, geradezu entgegen. 

Die Einwendungen, welche sich gegen das englische System 
erheben lassen, sind manchfach und bedeutend. — Vor Allem 
trifft es der Vorwurf der Folgewidrigkeit. Würde sich das eng- 
lische Recht lediglich beschränken auf den Schutz des eigenen 
Staates und der Angehörigen desselben, und würde also keinerlei 
Verletzung eines fremden Rechtes als Gegenstand von Unter- 
suchung und Strafe betrachtet: so möchte zwar eine solche 
Selbstsucht immerhin aus Gründen der allgemeinen Gesittigung 
und Humanität getadelt werden j allein es wäre ganz folgerichtig, 
wenn auch ein im Auslande begangenes Verbrechen unberück- 
sichtigt bliebe. Allein so weit treibt das englische Recht seine 
Abschliessung nicht. Ein im Lande selbst gegen auswärtiges 
Recht begangenes Verbrechen ist ihm strafbar, wie eben bemerkt 
wurde. Ein Recht also, welches gar nicht innerhalb der geo- 
graphischen Schutzgränzen liegt, findet in diesem Falle Schutz; 
eine Handlung, welche innerhalb dieser Gränzen gar keine Wir- 
kung hat, wird als strafbar betrachtet. Offenbar kann der ein- 
zige Rechtsgrund dieses Verfahrens sein, dass der Staat seinen 
Unterlhanen die Verletzung auch fremder Rechte untersagt hat 
in Anerkennung seiner Pflicht, das Recht überhaupt innerhalb 
des Umfanges seiner ausschliesslichen Wirksamkeit zu wahren, 
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und ausserdem mögen auch noch Zweckmässigkeitsgründe be- 
rücksichtigt worden sein. Nun aber liegt ganz derselbe Fall 
eines verletzten Rechtes und einer ausschliessenden Möglichkeit 
der Wiederherstellung vor, wenn der Unterlhan zwar im Aus- 
lande gehandelt hat, allein ungestraft in das Staatsgebiet zurück- 
gekehrt ist. Das Verbrechen ist dasselbe, da dasselbe Recht 
desselben Besitzers von demselben Thäter verletzt wurde. Die 
Unfähigkeit des fremden Staates, den Verbrecher in England u. s. w. 
durch seine Gerichte zur Strafe zu bringen, ist dieselbe. Die 
Verletzung des Rechtsbewusslseins der übrigen Unterthanen, welche 
ein Verbrechen unbestraft sehen, ist eben sowohl dieselbe, wie 
die politische Bedenklichkeit, die Handelnden selbst an die un- 
gestrafte Begehung von Verbrechen zu gewöhnen. Der Unter- 
schied besteht lediglich in der Oertlichkeit der begangenen 
Handlung; diese aber ist von gar keiner Bedeutung bei der 
sittlichen und rechtlichen Würdigung der Handlung; und es ist 
also eine Folgewidrigkeit, in dem einen Falle zu strafen, in dem 
andern nicht. — Eine zweite gewichtige Ausstellung gegen das 
englisch - amerikanische .System ist es , dass unter dem Schutze 
desselben unbelästigt und ungestraft eine grosse Anzahl von Ver- 
brechen gegen fremde Staaten und deren Angehörige vorbereitet, 
deren Vollziehung im Auslande versucht, und endlich, nach glück- 
lichem oder unglücklichem Ausgange, Straflosigkeit von dem zu- 
rückgekehrten Schuldigen verlangt werden kann. Die Gefahr, 
Tür das Recht und die Ruhe anderer Staaten ist aber dabei um 
so grösser, als dieser Schutz und diese Gelegenheit nicht nur 
den eingebornen oder wenigstens förmlich in das Staatsbürger- 
recht aufgenommenen Unterthanen, sondern auch jedem sich nur 
thatsächlich im Lande aufhaltenden Fremden zu Theil wird; und 
als ferner in beiden Reichen der Zutritt jedem Fremden offen 
ist und ein Ausweisungsrecht weder der Regierung noch den 
Gerichten zusteht. Allerdings verbieten die Landesgesetze ein- 
zelne Arten von Vorbereitungshandlungen unbedingt, und somit 
auch Fremden und wenn das Unternehmen gegen das Ausland 
gerichtet werden will. Allein theils sind diess nur Ausnahmen, 
welche überdiess mehr oder weniger leicht umgangen werden 
mögen; theils bleibt immer der Rückzug nach vollendeter That. 

38* 
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Es mag- nun sein, dass sich politische Leidenschaft zu einer Ent- 
schuldigung und selbst einer Lobpreisung dieses Verhaltens hin- 
reissen lässt; allein einem ungetrübten rechtlichen Urtheile muss 
es als ein Verkennen der allgemeinen Rechtsaufgabe jedes ge- 
siltigten Staates und als eine grobe Selbstsucht erscheinen, welche 
um so weniger zu entschuldigen sind, als jede wirklich wün- 
schenswerthe und löbliche Ausdehnung des Asylrechtes mit einer 
Bestrafung wirklicher Verbrechen durchaus vereinbar ist. — Der 
Fehler aber ist um so grösser, als die genannten Staaten durch 
solche Straflosigkeit offenbarer Rechtswidrigkeiten sich selbst 
manchfach schaden. Einmal, indem sie ihre eigene Sicherheit 
und Rechtsordnung in Gefahr bringen, wie bereits oben ange- 
deutet ist. Die gegenüber dem Atislande wo nicht gehegte, doch 
wenigstens nicht unterdrückte unrechtliche Gesinnung und Ge- 
wohnheit muss nothwendig auch in inländischen Verhältnissen 
sich geltend machen. Sodann aber, weil leicht missliche Ver- 
hältnisse zu auswärtigen Staaten entstehen, welche sich, und in 
der That mit Recht, über Verweigerung von Schutz und Hülfe 
beschweren. So gewiss ein grosses Reich Alles daran setzen 
soll, um dem Rechte nichts zu vergeben; so wenig löblich und 
so unklug ist es aber, wenn es sich und den Seinigen Schaden 
zuzieht durch Festhaltung offenbaren Unrechtes, welches nicht 
einmal von ihm ausgeht, ihm selbst schadet, und schliesslich nur 
in einer verkehrten theoretischen Ansicht seinen Grund hat. 
Mehr als naiv aber ist es, wenn man glaubt, Vorwurf und Scha- 
den durch Berufung auf die nun einmal so bestehenden Grund- 
sätze der Landesgesetze abwenden zu können. Eben über diese 
Gesetze beschwert man sich ja; und zu ihrer Abänderung be- 
darf es nur der Einsicjit und des guten Willens. 

Eine grosse Selbsttäuschung wäre es freilich, wollte man 
diesen Gründen einen baldigen und wirksamen Sieg in Eng- 
land und in den Vereinigten Staaten versprechen. Selbst die 
schlagendste theoretische Beweisführung würde ohne Zweifel zu- 
nächst noch keine Umwandlung der dort herrschenden Ansichten 
bewerkstelligen. Dem widersetzen sich die geringe Ausbildung 
der Rechtsgelehrten dieser Länder in den allgemeinen Lehren; 
die Ueberschätzung der persönlichen Ungebundenheit; die Miss- 
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achtung anderer Staaten und Rechtszustände; vor Allem aber die 
Gewohnheit und das Herkommen. Streitigkeiten mit anderen 
Staaten aber bewirken, so lange die öffentliche Meinung nicht 
geändert ist, nur ein um so erbitterteres und hochmüthigeres 
Beharren. Dennoch kann und darf die Bekämpfung des Irrlhumes 
nicht unterlassen und eine, wenn auch entfernte, Hoffnung auf 
Erfolg nicht aufgegeben werden. Kann doch, wenn nicht die 
ganze oben vorgetragene Grundansicht eine falsche ist, keine 
Meinungsverschiedenheit darüber sein, dass die Aufgebung jener 
verkehrten Auffassung und ein Anschliessen an die mittlere Lehre 
ein Fortschritt zur allgemeinen Gesiltigung, so wie ein bedeu- 
tender sachlicher Vortheil für alle Staaten wäre. Dieser Wahr- 
heit muss denn aber doch eine Kraft zugeschrieben werden. 

b) Bestrafung eines Ausländers wegen eines im 
Auslande und gegen dasselbe begangenen Ver- 
brechens. 

Nicht sowohl wegen ihrer grossen Wichtigkeit für das Le- 
ben und wegen der Häufigkeit des Vorkommens, als wegen der 
Bedeutung für das System muss die zweite der oben ausgehobenen 
Fragen : ob der Staat berechtigt und verpflichtet ist, ein von ei- 
nem Ausländer im Auslande begangenes Verbrechen zu bestrafen, 
falls der Thäter noch unbestraft in diesseitige Gewall geratheil 
ist und kein unmittelbar betheiligler Staat die gerichtliche Ver- 
folgung für sich in Anspruch nimmt? als ein Hauptpunkt bezeich- 
net werden. Weniger wichtig für das praktische Leben ist diese 
Frage nämlich, weil es nicht oft vorkommt, dass weder der ver- 
letzte Staat, noch derjenige, welchem der Thäter als Unterthan 
angehört, ihn zur Bestrafung einfordern; dagegen von hoher 
theoretischer Bedeutung für die Theorie, weil eine Bejahung der- 
selben offenbar die äusserste Folgerung aus dem kosmopolitischen 
Grundsatze ist, und die Antwort als schärfste Probe der gemach- 
ten Rechnung gelten mag. 

Dass nur wenige Staaten den Fall in ihren Gesetzbüchern 
überhaupt erwähnt haben, ist oben S. 475 fg. bereits bemerkt 
worden. Die Frage ist aber bei den Stillschweigenden als ver- 
neint zu betrachten, indem nicht nur bei den Staaten des 
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englischen Systems ein Anspruch auf eine Gerichtsbarkeit dieser 
Art ganz ausser Frage ist; sondern auch in den übrigen Staaten 
die Gerichte eine Zuständigkeit über Fremde nur entweder in 
Folge eines allgemeinen Grundsatzes, welcher nicht ausgesprochen 
ist, oder nach ausdrücklichen Einzelnbestimmungen in Anspruch 
nehmen könnten. Wenn auch etwa (was übrigens auch noch dahin 
steht) ein Gewohnheitsrecht eine allgemeine Zuständigkeit über 
Seeräuber begründet: so ist diess nur eine Ausnahme, welche 
sich darauf gründet, dass Verbrecher dieser Art als ganz ausser 
allem Gesetze und Rechte befindlich angenommen werden. — Um 
so bemerkenswerter ist daher die Gesetzgebung Oesterreichs, 
Bayerns und Sachsens, welche — mit untergeordneten Abwei- 
chungen — die Frage bejaht, und somit die Mitwirkung zu einer 
Wellrechtsordnung bis zu ihrer äussersten Spitze anerkennt. 

Ist nun jene, ausdrückliche oder stillschweigende, Verwer- 
fung zu tadeln und das Beispiel dieser deutschen Staaten als ein 
allgemein nachahmungswürdiges und in richtiger Auffassung be- 
gründetes anzupreisen? 

Die Antwort wird sich danach richten, ob die, unzweifel- 
haft logisch richtigere, Anwendung des kosmopolitischen Grund- 
satzes überwiegende praktische Nachtheile in ihrem Gefolge hat, 
oder nicht. — Dass vor Allem solche Nachtheile nicht etwa be- 
stehen können in Verwicklungen, sei es mit dem zunächst ver- 
letzten Staate, sei es mit demjenigen, welchem der Verbrecher als 
Unterlhan angehört, ergiebt sich daraus, dass unter allen Um- 
ständen der diesseitigen Strafe ein Anerbieten der Auslieferung 
an diese beiden Staaten muss vorangegangen, dieses aber abge- 
wiesen worden sein. Wenn es nun aber diesen Staaten aus- 
drücklich anheim gegeben wurde, den Beschuldigten nach ihrer 
Auffassung von Recht zu behandeln und ihn der diesseitigen 
Gerichtsbarkeit zu entziehen, so können sie sich weder über 
einen Eingriff in ihr eigenes näheres Recht, noch über eine der 
bestraften Person zugefügte Unbill beschweren. — Eben so wenig 
kann von einem allgemeinen Vorwurfe die Rede sein, dass der 
zu solcher Handlungsweise sich berechtigt und verpflichtete Staat 
seinem Rechte eine allgemeine Geltung auch ausserhalb seiner 
Gränzen beizulegen versuche. Einer Seits beurtheilt er natürlich 
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die Frage, ob überhaupt ein unbestraftes Verbrechen vorliege, 
nicht nach seinem Landesrechte, sondern nach dem Rechte des 
Ortes des Verbrechens. Nur wenn unter den besonderen Ver- 
hältnissen des fraglichen Falles überhaupt ein Verbrechen be- 
gangen worden ist, kann ja überhaupt eine Strafe möglich sein. 
Eine ungebürliche Ausdehnung der eigenen Gesetzgebung findet 
also gar nicht statt. Anderer Seits übt der strafende Staat Ge- 
richtsbarkeit nur in seinem Gebiete und nur gegen einen in sei- 
ner Gewalt Befindlichen. Also ist auch in dieser Beziehung kein 
Grund zu einer Beschwerde und hieraus folgenden Verlegenheit. 
— Endlich können aber die überwiegenden Nachtheile nicht etwa 
darin bestehen , dass ein zu dem fraglichen Grundsalze sich be- 
kennender Staat sich eine lächerliche und doch schliesslich un- 
mögliche donquixotische Verfolgung alles ungestraften Verbrechens 
in der weiten Welt auflüde. Nicht zu einer allgemeinen Rechts- 
herstellung verpflichtet er sich; sondern nur zur Bestrafung sol- 
cher Verbrecher, welche sich ohne ihre Handlung gesühnt zu 
haben ihm selbst in die Hände geben. Diese Fälle sind aber 
nicht nur selten, namentlich wenn, wie natürlich, auch hier alle 
kleinern Geselzesübertretungen unbeachtet bleiben; sondern es 
macht auch ihre Behandlung keine ungewöhnliche und übergrosse 
Beschwerde. Nicht einmal besondere Ausforschungs-Maassregeln 
werden verlangt; es genügt, wenn der Staat seine Thäligkeit 
im Falle einer ihm im gewöhnlichen Geschäftsgange zukommenden 
sichern Nachricht entwickelt. 

Es ist somit nicht abzusehen, welche Gründe hindern könn- 
ten, an die Stelle einer folgewidrigen und mit dem Rechtsbe- 
wusstsein im Widerspruche stehenden Gleichgültigkeit eine Bei- 
hülfe zur Rechtsordnung treten zu lassen , welche um so ver- 
dienstlicher ist, als der Handelnde durch keinerlei selbstischen 
Vortheil, sondern lediglich durch Pflichtgefühl zur Aufwendung 
von Kraft und Mitteln bewogen wird. Auch hier also ist der 
aus der richtigen Lehre hervorgehende Tadel bestehender Ein- 
richtungen begründet, und der Ralh zu einer Abänderung der 
Gesetzgebungen gerechtfertigt. 
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c) Das Asylrecht und die Auslieferung. 

Es ist überflüssig, nochmals auszuführen, dass die Frage 
über Asyl und Auslieferung eine der wichtigsten des ganzen 
Gegenstandes ist. Sie schlingt sich durch alle anderen Fragen 
durch, indem sowohl theoretisch bei der Bestrafung eigener Un- 
terlhanen und fremder Frevler über Schulz oder Auslieferung 
zu entscheiden ist, als praktisch die Anwendung der verschiedenen 
Sätze, in der Regel, durch Auslieferung bedingt ist. Leicht be- 
greift sich daher auch, dass diese Frage vorzugsweise bei Er- 
örterungen über internationale Rechtshülfe in's Auge gefasst wird, 
und diiss sich die Meinungen hartnäckig um die Vertheidigung 
oder Bekämpfung der verschiedenen positiven Bestimmungen 
sammeln. 

Es ist gezeigt worden, dass Gesetzgebungen und Verträge 
die Staaten hinsichtlich des völkerrechtlichen Asyles in vier we- 
sentlich verschiedene Gruppen stellen. In der einen Abtheilung 
stehen diejenigen Staaten, deren Grundsatz unbedingte Aufnahme 
fremder Flüchtlinge ist, und welche höchstens in einzelnen 
schreienden Fällen von Privatverbrechen ausliefern. Diess ist 
namentlich England und Nordamerika. Eine zweite Gattung be- 
steht aus denjenigen Staaten, welche — wie Frankreich, Belgien, 
die Schweiz — zwar in der Regel Flüchtige zulassen, doch sich 
hierin Ausnahmen nach ihrem Gutbefinden im einzelnen Falle 
vorbehalten; politische Verbrecher jedoch niemals, gemeine nur 
in bestimmten schwereren Fällen ausliefern. Eine dritte Gruppe 
bilden namentlich die deutschen Staaten, welche sich sowohl die 
Zulassung als die Auslieferung aller Arten von fremden Flücht- 
lingen grundsätzlich vorbehalten, daher denn zu beliebigen Ver- 
trägen mit anderen Staaten befähigt und geneigt sind. Auch 
politische Flüchtlinge sind hier von der Möglichkeit einer Aus- 
lieferung keineswegs ausgenommen. Ganz seltene Fälle, in wel- 
chen selbst eigene Unterlhanen ausgeliefert werden , bilden eine 
vierte, in der Menge kaum bemerkliche Art. 

Als Grundsatz der mittlem theoretischen Lehre aber ist 
aufgestellt worden: unbedingte Verweigerung der Auslieferung 
eigener Unterlhanen; freie Entscheidung der Regierung über die 
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Zulassung fremder Unterthanen, und Vorschreibung beliebiger 
Bedingungen der Aufnahme; Nichtauslieferung politischer Flücht- 
linge und Auslieferung wegen grösserer gemeiner Verbrechen. 
Da die Verwerflichkeit der Auslieferung eigener Unterthanen 
ganz ausser Zweifel ist, so sind die zur Beurtheilung gestellten 
Fragen folgende: Ist der Grundsatz des englischen Rechtes, nach 
welchem der Fremde einen unbedingten Anspruch auf Zulassung 
hat, vom Standpunkte des Rechts und der Vernunft zu vertei- 
digen? — Ist im Verneinungsfalle, also bei nur bedingter Zu- 
lassung, das belgische System einer Regelung der Bedingungen 
durch Gesetz, oder eine freie Ueberlassung des einzelnen Falles 
an das Belieben der Regierung , wie diess z. B. in Frankreich 
besteht, vorzuziehen ? — Lässt die Auslieferung politischer Flücht- 
linge, wie sie die deutschen Staaten theils als Möglichkeit zu- 
lassen, theils als Verpflichtung übernommen haben, eine Verthei- 
digung zu, sei es eine allgemeine und grundsätzliche, sei es 
eine ausnahmsweise? 

«) Das englisch -amerikanische System. 

Es gehört vielleicht einiger Muth dazu, das System Eng- 
lands und der Vereinigten Staaten, welchem so viele Tausende 
eben jetzt dankbar sind, und welches noch weit Zahlreicheren 
eine sichernde letzte HofTnung in möglichen Wechselfällen er- 
scheinen mag, anzugreifen als unvereinbar mit Recht und Ver- 
nunft. Und dennoch ist dieses herbe Urtheil darüber zu fällen. 
Es ist — wie hiervon die Beweise oben S. 542 und 555 hin- 
reichend geliefert sind — unvernünftig, wenn ein Staat sich die 
Pflicht auferlegt, jeden Fremden nach dessen Belieben aufzuneh- 
men und zu beherbergen, mag auch dessen Vergangenheit noch 
so schuldbedeckt, dessen Anwesenheit noch so nachtheilig und 
selbst gefährlich sein? Ein Fremder, der Angehörige eines an- 
dern Volkes, der von verschiedenen Sitten, Rechtsanschauungen 
und Neigungen Belebte hat auch keinen Schein von Recht, sich 
einer politischen Genossenschaft einseilig und gegen den Wunsch 
der bisherigen Theilnehmcr und ihres Stellvertreters, des Re- 
genten, als Genosse aufzudrängen. Es kann höchst bedenklich 
für die eigene Sicherheit und Ordnung werden, wenn der Staat 
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ohne seine eigenen augenblicklichen Zustände und die Zahlen- 
verhällnisse berücksichtigen zu dürfen, zusehen muss, wie jede be- 
liebige Menge und jede Art von Ausländern einwandert , sich 
nach Belieben zusammenrottet oder verlheilt, dieser oder jener 
innern Parthei sich anschliesst oder dient. Höchst wahrschein- 
lich ist , dass eine solche unterschiedslose Aufnahme anderen 
Staaten zu beständigen und zum Theile ganz gerechten Klagen 
Veranlassung giebt, indem sie auf diese Weise in fortwährender 
Besorgniss vor erneuerten Unternehmungen gehalten sind, wohl 
zu beschwerlichen und kostspieligen Sicherungsmaassregeln ge- 
nöthigt werden. Dass aus solchen Missstimmungen aber auch 
für den aufnehmenden Staat früher oder später ungünstige Fol- 
gen sich ergeben, ist wenigstens wahrscheinlich. Möglich , dass 
eine weite geographische Entfernung, ein ausgedehntes Gebiet 
und eine grosse Volkszahl, in welchen sich die fremden Flücht- 
linge vertheilen, diese Nachtheile für den eigenen Staat und für 
Andere mindert; allein die Erfahrung zeigt auch, dass sich die- 
selben im Verhältnisse einer leichten und schnellen Verbindung 
steigern. Günstige Lage und Macht mögen die Mittel geben, 
alle Beschwerden anderer Staaten zu missachten und selbst zu 
verhöhnen ; allein hierin kann nur Verblendung und Rohheit ei- 
nen Beweis von höherer Gesittigung und Rechtsachtung erblicken, 
während in der That das Ganze ein Beispiel von unorganischen 
Zuständen und von Verkennung der höheren Rechts- und Mensch- 
heits-Forderungen ist. — Die Frage also : ob die englischen und 
amerikanischen Gewohnheilen sich verlheidigen lassen, muss un- 
bedingt verneint werden. Wenn aber erst kürzlich noch an 
amtlicher Stelle erklärt worden ist, dass kein seiner Sinne mäch- 
tiger englischer Minister wagen würde, dem Parlamente eine 
Aenderung in diesem Rechte vorzuschlagen: so mag immerhin 
ein solches Beispiel von dem Festhallen eines Volkes an dem, was 
es für recht und für freisinnig hält, mit Achtung erfüllen; allein 
ein Beweis, dass dieser Ueberzeugung wirklich etwas Vernünftiges 
zu Grunde liegt, ist natürlich nicht gegeben. Im Gegentheile hat 
die Wissenschaft um so sicherer die Aufgabe , über die Wahrheit 
aufzuklären, damit sich allmählig die allgemeine Meinung ändere, 
dadurch aber eine Verbesserung des Rechtes möglich werde. 
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ß) Vergleichung des belgischen und des französischen Systcmes. 
Wird nun aber dem Staate ein Recht auf nölhige Freiheit 
der eigenen Entscheidung und auf Verfahren nach örtlichen und 
persönlichen Verhältnissen zuerkannt, so kann — und diess ist 
die Antwort auf die zweite der oben aufgestellten Fragen — 
darüber wohl kein Zweifel obwalten, dass es fast ein Widerspruch 
in sich ist, wenn man die Entscheidungen der Regierung durch 
allgemeine Gesetze möglichst zu regeln und zu beengen sucht, 
wie diess das belgische Recht thut. Darin besteht ja eben das 
Tadelnswerthe der englischen Auffassung, dass man einem Fremden 
ein förmliches Recht giebt, sich aufzudrängen, und zwar dess- 
halb, weil er mit den Gesetzen seines Vaterlandes in Zwiespalt 
gekommen ist; anstatt der Regierung in jedem besondern Fülle 
eine Prüfung über die Annehmbarkeit der Person und über die 
wahrscheinlichen Folgen des Schutzes nicht nur einzuräumen, 
sondern sogar zur Pflicht zu machen. Nun ist es aber klar, dass 
wenn ganze Kategorieen yon Personen ein für allemal als zu- 
lassungsfähig erklärt sind, wenn ferner die Aufkündigung des 
Schutzes bestimmten Voraussetzungen gesetzlich unterliegt, ein 
grosser Theil der freien Bewegung wieder genommen ist. Es 
ist unmöglich, diese Kategorieen so zu büden, dass sich nicht 
in vielen einzelnen Fällen Unzuträglichkeiten ergeben; keinem 
Scharfsinne wird es gelingen, alle triftigen Gründe einer Wieder- 
wegweisung zum Voraus auszusinnen. Die ein für allemal ge- 
gebenen Ansprüche benehmen der Regierung die Möglichkeit, 
Bedingungen der Duldung vorzuschreiben, welche vielleicht allein 
im Stande wären, die im Inneren oder von Aussen drohenden 
Nachtheile zu beseitigen. Es kann unter diesen Umständen weder 
an Zerwürfnissen mit dem Auslande, noch an widrigen und fast 
unwürdigen Streitigkeiten mit einzelnen Flüchtlingen fehlen. Das 
Ganze ist eine halbe Maassregel , welche denn auch alle Folgen 
einer solchen hat, namentlich Undank von jeder Seite. — Ent- 
schieden ist also das System der völligen l'nbeschränklheit der 
Staatsgewalt vorzuziehen. Dass darunter nicht Willkühr und un- 
begründete Härte verslanden sein will, versteht sich von selbst. 
Auch da, wo der Regierung eine Prüfung des einzelnen Falles 
zusteht, und wo Bedingungen der Aufnahme und fernem Dul- 
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düng vorgeschrieben werden können, ist die Aufstellung von 
allgemeinen Grundsätzen möglich, nach welchen in der Regel 
gehandelt wird. Warum sollte ein Staat nicht aussprechen können, 
dass er im Zweifel Fremden Aufenlhall gestalte, dass er jeden 
Falles einen politischen Flüchtling oder einen wegen bestimmter 
untergeordneter Vergehen Verfolgten nicht ausliefere, u. dergl.; 
dagegen allerdings sich eine Entscheidung in jedem einzelnen 
Falle vorbehalte, ob nicht Gründe des allgemeinen Wohles oder 
die Verhältnisse der Person und der in Frage stehenden Be- 
schuldigung eine Ausnahme oder wenigstens die Auflegung von 
Bedingungen erheischen? Nichts ist freilich möglicher, als dass 
sich auch bei dem seltensten und billigsten Gebrauche solcher 
Recnte ein Geschrei erhebt, und zwar wohl ein um so lauteres, 
als der von der Maassregel Betroffene dieselbe wirklich verdient ; 
allein diess kann doch kein Grund zur Verzichtung auf ein not- 
wendiges Recht und zur Nichterfüllung einer grossen Pflicht sein. 
Auch soll gar nicht in Abrede gestellt werden, dass die einge- 
räumte Freiheit missbraucht werden kann, schon oft missbraucht 
worden ist, aus Feigheit nach Aussen, aus kleinlicher polizeilicher 
Quälerei, aus Abneigung gegen edle Bestrebungen und tüchtige 
Männer. Allein hier liegt einfach die Alternative vor, ob die 
sittlichen Zustände und die staatlichen Einrichtungen des Landes 
so beschaffen sind, dass sich eine gesunde öffentliche Meinung 
gegen einen solchen Missbrauch kräftig und nachhaltig geltend 
macht; oder ob dem nicht so ist. Im ersten Falle wird die 
Regierung in bessere Bahnen gedrängt werden; im andern wür- 
den auch formelle Bestimmungen thatsächlich keinen Schulz ge- 
währen. Ueberhaupt ist es keine richtige Staatskunst, dem Staate 
aus Besorgniss vor Missbrauch die nolhwendige Macht zu ver- 
sagen. Vielmehr sorge man durch allgemeine Einrichtungen für 
einen Geist gesetzlicher Freiheit und männlichen Bürgerbe- 
wusstseins, dann wird sich der richtige Gebrauch schon von selbst 
ergeben. Hierin allerdings kann England ein Muster sein. 

y) Das System der deutschen Staaten. 

Auch für die mittlere Theorie ist der Satz aufgestellt wor- 
den, dass keine Auslieferung wegen politischer Anklagen statt- 
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finden dürfe. Nun findet sich aber, dass im Widerspruche mit 
dieser Lehre solche Auslieferungen vielfach zugestanden werden, 
und zwar auch von solchen Staaten, welche den Vorwurf schwer 
ertragen würden, schnöder Willkühr und Härte zu fröhnen. So 
z. B. die deutschen Staaten, namentlich seit dem Bundesschlusse 
vom 18. Aug. 1836, welcher die allgemeine gegenseitige Aus- 
lieferung von Staatsverbrechern anordnet. — Ist nun diese Ab- 
weichung von einer unter den übrigen gesitligten Völkern fast 
unwandelbar bestehenden Sitte zu tadeln, oder liegen etwa in 
den besonderen Verhältnissen dieser Länder Rechtfertigungs- 
gründe? 

Es ist vor Allem zu unterscheiden. 

Wenn es deutsche Staaten gibt, welche ihre Geneigtheit zu 
Auslieferungen politischer Flüchtlinge auch gegenüber von nicht- 
deutschen Staaten bethätigen , so kann hier natürlich der Recht- 
fertigungsgrund nicht in den eigenthümlichen inneren Verhält- 
nissen gefunden werden. Der Bund ist in diesen Fällen nur 
etwa in so ferne von Bedeutung, als er selbst kleineren Ländern 
eine bedeutende Stütze gewährt, welche sie in den Stand setzt, 
auch im Verhältnisse zu mächtigeren Staaten ihr Recht und ihre 
Unabhängigkeit zu wahren und die allgemeinen völkerrechtlichen 
Befugnisse in Anspruch zu nehmen. In solcher günstiger Stel- 
lung befinden sie sich denn auch in der Auslieferungsfrage; und 
bei den grossen deutschen Mächten bedarf es nicht einmal einer 
solchen weiteren Unterstützung ihres Rechtes. — Wenn also 
dennoch eine Auslieferung politisch Angeklagter an fremde Staaten 
stattfindet, sei es grundsätzlich, wie in Oesterreich, oder wenig- 
stens gerne vertragsmässig , wie in Preussen, so treten ohne 
Zweifel die gegen eine solche folgerichtige Anwendung des 
kosmopolitischen Systemes geltend zu machenden Gründe auch 
hier in Kraft. Es wäre also zwar eine Beeinträchtigung des 
logisch - richtigsten Gedankenganges, allein ein Vorschreiten zu 
einer praktisch richtigem und mildern Auffassung der mensch- 
lichen Verhältnisse, wenn sich auch diese Staaten zur Anwendung 
des mittlem Systemes in diesem Punkte verständen. Was sie 
etwa in einzelnen Fällen an Sicherheit oder wenigstens an Be- 
quemheit der Zustände verlören, würden sie wohl reichlich in 
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sittlicher Achtung, selbst der eigenen Unterthanen, gewinnen. — 
Zugegeben ist allerdings, dass sich beide Mächte in Beziehung 
auf ihre polnischen Provinzen , Oesterreich iiberdiess noch hin- 
sichtlich seiner italienischen Besitzungen, in der besondern Lage 
befinden, in Denjenigen , welche sich gegen einen der anderen 
Mitbesitzer von Polen oder Italien staatlich vergehen , mittelbare 
eigene Feinde sehen zu müssen, indem unzweifelhaft ein glück- 
liches Unternehmen gegen den Nachbar auch in Bestandtheilen 
ihres eigenen Reiches Unruhen und Gefahren hervorrufen würde. 
Es begreift sich also wohl , däss sie mit den auf gleiche Weise 
Bedrohten gemeinschaftliche Sicherungsmaassregeln zu verabreden 
suchen ; und es ist nicht unnatürlich , dass sie eine derselben in 
gegenseitiger Auslieferung der politisch Angeschuldigten zu finden 
glauben. Auch wäre schliesslich nichts läppischer, als wenn man 
die freiwillige Aufgebung so gearteter Gebietsbestandtheile als 
Heilmittel anpreisen, oder die jetzige Verlegenheit als eine natur- 
gemässe Folge alter Sünden darstellen und damit über die Schwie- 
rigkeit wohlfeilen Kaufes wegkommen wollte. Diese Verhältnisse 
bestehen einmal, und können auch ohne eine allgemeine euro- 
päische Umwälzung und, wahrscheinlich wenigstens, ohne grösste 
Beeinträchtigung der Sicherheit und vielleicht des Bestehens von 
Deutschland nicht anders werden. Die Frage ist also nur, ob 
hier unter den allerdings bestehenden besonderen Umständen die 
Auslieferungen ausnahmsweise als eine nothwendige Maassregel 
erscheinen? Hierüber sind wohl zunächst noch die Ansichten 
getheilt, und eine Aenderung ist kaum zu erwarten; doch darf 
die Hoffnung nicht aufgegeben werden, dass bei einer grössern 
innern Beruhigung dieser zerrissenen Völkerschaften auch all— 
mählig aufmerksame Vorbeugungsmaassregeln und, im Falle eines 
Vergehens, Nichtaufnahme der Flüchtigen und deren Weitersen- 
dung in entferntere Länder genügen werden. Bei einer Zögerung 
der Verbesserungen aber bedenke man, dass es nicht die Zeiten 
innerer Aufregung und kaum eben niedergekämpfter Aufstände 
sind, in welchen Aenderungen vorgenommen werden, deren 
erste Wirkung die Schwächung eines bisher besessenen Regie- 
rungsmittels wäre, und welche erst allmählig durch Gewinnung 
des Rechtsgefühles sittlichen Gewinn versprechen. 
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Wesenllich anders stellt sich die ganze Frage bei den Aus- 
lieferungen der deutschen Staaten unter sich. — Gegenstand der 
besonderen Verabredung sind Solche, welche sich „gegen die 
Souveränetät, oder gegen die Existenz, Integrität oder Sicherheit 
eines andern Bundesstaates " verfehlten und dem ihrer habhaft 
gewordenen Staate nicht selbst angehören. Die angeordnete 
Maassregel aber ist: Auslieferung an den verletzten oder bedrohten 
Staat, auf vorgängiges Verlangen desselben. — Hieraus ergiebt 
sich denn zunächst, dass der Bundesbeschluss eine Auslieferung 
nicht vorschreibt für Solche, welche einer Unternehmung gegen 
den Bund selbst beschuldigt sind. Allerdings verfügt das Gesetz, 
dass solche Handlungen, weil die Bundesverfassung wesentlicher 
Bestandtheil der Verfassung jedes einzelnen Bundesstaates sei, 
unter den Begriff des Hochvcrrathes, Landesverrathes u. s. w. 
fallen sollen; allein eben hieraus geht hervor, dass jeder einzelne 
Staat, der eines Beschuldigten dieser Art habhaft wird, zur An- 
stellung eines gerichtlichen Verfahrens selbst zuständig ist. Selbst 
wenn die in Frage stehende Handlung ausserhalb Landes, und 
wenn sie von einem Nichtunterthanen begangen wurde, ist Aus- 
lieferung keine Nothwendigkeit; sondern es tritt dann vielmehr 
der Fall einer gegen den Staat im Auslande und von einem 
Fremden gerichteten Verletzung ein, zu deren Untersuchung und 
Bestrafung die einheimischen Gerichte vollkommen zuständig sind, 
wenn der Thäter (wie hier vorausgesetzt) in Gewahrsam ge- 
bracht ist. Ferner erhellt aus den Worten des Gesetzes, dass 
die Auslieferung keineswegs eine unbedingt nothwendige, in Folge 
des Bundesschlusses von selbst eintretende, und somit die einzig 
erlaubte Verfahrensweise ist; sondern dass sie nur erfolgen muss, 
wenn sie vom Verletzten verlangt wird. Bis dahin, und in Er- 
manglung eines Auslieferungsansinnens, ist jeder Bundesstaat 
ermächtigt, nach den von ihm im Allgemeinen befolgten Grund- 
sätzen zu verfahren, also namentlich, wenn er es für gut findet, 
Asyl zu gewähren, sei es mit, sei es ohne Bedingungen, oder 
aber den Flüchtigen ganz wegzuweisen. Endlich ist bestimmt, 
dass eigene Unterlhanen auch in diesem Falle niemals auszuliefern 
sind. — Die Frage ist also, ob die vom Bunde in solcher Weise 
beschränkte Auslieferung in den eigenthümlichen Verhältnissen 
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Deutschlands begründet ist, so dass eine Ausnahme von dem 
minieren Systeme als eine besondere Notwendigkeit und nicht 
als ein Vorkommen der von der europäischen Gesittigung im 
Allgemeinen geforderten Handlungsweise erscheint? 

Hier kommen denn nun dreierlei Umstände in Betracht: die 
Kleinheit des Gebietes sehr vieler Bundesstaaten; die vielfache 
Verschlingung der Landesgrenzen; endlich die gemeinschaftliche 
politische Grundlage der deutschen Staaten. — Die Kleinheit des 
Gebietes hat zwei bedeutende Nachlheile für die Beschützung der 
bestehenden Staaten gegen ungesetzliche Unternehmungen. Zu- 
nächst die Leichtigkeit der Flucht nach vollzogener oder ge- 
scheiterter Verletzung. Zweitens die Unmöglichkeit, einem poli- 
tischen Flüchtling in solchem beschränkten Räume einen unschädlich 
machenden, etwa von der Gränze oder von den grossen Ver- 
kehrswegen entfernten, Aufenthaltsort anzuweisen. — Letzterer 
Umstand fällt aber um so mehr ins Gewicht, als die Unregel- 
mässigkeit der Gränzen und die selbst theilweise vorhandene 
Zerrissenheit der Gebiete dazu kommt. Diese erschwert eben 
so sehr Vorsichtsrnaassregeln , als sie Wiederholungen der Vor- 
bereitungen und Angriffe erleichtert. Dass namentlich die klei- 
neren deutschen Staaten durch diese Verhältnisse in Schwierig- 
keiten verwickelt sind, welche in grösseren Staaten gar nicht 
bestehen, lässt sich nicht verkennen. — Was aber schliesslich 
die gemeinschaftliche staatliche Stellung der Bundesstaaten be- 
trifft, so ist allerdings in Betrachtung zu ziehen, und ist durch 
Erfahrung vielfach nachgewiesen, dass bedeutendere Unruhen in 
einem Lande die Ordnung auch in anderen schnell und bedenk- 
lich gefährden können. In welchen letzten Ursachen ein solches 
Gemeingefühl begründet ist, thut hier, wo es sich nicht von 
Wünschen nach Umgestaltung der deutschen Zustände, sondern 
von den Maassregeln zur Vertheidigung der bestehenden handelt, 
nichts zur Sache; es genügt die Anerkennung einer eigentüm- 
lichen Gefahr. 

Unter diesen Umständen mögen denn allerdings Sicherungs- 
maassregeln, welcher ausgedehntere und selbstständigere Staaten 
nicht bedürfen, ergriffen werden. Und dass eine grössere Wahr- 
scheinlichkeit der Bestrafung ein Sicherungsmittel ist, kann auch 



vom Asyle. 599 

nicht bestritten werden. Als eine ganz grundlose und verkehrte 
Härte ist also diese Ausdehnung der Auslieferungen an sich 
nicht zu erklären. Allerdings können dieselben auch unter 
den deutschen Staaten missbraucht werden und zur Vollbringung 
gehässiger Rachehandlungen und offenbarer Ungerechtigkeiten 
dienen; und es ist somit sehr wünschenswerth, dass in denjenigen 
Fällen, in welchen etwa Uebelthaten zu befürchten stehen, besser 
gesinnte Regierungen nicht nur durch geeignete Vorstellungen 
Einhalt thun, sondern namentlich auch der ungefährdeten Ent- 
fernung unschuldiger Flüchtiger nichts in den Weg legen : allein, 
wenn schliesslich ein Bedauern auf der Maassregel liegen bleibt, 
so ist er mehr verschuldet durch die ganze Gestaltung der deut- 
schen Dinge, als durch diese besondere, in der That nicht will- 
kührlich hervorgerufene, Folge derselben. Es wäre somit auch 
ungerecht, aus dieser Abweichung von dem mittlem Systeme 
auf eine tiefer stehende sittliche und menschliche Bildung Deutsch- 
lands und in Sonderheit seiner Regierungen zu schliessen. Noth- 
wehr schliesst in allen Verhältnissen feinere Rücksichten aus. 



Doch, es ist mehr als Zeit, die über Absicht und Gebühr 
hinausgewachsene Abhandlung zu Ende zu bringen. Es sei aber 
gestattet, dieses zu thun durch eine Hindeutung auf das Mittel, 
welches eine bessere Ordnung des wichtigen Gegenstandes her- 
beizuführen geeignet erscheint. 

Wie immer die Ansicht des Einzelnen über die theoretisch 
beste Lösung der Asyl- und Flüchtlingsfrage und dessen, was 
daran hängt, oder über die Handbarkeit der Sache im Leben 
beschaffen sein mag; darüber kann nur Eine Stimme sein, dass 
die jetzige Meinungsverschiedenheit der Regierungen, so wie die 
grosse Anzahl der verschiedenartigsten Gesetze, Verträge und 
Gewohnheitsrechte ein grosser Uebelstand ist. Denn Meinungs- 
verschiedenheit über Recht und Pflicht der Staaten hinsichtlich 
der internationalen Rechtspflege führt erfahrungsgemäss zu be- 
ständigen und zum Theile höchst bitteren Streitigkeiten. Die Ver- 
weigerung einer Hülfe wird von dem Anfordernden als Begünsti- 
gung seiner Feinde, vielleicht als unverantwortliche Genossenschaft 
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mit Verbrechern betrachtet; während der Angeforderte sich be- 
leidigt findet durch eine Zumuthung, welche ihm eine Barbarei 
und deren Erfüllung ihm Feigheit erscheint. Die Klagen über 
Belästigungen und Gefährdungen durch die jenseits beherbergten 
Flüchtlinge reissen nicht ab; und schon in mehr als Einem Falle 
ist die Erbitterung fast bis zur Kriegserklärung gestiegen, hat 
wiederholt sehr herbe Gegenmaassregeln als Betorsion hervorge- 
rufen. Und da sich die politische Leidenschaft bis zu Mordan- 
fällen gesteigert hat, so hat auch das, an sich gewiss sehr 
gerechte, Verlangen nach Beseitigung der Gefahr die Färbung 
der persönlichen Beleidigung erhalten. Durch alles Dieses aber 
ist ein hässlicher Misston in grosse Volkerverhältnisse gekommen 
und ein neuer Zündstoff den ohnedem nur allzu zahlreichen, 
früheren Streitgründen zugefügt. Und je weniger eine schnelle 
Beruhigung der staatlichen Bewegungen und Versuche zu er- 
warten, während die Schnelligkeit und Leichtigkeit der Verbin- 
dungen unter Ländern, ja Welttheilen , ins Fabelhafte wächst: 
desto sicherer wird das Uebel fortdauern und selbst zunehmen. 
Die grosse Menge und Verschiedenheit der positiven Bechtsquellen 
aber ist eine Qual nicht nur für die Uebersicht und Beherrschung 
des Gegenstandes, sondern noch weit mehr für die Amtsthätig- 
keit der Behörden aller Art. Es streift doch fast an das Lächer- 
liche, wenn über diese einzige Frage ganze Sammlungen von 
Verträgen von Einem Staate abgeschlossen und angewendet wer- 
den, unter sich voll unmerklicher, spitzfindiger Unterschiede und 
abweichender kleiner Bestimmungen. 

Nun ist aber wohl unbestreitbar, dass die ganze Frage unter 
Staaten wesentlich gleicher Gesittigung auf eine gleichmässige 
Weise bestimmt werden könnte. Es ist ja — vielleicht mit ein- 
zelnen, genau zu bezeichnenden Ausnahmen — dieselbe keine 
Frage der Zeit, des Ortes, der Regierungsform; sondern eine 
ganz allgemeine, menschliche. Eine einzige, keineswegs ausge- 
dehnte Vereinbarung könnte freundliche Gesinnung unter den 
Regierungen und Staaten und eine grosse Vereinfachung der 
Geschäfte herbeiführen; und nichts wäre an sich möglicher, als 
durch einen Congress eine solche Uebereinkunft zu Wege 
zu bringen. 
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Im Wege stehen nur zwei Hindernisse. Einmal, die bis- 
herige ungenügende wissenschaftliche Bearbeitung der Sache, 
wodurch die Gewinnung einer gleichförmigen theoretischen Auf- 
fassung, die Annahme eines von Allen anerkannten Ausgangs- 
punktes verhindert ist. Zweitens, die bis zum Fanatismus in 
einzelnen Ländern gesteigerte volkstümliche Entschiedenheit für 
eine bestimmte Ansicht, und leider nicht für die richtige ; wodurch 
denn den Regierungen eine freie Verfolgung ihrer eigenen bes- 
sern Ansicht sehr erschwert wird , zumal in parlamentarischen 
Staaten. 

Beiden Hindernissen muss also entgegengearbeitet werden, 
wenn eine Vereinbarung soll zu Stande kommen. Glücklicher- 
weise gehen die Mittel gegen beide, wenigstens anfänglich, Hand 
in Hand. 

Das erste Erforderniss ist eine gründliche wissenschaftliche 
Durcharbeitung der ganzen Lehre, deren schliessliches Ergebniss, 
welches es nun auch sachlich sei, doch wohl, in so einfacher 
Sache, eine Gewinnung grosser Uebereinstimmung sein wird. 
Natürlich wird es auch hier, wie überall, an Querköpfen und 
eigensinnigen Rechthabern nicht fehlen; allein wenn die grosse 
Mehrzahl der gesunden praktischen Menschen sich für ein Ergeb- 
niss wird entschieden haben, ist für die Benutzung im Leben das 
Nöthige erreicht. Diese wissenschaftliche Erörterung kann aber 
ohne alle Hindernisse vor sich gehen. Möge doch — diese Auf- 
forderung darf nochmals an das Herz gelegt werden — jeder Stimm- 
befähigte sein Scherfiein dazu beitragen! 

Schon diese Verhandlungen aber, und noch mehr ein end- 
liches allgemein anerkanntes Ergebniss derselben, würden viel 
beitragen zur Aufklärung der öffentlichen Meinung. Dass es lang- 
sam gienge, ist freilich mehr als wahrscheinlich. Es braucht 
lange, ehe neu gewonnene Sätze durch die verschiedenen Gat- 
tungen des Schriftenthums eine Umstimmung der Massen be- 
wirken. Aber es ist keineswegs unmöglich. Namentlich wird 
man hier wohl auf die, in anderen Beziehungen freilich unwün- 
schenswerthen , fühlbaren Wirkungen der jetzigen Streitigkeiten 
rechnen können. Auch Völker werden durch Schaden klug; und 
die bei solchen Gelegenheiten nothwendig entstehenden vielfachen 

39* 



602 Völkerrechtliche Lehre 

Erörterungen, welche durch die Unmittelbarkeit der Beispiele sehr 
belehrend sind, müssen mächtig dazu helfen. 

Wenn diess nun aber auch nicht überall so schnell und so 
vollständig gelingen sollte, als zu wünschen wäre, also z. B. 
Russland von einer Nichtauslieferung politischer Flüchtlinge immer 
nichts hören wollte, oder in England und Nordamerika sich grosse 
Reste falscher Meinungen halten sollten : so hinderte diess die übri- 
gen Staaten, welche im Wesentlichen zu gleicher Auffassung gelangt 
wären, keineswegs mit einer Vereinigung unter sich zu beginnen. 
Worin sollte die Unmöglichkeit, oder auch nur die Schwierigkeit 
liegen, durch einen Congress der westeuropäischen Staaten zu 
einer gemeinsamen Uebereinkunft zu gelangen? Schon jetzt sind 
die Ansichten und Gesetzgebungen dieser Regierungen so ziem- 
lich übereinstimmend; eine völlige Vereinigung auf eine mittlere 
Handlungsweise aber dürfte (auch ganz abgesehen von der Nach- 
hülfe einer bessern Theorie) dadurch erleichtert werden, dass 
vorteilhafte Ausgleichungen für das, was etwa ungerne aufge- 
geben würde, in der That vorhanden wären. Wenn nämlich 
allerdings z. B. einzelne Staaten zu dem Grundsatze der Nicht- 
auslieferung wegen staatlicher . Vergehen nur ungerne ihre Zu- 
stimmung geben möchten : so wäre zu bedenken, dass eine allge- 
meine Vereinbarung auch ein gemeinschaftliches und wirksames 
System vorbeugender Maassregeln enthalten müsste, und somit 
eine jetzt ungekannte Sicherung und Beruhigung brächte. Man 
nehme an , dass eine der verabredeten Bedingungen fest- 
setze, ein politischer Flüchtling sei in einem unmittelbar anstos- 
senden Staate gar nicht, und überhaupt nur in einer bestimmten 
geographischen Entfernung von den Gränzen des Staates, gegen 
den er sich vergangen, zu dulden: würde dadurch nicht (um 
eben jetzt bestehende Verhältnisse anzuführen) Oesterreich gegen- 
über von Piemont oder der Schweiz, Frankreich gegen Belgien 
gewinnen? Würde nicht der Streit Badens mit der Schweiz 
über ungenügendes Interniren ganz wegfallen? Aber eben so 
auf der andern Seite, d. h. bei denjenigen Staaten, welche ihrer 
bisherigen Beihülfe zu fremdem Rechtsschutze etwas beifügen 
müssten. Unzweifelhaft würde sich z. B. die Schweiz zu den 
eben genannten, und vielleicht noch weiteren, Vorbeugungsmaass- 
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regeln schwer verstehen. Allein wäre es unverständig und un- 
ehrenhaft, die bisher eingehaltene grössere Freiheit aufzugeben, 
wenn dagegen nicht nur eigene Befreiung von nicht abreissenden 
Beschwerden und Unannehmlichkeiten aller Art erlangt, die Ver- 
anlassung zu harten und auch für Unschuldige verderblichen Re- 
pressalien beseitigt; sondern auch der Grundsatz, dessen Durch- 
setzung die edleren Geister des Volkes als Forderung der 
Gesittigung betrachteten, nämlich die Asylberechtigung politischer 
Flüchtlinge, zum allgemeinen europäischen Rechte erklärt werden 
könnte? Schwierigkeiten würden freilich sein; allein diejenige 
Auffassung der internationalen Verhältnisse, welche die Zoll- 
vereine, die Verträge über die Posten, Eisenbahnen, Telegraphen, 
die Verabredungen über Heimalhlose zu Stande gebracht hat, 
welche eine gemeinschaftliche Quarantäneordnung erwarten lässt, 
würde dieselben besiegen können. 

Und wenn etwa auch nicht sogleich unter allen bezeichneten 
Staaten der Abschluss zu Stande käme, schon eine Verabredung 
unter wenigeren wäre ein grosser Gewinn; zunächst für die Be- 
theiligten, dann aber, und hauptsächlich, als Anfang und zwin- 
gender Vorgang. Vielleicht müssle auch den besonderen Ver- 
hältnissen Deutschlands in so ferne Rechnung getragen werden, 
als sich der Bund nur als Gesammtlieit und gegen Aussen den 
allgemeinen Grundsätzen anschlösse, in seinem Innern aber, d. h. 
für die Verhältnisse der Mitglieder unter sich, freie Hand für 
besondere Verabredungen behielte. Diess Alles wären keine un- 
bedingten Hindernisse. Ist doch überhaupt der Grundgedanke, 
welcher in der ganzen Sache festgehalten werden muss, der 
der Mässigung, der Anerkennung der Bedürfnisse des Lebens im 
Gegensatze gegen blosse logische Starrheit. Es soll dadurch im 
Einzelnen und Ganzen das erreichbare Gute an die Stelle von 
Streit über das unbedingte Recht, und Anerkennung der verschie- 
denen Bedürfnisse an die Stelle von hochimilhigcr und eigen- 
sinniger Einseitigkeit gesetzt werden. 

Einer besondern Erwägung könnte unierzogen werden, ob 
nicht zur Enlschcidung über zweifelhafte Fragen ein völkerrecht- 
liches Schiedsgericht zu bestellen wäre; wenigstens für die erste 
Zeil, bis zur Bildung eines Gewohnheitsrechtes. Es ist wohl 
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erlaubt, Elihu Burritt's Plan im Ganzen zu belächeln, und doch 
sich zu der Ansicht zu bekennen, dass eine Ausdehnung des 
schiedsrichterlichen Verfahrens zur Ordnung einzelner bestimmter 
Fragen ein grosser Gewinn und keine thalsächliche Unmöglich- 
keit wäre. 

Ob die im Vorstehenden versuchten Erörterungen Beifall 
finden, ob sie auch nur irgend Aufmerksamkeit auf sich zu ziehen 
vermögen, habe ich allerdings zu erwarten. Es ist aber jeden 
Falles nicht blos eine falschbescheidene Redeweise, wenn ich 
versichere, dass es mir persönlich weit angenehmer wäre, den 
Ansloss zu einer lebendigen, wenn auch mitunter tadelnden Ver- 
handlung zu geben, als eine leidende und erfolglose Zustimmung 
zu gewinnen. Je länger und ernster ich den Gegenstand be- 
trachte, desto mehr erscheint mir der jetzige Zustand der inter- 
nationiilen Rechlshülfe eine Unehre für die Wissenschaft und ein 
Uebcl für das Leben. Ohne ein eifriges Rütteln und ein heftiges 
Hin- und Widerreden aber wird es, kann es nicht besser werden. 



